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Einleitung 


Über einen Zeitraum von mehr als zwanzig Jahren 
hat die gemeinsame Agrarpolitik die Entwicklung 
der Landwirtschaft in der Gemeinschaft gefördert 
und bedeutende, positive Ergebnisse erzielt Ange- 
sichts der Änderungen jedoch, die innerhalb der 
europäischen Wirtschaft und weltweit eingetreten 
sind, sieht sich die Agrarpolitik vor neue Herausfor- 
derungen gestellt und muß nunmehr den Blick auf 
das Jahr 2000 richten. In den nächsten Jahren wird 
sich das Tempo des Wandels der technischen und 
wirtschaftlichen Faktoren, die die Landwirtschaft 
beeinflussen, beschleunigen; Die Entwicklung der 
Biotechnologie, die tiefgreifende Rückwirkungen 
nicht nur für die Verwendung der Agrarerzeugnis- 
se, sondern auch für die Produktionsverfahren hat, 
ist nur ein Beispiel dafür. 

Die Gemeinschaftsorgane haben die Pflicht, unter 
Berücksichtigung der Ansichten der betreffenden 
Berufsverbände eine umfassende Strategie zu ent- 
wickeln, mit der Europas Agrarbevölkerung — ge- 
genüber der die Gemeinschaft aufgrund von Arti- 
kel 39 des Vertrags besondere Verpflichtungen hat 
— diesen Herausforderungen unter optimalen Be- 
dingungen begegnen kann. Dies war der ausschlag- 
gebende Grund für die Entscheidung der Kommis- 
sion, kurz nach ihrem Amtsantritt im Januar 1985, 
eine allgemeine Diskussion über die Perspektiven 
der gemeinsamen Agrarpolitik anzuregen. 

Zu diesem Zweck hat die Kommission beschlossen, 
ihre Überlegungen in einem beratenden Dokument 
(„Grünbuch“) zusammenzufassen, das nunmehr den 
Gemeinschaftsorganen und den anderen Beteilig- 
ten auf Gemeinschaftsebene übermittelt wird. Die- 
ses Dokument stellt eine Reihe grundlegender Al- 
ternativen für die künftige Entwicklung der Agrar- 
politik vor. Die Kommission lädt die Organe und 
anderen Organisationen ein, in den kommenden 
Monaten ihre eigenen Überlegungen und Anmer- 
kungen zu formulieren. Unter Berücksichtigung der 
einzelnen Standpunkte, die im Laufe der Debatte 
vorgetragen werden, wird die Kommission ihre 
Schlußfolgerungen gegen Ende 1985 in angemesse- 
ner Form vorlegen. 

Die Kommission mochte betonen, daß das vorlie- 
gende Dokument diesen Schlußfolgerungen keines- 
wegs vorgreifen soll und daß sie den vorgetragenen 
Standpunkten voll Rechnung tragen wird. Sie 
möchte ferner betonen, daß es sich bei der vorlie- 
genden Arbeit um ein ergänzendes und gleichzeitig 
selektives Dokument handelt: ergänzend, da es an 
die Überlegungen der vorhergehenden Kommission 
anknüpft und diese zu Ende führt; und selektiv, da 
der Versuch unternommen wird, diejenigen Berei- 
che einzukreisen, in denen politische Entscheidun- 
gen getroffen werden müssen, ohne damit andeuten 
zu wollen, daß andere Aspekte der gemeinsamen 
Agrarpolitik vernachlässigt werden könnten. 


Das eigentliche Problem 

Die gemeinsame Agrarpolitik ist der Eckpfeiler des 
europäischen Einigungswerks. Es war dieser Sek- 
tor, in dem die sechs Gründungsmitgliedstaaten 
parallel zur Schaffung des gemeinsamen Marktes 
für gewerbliche Erzeugnisse erhebliche Anstren- 
gungen auf dem Wege zur Europäischen Integra- 
tion unternommen haben. In diesem Sinne war und 
bleibt die gemeinsame Agrarpolitik Teil des „Hei- 
ratsvertrags“ der Europäischen Gemeinschaft. Sie 
wurde von den neuen Mitgliedern akzeptiert, die 
der Gemeinschaft 1973 und 1981 beitraten und wird 
von den Mitgliedern angenommen werden, die ihr 
1986 beitreten. 

Die gemeinsame Agrarpolitik hat in bezug auf die 
Markt- und die Strukturpolitik bisher verschiedene 
Entwicklungsphasen durchlaufen: sie wurde konti- 
nuierlich angepaßt, um den neuen Situationen ge- 
recht zu werden, die von den Gründungsvätern der 
Konferenz von Stresa 1958 nicht vorausgesehen wa- 
ren. In den ersten 15 Jahren führten der technische 
Fortschritt in der Landwirtschaft und die günstigen 
Bedingungen in anderen Sektoren der Wirtschaft 
zu einer rapiden Landflucht. Seit Mitte der 70er 
Jahre hat die Wirtschaftskrise die Abwanderung 
von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft verlang- 
samt; die hohe Arbeitslosigkeit schuf Bedingungen, 
unter denen eine Beschleunigung der Abwande- 
rung aus den ländlichen Gebieten zu unhaltbaren 
Verhältnissen führen würde. Gleichwohl läßt sich 
aufgrund der Bevölkerungsstruktur in der Land- 
wirtschaft der Gemeinschaft immer noch eine ge- 
wisse Verringerung der landwirtschaftlichen Ar- 
beitskräfte erwarten. 

Die Europäische Gemeinschaft sieht sich bereits 
vor die Frage gestellt, ob sie es für wünschenswert 
hält, eine substantielle Zahl von Arbeitskräften in 
der Landwirtschaft zu erhalten. Diese Frage kann 
nur mit Ja beantwortet werden. Die Notwendigkeit, 
ein soziales Gefüge in den ländlichen Gebieten zu 
erhalten, die natürliche Umwelt zu wahren und die 
seit zwei Jahrtausenden von der Landwirtschaft ge- 
formte Landschaft zu schützen, sind Gründe, die für 
ein „grünes Europa“ sprechen, das gleichzeitig Be- 
schäftigungsmöglichkeiten für die landwirtschaftli- 
chen Arbeitskräfte erhält und langfristig dem Inter- 
esse aller europäischen Bürger dient. Die Erweite- 
rung der Gemeinschaft um Spanien und Portugal 
wird die Vielfalt der europäischen Landwirtschaft 
und ihre Besonderheit im Vergleich zu den Land- 
wirtschaften in anderen Gebieten der Erde verstär- 
ken. Eine Landwirtschaft nach amerikanischem 
Muster, mit riesigen Anbauflächen und nur weni- 
gen Farmern, ist unter europäischen Voraussetzun- 
gen, wo nach wie vor der Familienbetrieb vor- 
herrscht, weder möglich noch wünschenswert. 
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Wenn die Entscheidung für diese Art der Landwirt- 
schaft von den Gemeinschaftsorganen bestätigt 
wird — und die Kommission hat sich dafür bereits 
entschieden — , so stehen wir vor der Herausforde- 
rung, wie eine große Zahl von Personen in der 
Landwirtschaft gehalten werden kann, ohne daß 
dies zu unannehmbaren wirtschaftlichen und fi- 
nanziellen Belastungen führt Die Landwirtschaft 
unterliegt wie der Rest der Wirtschaft den Gesetzen 
von Angebot und Nachfrage. 

Ein stetiges Anwachsen der Überschüsse aufgrund 
von Ungleichgewichten bei Preisen und Märkten 
kann für die gemeinsame Agrarpolitik keine befrie- 
digende Lösung darstellen. Die Agrarausfuhren der 
Gemeinschaft dürfen nicht zu einem Instrument 
des Absatzes von Überschüssen umfunktioniert 
werden; und die Probleme der Dritten Welt, in de- 
nen viele Millionen Menschen nach wie vor Hunger 
leiden, können langfristig nicht durch die Landwirt- 
schaft der industrialisierten Länder gelöst werden. 

Aus diesen Gründen versucht die Kommission be- 
reits seit Jahren, die Instrumente der gemeinsamen 
Agrarpolitik anzupassen und den europäischen 
Bauern den Anreiz zu nehmen, für die öffentliche 
Intervention zu produzieren, d. h. für Märkte, die es 
nicht gibt. Rat und Parlament haben die Notwen- 
digkeit einer solchen Neuausrichtung der gemein- 
samen Agrarpolitik anerkannt. Nunmehr gilt es, die 
gefaßten Beschlüsse so durchzuführen, daß die 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Voraus- 
setzungen geschaffen werden, unter denen die ein- 
geleiteten Reformen erfolgreich abgeschlossen wer- 
den können. 

Eine Diversifizierung der Instrumente der gemein- 
samen Agrarpolitik durch ergänzende Maßnahmen 
sowohl im Bereich der Marktorganisationen wie im 
strukturellen und im sozialen Bereich der Politik 
sollte realisiert werden, in Einklang mit den Grund- 
prinzipien (Einheit des Marktes, Gemeinschaftsprä- 
ferenz, finanzielle Solidarität) und ohne daß die 
vom Rat 1982 und 1984 beschlossenen Reformen 
(restriktive Preispolitik, Garantieschwelle usw.) 
aufgegeben werden. 

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

Der technische und wirtschaftliche Fortschritt in 
der Landwirtschaft beschränkt sich nicht auf Euro- 
pa; er verwandelt die Landwirtschaft überall in der 
Welt — in den Agrarausfuhrländern, die mit der 
Gemeinschaft auf dem Weltmarkt konkurrieren, 
und in den Entwicklungsländern, die sich der Not- 
wendigkeit gegenübersehen, ihre eigenen Nah- 
rungsmittelstrategien durchzuführen. Da die Ge- 
meinschaft ihre Rolle im internationalen Handel 
wahren möchte, bedeutet dies, daß die gemeinsame 
Agrarpolitik den internationalen Gegebenheiten 
Rechnung tragen muß. 

Die Landwirtschaft ist allerdings keineswegs der 
einzige Sektor der europäischen Wirtschaft, der ei- 
nen raschen Wandel mit den entsprechenden sozia- 
len Umstellungsproblemen erlebt; die hohe Arbeits- 
losigkeit ist nur ein Symptom für die Schwierigkei- 


ten, die sich für die europäische Wirtschaft aus der 
Umstellung auf die veränderten Rahmenbedingun- 
gen ergeben. Sowohl auf gemeinschaftlicher als 
auch auf einzelstaatlicher Ebene werden immer 
wieder öffentliche Mittel gefordert, um die Pro- 
bleme der in Schwierigkeiten geratenen Sektoren 
zu vermindern und die Entwicklung neuer Wirt- 
schaftszweige zu fordern. Da die Haushaltsmittel 
begrenzt sind, bedeutet dies, daß die gemeinsame 
Agrarpolitik den finanziellen Beschränkungen 
Rechnung tragen muß. 


Ausgleich der Agrarmärkte 

Seit Anfang der 80er Jahre hat die Gemeinschaft 
verschiedene Schritte unternommen, um die Preis- 
und Marktpolitik in Anbetracht der strukturellen 
Überschüsse in mehreren Bereichen anzupassen. In 
einer Reihe wichtiger Beschlüsse erkannte der Rat 
1984 die Notwendigkeit einer restriktiven Preispoli- 
tik mit Garantieschwellen für Erzeugnisse an, bei 
denen Überschüsse bestehen oder bei denen die 
Haushaltsausgaben rasch ansteigen könnten. 

Wenn es der Gemeinschaft nicht gelingt, die Rolle 
der Marktpreise bei der Steuerung von Angebot 
und Nachfrage im Rahmen der Agrarpolitik zu ver- 
stärken, wird sie mehr und mehr in ein Labyrinth 
von Verwaltungsmaßnahmen zur quantitativen Re- 
gulierung der Produktion hineingezogen. Es kann 
nicht im langfristigen Interesse der europäischen 
Landwirtschaft, die doch ihr produktives Potential 
erschließen will, liegen, die Quotenregelung noch 
weiter auszudehnen. Höhere Preise im Rahmen von 
Quoten könnten Widerstand bei den Verbrauchern 
und die Entwicklung von Substitutionserzeugnissen 
auslösen. Ein solches Konzept würde in der Ten- 
denz auch die Einheitlichkeit der Agrarmärkte und 
die Solidarität der Agrarpolitik gefährden. Daher 
gelangte die Kommission in ihren Preisvorschlägen 
für 1985/86 zu dem Schluß, daß es keine Alternative 
für eine Preispolitik geben könne, die den Realitä- 
ten der Binnen- und Außenmärkte besser angepaßt 
sei, gleichzeitig jedoch die Verpflichtungen der Ge- 
meinschaft gegenüber der Agrarbevölkerung be- 
rücksichtige. 

Dieses Konzept bedeutet auch, daß den Verbrau- 
cherwünschen in bezug auf Qualität (und Quanti- 
tät) der Nahrungsmittel zu angemessenen Preisen 
und den Erfordernissen der Nahrungsmittelindu- 
strie vermehrte Aufmerksamkeit geschenkt werden 
sollte. 


Die Notwendigkeit von Perspektiven 

Wenn jedoch die Agrarpolitik den Landwirten keine 
positiven Perspektiven bietet mit der Hoffnung auf 
gesündere Rahmenbedingungen für die nächste Ge- 
neration, wird sie der Rolle, die ihr die Gemein- 
schaft zugedacht hat, nicht gerecht werden. In die- 
sem Fall würde die Politik zwangsläufig einen Pro- 
zeß der Renationalisierung mit allen entsprechen- 
den Konsequenzen für die europäische Integration 
erleben, und dies muß vermieden werden. 
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Es gibt keine Patentlösung für diese Probleme, 
wohl aber Möglichkeiten, die genutzt werden kön- 
nen, sofern die Landwirtschaft bereit ist, sich der 
Herausforderung zu stellen. Wenn die Fesseln einer 
stärker marktorientierten Preis- und Marktpolitik 
akzeptiert werden, sollte es möglich sein, neue Res- 
sourcen zu erschließen, die Instrumente der ge- 
meinsamen Agrarpolitik zu diversifizieren und 
neue Absatzmöglichkeiten für Agrarerzeugnisse zu 
finden. Dieses Konzept würde von den Landwirten 
verlangen, daß sie sich nicht nur als „Techniker“, 
sondern auch als Manager und Unternehmer ver- 
stehen. Auch könnten die Beschäftigungsmöglich- 
keiten für die Arbeitskräfte in der Landwirtschaft 
in stärkerem Maße gesichert werden. 

Der Zweck dieses konsultativen Dokuments besteht 
darin, eine Reihe von Optionen aufzuzeigen, die in 
Erwägung gezogen werden könnten: 

— Auf der Ebene der Produktion: Schwierigkeiten 
gibt es zwar auf einer ganzen Reihe von Märk- 
ten, so daß die Reform der Marktorganisationen 
fortgesetzt werden muß, doch bedarf der Getrei- 
desektor ; dem ein großer Teil dieses Dokuments 
gewidmet ist, am dringendsten einer Überprü- 
fung. Gleichzeitig sind die Möglichkeiten für al- 
ternative Produktionen untersucht worden, um 
bereits vorhandene oder sogar neue Pflanzen zu 
fördern; eine neue Austarierung des Preisgefü- 
ges würde zwar eine solche Entwicklung erleich- 
tern, doch werden dafür möglicherweise auch 
Haushaltsmittel benötigt. 

— Auf der Ebene der Absatzmärkte: Die Entwick- 
lung der modernen Technologien bringt neue 
Verwendungsmöglichkeiten für Agrarerzeugnis- 
se, insbesondere für die Industrie und für die 
Energieerzeugung; die Analyse in diesem Doku- 
ment zeigt, daß ein Potential für eine verstärkte 
Nachfrage vorhanden ist, daß seine Tragweite 
unter den derzeitigen Umständen jedoch nur be- 
grenzt ist und daß es wichtige Finanzierungsfra- 
gen aufwirft. In diesem Zusammenhang wird in 
dem Dokument auch die Rolle der Gemeinschaft 
im Agraraußenhandel untersucht, wobei ver- 
schiedene Optionen ins Auge gefaßt werden soll- 
ten. Selbstverständlich müssen Ausfuhren unter 
Wettbewerbsbedingungen erfolgen, und in die- 
sem Zusammenhang stellt sich auch die Frage 
der finanziellen Mitverantwortung der Erzeu- 
ger. 


Diversifizierung der Instrumente der gemeinsamen 
Agrarpolitik 

Bislang war die gemeinsame Agrarpolitik dadurch 
gekennzeichnet, daß das Instrument der Preisstüt- 
zung im Vordergrund stand, was sich in dem Anteil 
widerspiegelt, den die Abteilung Garantie im Rah- 
men des Gemeinsamen Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft hat. Dieses Mißver- 
hältnis zwischen Preisstützung und sonstigen Maß- 
nahmen ist von den ursprünglichen Gestaltern der 
gemeinsamen Agrarpolitik nicht gewollt und hat 
dazu geführt, daß im Rahmen dieser Politik haupt- 


sächlich ein Instrument zur Erreichung verschie- 
dener Ziele eingesetzt wird. Da dieses Konzept nun- 
mehr an seine Grenzen gestoßen ist, erhebt sich 
zwangsläufig die Frage, welche ergänzenden In- 
strumente entwickelt werden sollten. 

Vor kurzem sind mit den Ratsbeschlüssen über die 
neue Agrarpolitik und die Integrierten Mittelmeer- 
programme wichtige Schritte in dieser Richtung 
unternommen worden. Weitere Überlegungen dar- 
über, wie die Landwirtschaft einen besseren Platz 
in der Gesellschaft finden kann, sind notwendig, 
wobei insbesondere die Lage der Familienbetriebe 
zu berücksichtigen ist. Um so notwendiger ist dies 
wegen 

— der Auswirkung einer restriktiven Preispolitik 
auf die Agrareinkommen, 

— der Gefahr einer zunehmenden Polarisierung 
zwischen der Landwirtschaft in den einzelnen 
europäischen Ländern, die von gutstrukturier- 
ten Betrieben mit günstigen Wirtschaftsbedin- 
gungen bis hin zu landwirtschaftlichen Betrie- 
ben reicht, die innerhalb einer schwachentwik- 
kelten Regionalwirtschaft durch natürliche Fak- 
toren benachteiligt sind, 

— der Herausforderung durch die Erweiterung. 

Die Gemeinschaft muß dafür Sorge tragen, daß die 
sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen für die 
in der Landwirtschaft arbeitende Bevölkerung 
durch diese Entwicklungen nicht beeinträchtigt 
werden und daß das gesellschaftliche Gefüge der 
Agrargebiete nicht durch die beschleunigte Abwan- 
derung der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte zer- 
stört wird. In einigen Gebieten sind Beschäftigung 
und Aktivität in der Landwirtschaft einfach uner- 
läßlich, um eine Abwanderung der Bevölkerung zu 
vermeiden, selbst wenn das nur mit Beihilfen mög- 
lich ist. Eine bedeutende Anzahl von Personen in 
der Landwirtschaft zu halten, ist indessen nicht un- 
vereinbar mit der — zu fördernden — Tendenz, daß 
die Agrarbevölkerung ihr Einkommen teilweise aus 
nichtlandwirtschaftlicher Tätigkeit bezieht (Neben- 
erwerbslandwirtschaft). 

Die Kommission stellt daher in diesem konsultati- 
ven Dokument eine Reihe von Optionen in den fol- 
genden Bereichen zur Diskussion: 

— Die Rolle der Landwirtschaft für den Umwelt- 
schutz; in unserer Industriegesellschaft wird 
diese Rolle als zunehmend wichtig empfunden, 
und wenn die Landwirtschaft bereit ist, sich in 
diesem Zusammenhang neuen Beschränkungen 
zu fügen, sollte die Gesellschaft dies durch Be- 
reitstellung von Finanzmitteln anerkennen; 

— die bessere Einbeziehung der Landwirtschaft in 
die regionale Entwicklung; da sich nicht alle 
Probleme der Landwirtschaft allein durch die 
Agrarpolitik lösen lassen, muß unbedingt ge- 
prüft werden, welchen Beitrag die übrigen Politi- 
ken leisten können; die Agrarpolitik muß in dem 
breiteren Zusammenhang einer umfassenden 
Politik für den ländlichen Raum gesehen wer- 
den; 
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— die Frage der direkten Einkommensbeihilfen für 
die Landwirtschaft; vor dem Hintergrund einer 
restriktiven Preispolitik müssen die Möglichkei- 
ten für ergänzende Maßnahmen in Form von 
Einkommensbeihilfen untersucht werden. 

Zu den Einkommensbeihilfen möchte die Kommis- 
sion hervorheben, daß die in diesem konsultativen 
Dokument beschriebenen Optionen sorgfältig ge- 
prüft und erörtert werden müssen. Zwar gibt es 
bereits im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik 
bestimmte Maßnahmen zur unmittelbaren Einkom- 
mensstützung (beispielsweise Ausgleichzahlungen 
in Berggebieten und benachteiligten Gebieten), 
doch würde eine Ausdehnung auf breiterer Basis 
wichtige politische, administrative und finanzielle 
Fragen aufwerfen, insbesondere im Zusammen- 
hang mit dem notwendigerweise selektiven Charak- 
ter eines solchen Systems. Die Vielschichtigkeit die- 
ses Problems — einschließlich des Widerstands der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung gegen Maßnah- 
men, die den Charakter einer „Unterstützung“ ha- 
ben — erfordert umfassende Überlegungen. Daher 
sind die dargelegten Optionen nicht als Vorschläge, 
sondern als Ausgangspunkt für eine Debatte über 
dieses Thema anhand gründlicherer Informationen 
zu verstehen. Zwei Punkte sind besonders hervor- 
zuheben: 

— Ein wesentliches Element eines jeden Systems 
von Einkommensbeihilfen wäre eine finanzielle 
Beteiligung der Gemeinschaft, die ihrer Solidari- 
tät vor allem gegenüber den ärmeren Regionen 
entspräche; dies wäre nur eine logische Folge 
der Tatsache, daß die Last der Einkommensstüt- 
zung der Marktpolitik teilweise abgenommen 
wird. 

— Einkommensstützungssysteme und Regional- 
entwicklungsmaßnahmen zur Schaffung ande- 
rer Verdienstmöglichkeiten außerhalb der Land- 
wirtschaft wären komplementär; durch eine dy- 
namischere Regionalpolitik könnten spezifische 
Einkommenshilfen für die Landwirtschaft weni- 
ger notwendig werden. 

Die Notwendigkeit von Entscheidungen 

Wie bereits festgestellt wurde, könnten Finanzmit- 
tel für die Entwicklung neuer agrarpolitischer In- 
strumente freigesetzt werden, wenn die Beschrän- 
kungen einer stärker marktorientierten Politik (zu 
der die Gemeinschaft in jedem Fall durch die Reali- 
täten des Wirtschaftslebens mehr oder weniger ge- 
zwungen ist) hingenommen werden. Im Zusammen- 
hang mit den Absatzmöglichkeiten innerhalb und 
außerhalb der Gemeinschaft stellt sich auch die 
Frage einer etwaigen finanziellen Beteiligung der 
Erzeuger. 

Eine gewisse Anzahl von Entscheidungen muß je- 
doch getroffen werden, wenn man bedenkt, daß bei 
den Ausgaben im Rahmen der gemeinsamen Agrar- 
politik die Grenzen eingehalten werden müssen, die 
sich aus der Anwendung der finanziellen Leitlinien 
ergeben; dies bedeutet, daß die Zuwachsrate der 
Agrarausgaben niedriger sein muß als die Zuwachs- 
rate der eigenen Mittel. 


Einige der in diesem Dokument dargelegten Optio- 
nen sind in Haushaltsziffern quantifiziert worden 
(z. B. Optionen für die Einkommensbeihilfen), doch 
ist in anderen Fällen eine Quantifizierung naturge- 
mäß äußerst schwierig (z. B. bei den Außenhandels- 
optionen). Es braucht wohl kaum hervorgehoben zu 
werden, daß Einsparungen an anderer Stelle erzielt 
werden müßten, falls die Gemeinschaft neue Arten 
von Ausgaben zugunsten der Landwirtschaft (z. B. 
Einkommensbeihilfen) einführen oder die bereits 
bestehenden Ausgabenarten signifikant aufstocken 
sollte (z. B. Subventionen für den Absatz). Im allge- 
meinen ist folgendes zu bemerken: 

— Eine restriktive Preispolitik impliziert niedri- 
gere Ausgaben für Marktmaßnahmen (Interven- 
tion, Erstattungen, Produktionsbeihilfen), was in 
zwei Phasen vor sich gehen würde — während 
einer ersten Phase würden bestimmte Preise 
entweder herabgesetzt oder weniger stark er- 
höht, als dies normalerweise der Fall gewesen 
wäre, und in einer zweiten Phase würde entwe- 
der die Produktion bestimmter Überschußpro- 
dukte verringert oder geringer ansteigen. 

— Andere in diesem Dokument erwähnte Optionen 
würden sowohl in budgetärer Hinsicht (höhere 
Ausgaben) als auch in sozialer Hinsicht (Maß- 
nahmen zur Stützung der Agrareinkommen 
durch alternative Produktionen oder Absatz- 
möglichkeiten, Maßnahmen der direkten Ein- 
kommensstützung usw.) in die entgegengesetzte 
Richtung zielen. 

Bei den Entscheidungen, die zu treffen sind, geht es 
im wesentlichen um eine Abwägung zwischen die- 
sen beiden Faktoren und um die Zeitspanne, inner- 
halb der sie sich voraussichtlich auswirken werden, 
wobei zu berücksichtigen ist, daß sie während einer 
gewissen Übergangszeit wegen der zeitlichen Wir- 
kungsverzögerungen in der Agrarwirtschaft zu- 
nächst zu höheren Gesamtausgaben, später jedoch 
zu niedrigeren Ausgaben führen könnten. 

Die Entscheidungen betreffen auch die finanziellen 
Anstrengungen zugunsten der Strukturpolitik und 
das Gleichgewicht zwischen diesen Anstrengungen 
auf Gemeinschaftsebene einerseits und nationaler 
Ebene andererseits. In diesem Zusammenhang er- 
heben sich natürlich grundlegende Fragen im Be- 
reich der finanziellen Solidarität und des Nord-Süd- 
Gleichgewichts innerhalb der Gemeinschaft. 

★ ★ ★ 

Das in diesem konsultativen Dokument skizzierte 
Konzept, mit dem eine Debatte der Gemeinschafts- 
organe und -Organisationen über die Optionen für 
die gemeinsame Agrarpolitik eingeleitet wird, erfor- 
dert politischen Mut und Realismus. 

Angesichts der Bestrebungen der europäischen 
Agrarbevölkerung wäre es ebenso ungerecht, fal- 
sche Perspektiven wie überhaupt keine Perspekti- 
ven auszuzeigen. Wenn jedoch die Aufgabe der An- 
passung der gemeinsamen Agrarpolitik mit analyti- 
scher Stringenz und Behutsamkeit bei den Ent- 
scheidungen in Angriff genommen wird, können die 
Zukunftsaussichten für die europäische Landwirt- 
schaft mit Hoffnung betrachtet werden. 


6 



Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/3848 


TEIL I 

Agrarpolitik am Wendepunkt 


A. Wirtschaftliche und soziale Ziele der GAP 

1. Die Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik, die in 
Artikel 39 des EWG-Vertrages niedergelegt sind, be- 
sitzen heute noch die gleiche Gültigkeit wie im Jahr 
1957, als der Vertrag unterzeichnet wurde. Es ist 
nicht Aufgabe der Gemeinschaft, diese Ziele zu än- 
dern und neu zu interpretieren; ihr obliegt es viel- 
mehr sicherzustellen, daß die Mittel zur Verwirkli- 
chung dieser Ziele den heutigen Realitäten ange- 
paßt sind. Die gemeinsame Agrarpolitik verfolgt so- 
wohl wirtschaftliche als auch soziale Ziele. 

2 . Die wirtschaftlichen Ziele wurden in vieler Hin- 
sicht vollauf erreicht. Die Modernisierung der euro- 
päischen Landwirtschaft war während der letzten 
25 Jahre ein ständiger Prozeß, der durch den Ein- 
satz moderner Maschinen und die Verwendung mo- 
derner Anbautechniken, oft mit Hilfe von Investi- 
tionsbeihilfen seitens der öffentlichen Hand, auf re- 
gionaler, nationaler und Gemeinschaftsebene, noch 
beschleunigt wurde. Unterstützt wurde dieser er- 
staunliche Fortschritt durch die aufgrund der Be- 
seitigung von nationalen Handelshemmnissen in- 
nerhalb der Gemeinschaft mögliche Erschließung 
eines gemeinsamen europäischen Marktes und die 
stabilisierende Wirkung der im Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik geschaffenen Markt- und 
Preisgarantien. Der sich hieraus ergebende Anstieg 
der Nahrungsmittelproduktion hat die Sicherheit 
des Angebots für den europäischen Verbraucher 
verstärkt, und zwar zu Preisen, die im Vergleich zu 
denen in anderen Industrieländern angemessen 
ausfallen und stabil sind. 

a) Diese Entwicklung der Erzeugung ging jedoch 
über die Zunahme des Verbrauchs landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse in der Gemeinschaft 
und die Absatzmöglichkeiten auf den Weltmärk- 
ten hinaus. Das sich daraus ergebende Ungleich- 
gewicht auf den Agrarmärkten hat zu ansteigen- 
den Überschüssen in zahlreichen Sektoren ge- 
führt, deren Absatz für den Gemeinschaftshaus- 
halt und bezüglich der Aufwendung wirtschaftli- 
cher Ressourcen kostspielig ist. Die GAP muß 
beweisen, daß sie in der Lage ist, die begrenzten 
wirtschaftlichen und finanziellen Ressourcen 
höchst effizient zu nutzen. 

b) Bei der Entwicklung der gemeinsamen Agrarpo- 
litik müssen nicht nur die Stabilisierung der 
Agrarmärkte, sondern auch die Bedürfnisse der 
Verbraucher betreffend die Qualität der Nah- 
rungsmittel und die sich ändernden Anforderun- 
gen der Nahrungsmittelindustrie berücksichtigt 
werden, die für die Verarbeitung des Großteils 
der landwirtschaftlichen Agrarerzeugung ver- 


antwortlich ist. Deshalb müssen die Faktoren, 
welche die Nachfrage hinsichtlich der Menge 
und der Struktur beeinflussen, berücksichtigt 
und ständig neu beurteilt werden, um die Politik 
entsprechend anzupassen. Die wichtigsten Ein- 
flüsse sind technische Fortschritte, die zur Ein- 
führung neuer Erzeugnisse führen, Veränderun- 
gen des Bevölkerungsniveaus und der Alters- 
strukturen, Verbraucherwünsche, insbesondere 
diejenigen, die sich aus der Besorgnis um die 
Gesundheit ergeben, sowie Tendenzen im Hotel- 
und Gaststättengewerbe sowie bei der Ver- 
marktung von Lebensmitteln. 

3 . Europa spielt auch im Welthandel eine zuneh- 
mend bedeutende Rolle, denn es ist nicht nur der 
Welt wichtigster Einführer von Nahrungsmitteln, 
sondern inzwischen auch der zweitwichtigste Aus- 
führer. Unsere wachsende Abhängigkeit vom Welt- 
markt bringt Verpflichtungen, aber auch Gefahren 
mit sich und zwingt uns, in zunehmendem Maße 
der Weltwirtschaftslage und der Situation unserer 
Handelspartner Rechnung zu tragen. Im Gegensatz 
zu früher, als es möglich war, die gemeinsame 
Agrarpolitik unabhängig von den Einflüssen des 
Weltmarktes zu betrachten, wird heute der Rah- 
men, in dem die europäische Landwirtschaft funk- 
tionieren muß, immer stärker durch die Kräfte des 
internationalen Wettbewerbs bestimmt. 

4 . Jetzt sieht sich die Gemeinschaft vor die Her- 
ausforderung gestellt, die Erfolge bei der Verwirkli- 
chung der wirtschaftlichen Ziele der GAP auch mit 
den sozialen Zielen in Einklang zu bringen, das 
heißt, der Agrarbevölkerung weiterhin einen ange- 
messenen Lebensstandard zu garantieren. Die an- 
haltende Abwanderung von Arbeitskräften aus der 
Landwirtschaft in andere Wirtschaftsbereiche, in 
denen eine wachsende Nachfrage zu der Schaffung 
neuer Arbeitsplätze geführt hat, hat zu einem lang- 
fristigen Anstieg der Arbeitsproduktivität beigetra- 
gen. Die Erwerbstätigen in der Landwirtschaft, auf 
die sich die Gesamteinkünfte des Agrarsektors ver- 
teilen, konnten sich so steigender Einkommen er- 
freuen. 

5 . Der Anstieg der Nominaleinkommen wird je- 
doch nicht nur durch die allgemeine Preisinflation, 
durch die die Aufwandskosten innerhalb der Land- 
wirtschaft steigen, sondern auch durch die Markt- 
ungleichgewichte, die die Gemeinschaft zu einer ri- 
goroseren Preispolitik für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse zwingen, zunehmend beeinträchtigt. So 
sind die Agrarpreise in den letzten Jahren weniger 
rasch gestiegen als die Kosten im Agrarsektor, und 
die landwirtschaftlichen Einkommen hielten real 
nicht mit den Einkommen in den übrigen Wirt- 
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schaftszweigen Schritt. In gewisser Weise wird der 
Kosten-Preis-Druck durch den technischen Fort- 
schritt wieder ausgeglichen, da das Zusammenwir- 
ken der grundlegenden Faktoren Boden, Maschi- 
nen und Arbeitskraft bei gleichem Aufwand zu hö- 
heren Erträgen führt. 

6. Diese Steigerung der Produktivität wird durch 
die Züchtung neuer Tierrassen und neuer Pflanzen- 
sorten sowie den Einsatz neuer Maschinen und die 
Verwendung moderner Techniken in der Landwirt- 
schaft noch weiter beschleunigt werden. Die Zahl 
der Arbeitskräfte in der Landwirtschaft wird weiter 
zurückgehen, allerdings wird diese Entwicklung 
durch zwei Faktoren gebremst werden: durch die 
Anzahl der in anderen Bereichen der Wirtschaft zur 
Verfügung stehenden Arbeitsplätze sowie die Not- 
wendigkeit, in den ländlichen Gebieten der Gemein- 
schaft dafür Sorge zu tragen, daß ein Mindestanteil 
der Bevölkerung, deren Existenz garantiert werden 
muß, auf dem Land verbleibt. In einigen Regionen 
der Gemeinschaft ist bereits der Punkt erreicht, an 
dem die Aufrechterhaltung der Sozialstruktur und 
die Erhaltung der natürlichen Umwelt durch die 
Abwanderung der Landbevölkerung gefährdet 
sind. 

a) Wenn in einem Raum wirtschaftlichen Wach- 
stums, wie er sich heute in Europa darstellt, an- 
gesichts ständig zunehmender Bedeutung von 
Raumplanung und Erhaltung einer landwirt- 
schaftlichen Infrastruktur weiterhin eine große 
Zahl Landwirte notwendig ist, so stellt sich die 
grundlegende Frage, wie dieses Ziel verwirklicht 
werden kann, ohne daß die Ressourcen ver- 
schwendet werden und die Überschüsse weiter 
anwachsen. 

7 . Die gemeinsame Agrarpolitik befindet sich so- 
mit, insbesondere im Hinblick auf die Erreichung 
ihrer sozialen Ziele, an einem Wendepunkt. Eine 
Agrarpolitik alter Prägung, der zufolge sich höhere 
Einkommen durch eine Steigerung der Produktion 
zu noch höheren Garantiepreisen erzielen lassen — 
und darüber hinaus Preisgarantien für unbegrenzte 
Mengen — , läßt sich nicht länger mit den wirt- 
schaftlichen und finanziellen Realitäten vereinba- 
ren. Es ist mittlerweile weitgehend anerkannt, daß 
eine Landwirtschaft, die nicht für den Markt produ- 
ziert — das heißt, mit Rücksicht auf die inländi- 
schen und ausländischen Absatzmöglichkeiten — , 
langfristig keine Aussichten auf Erfolg hat. Daher 
betont die jetzige Kommission, wie auch ihre Vor- 
gängerinnen, immer wieder die Notwendigkeit ei- 
ner stärker marktorientierten Ausrichtung der Ge- 
meinsamen Agrarpolitik, die es ihr gestatten wird, 
mit den gegenwärtigen Sachzwängen zu leben. 


B. Die Agrarpolitik ist Zwängen ausgesetzt 

8. Die Zwänge, denen die Agrarpolitik ausgesetzt 
ist, unterscheiden sich per se nicht von denjenigen, 
die in anderen Wirtschaftsbereichen Europas herr- 
schen. Einerseits dient in der Landwirtschaft, wie in 
den meisten anderen Bereichen, der Einsatz von 


Arbeitskräften, Rohstoffen, Energie und Maschinen 
der Produktion von Erzeugnissen, die im Wettbe- 
werb mit anderen Lieferanten auf inländische und 
ausländische Märkte gebracht werden. Es ist in die- 
sem Zusammenhang zu betonen, daß die mit der 
Landwirtschaft verbundenen Sektoren eine immer 
wichtigere Rolle bei der Verarbeitung und Ver- 
marktung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
spielen. Die verarbeitende Industrie und der Han- 
del aber, die in vergleichbarem Umfang wie die 
Landwirtschaft selbst zur Wertschöpfung beitragen 
und Arbeitsplätze schaffen, sind intensivem Wett- 
bewerb ausgesetzt. 

9 . Andererseits erhält die Landwirtschaft, wie an- 
dere Sektoren, beträchtliche Summen an öffentli- 
chen Beihilfen für die Stabilisierung der Märkte, 
die Verbesserung der Produktionsstrukturen und 
die Stützung der Einkommen. Ein Einsatz von öf- 
fentlichen Mitteln ist durch die besonderen Um- 
stände im Agrarsektor, seine besondere Rolle und 
die Anpassungsschwierigkeiten, mit denen er zu 
kämpfen hat, gerechtfertigt; verglichen mit den öf- 
fentlichen Ausgaben, die in anderen Industrielän- 
dern für die Landwirtschaft aufgewendet werden, 
ist der Umfang der europäischen Ausgaben im Be- 
reich der Landwirtschaft nicht ungewöhnlich hoch, 
vor allem dann nicht, wenn man die Kosten pro 
Kopf der Agrarbevölkerung berücksichtigt und be- 
denkt, daß für einige Ausgaben andere als landwirt- 
schaftliche Gründe ausschlaggebend sind (handels- 
politische und entwicklungspolitische Maßnahmen 
zum Beispiel). 

10. Doch ebenso wie die öffentlichen Ausgaben für 
andere Bereiche können auch die Ausgaben im 
Agrarsektor von den allgemeinen Haushaltszwän- 
gen nicht ausgenommen werden. Dies gilt für die 
Agrarausgaben auf Gemeinschaftsebene ebenso 
wie auf einzelstaatlicher und regionaler Ebene. Es 
ist daher auch ein Fehler, wenn man den Europäi- 
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft isoliert von den Agrarausgaben der 
einzelnen Mitgliedstaaten betrachtet. Wesentlich ist 
die wirksame Koordinierung und Orientierung 
sämtlicher öffentlicher Maßnahmen zugunsten der 
Landwirtschaft innerhalb der Gemeinschaft. 

Derartige Überlegungen verdeutlichen zwei der 
wichtigsten einschränkend wirkenden Faktoren, an 
denen sich die gemeinsame Agrarpolitik in den 
nächsten Jahren ausrichten muß: 

— die außenwirtschaftlichen Bedingungen und 

— die Verfügbarkeit öffentlicher Mittel, insbeson- 
dere der Eigenmittel der Gemeinschaft. 


internationale Zwänge — 

Die Lage der Landwirtschaft weltweit 

11 . Die Entwicklungen der letzten Jahre haben, 
bisweilen auf dramatische Weise, die gegenseitige 
Abhängigkeit der Landwirtschaft in verschiedenen 
Teilen der Welt und das steigende Ungleichgewicht 
zwischen Angebot und Nachfrage gezeigt. 
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Langfristig ließ sich in der Gemeinschaft in der 
Entwicklung der landwirtschaftlichen Erzeugung 
ein Anstieg von 1,5 % bis 2 % jährlich verfolgen, wo- 
hingegen die Inlandsnachfrage nur um etwa 0,5 % 
jährlich stieg. Dieser beachtliche Aufschwung der 
landwirtschaftlichen Erzeugung in Europa wird an- 
halten und könnte in den nächsten Jahren durch- 
aus noch stärker ausfallen, insbesondere in Gebie- 
ten, in denen die Produktionskapazität noch keines- 
wegs voll ausgeschöpft ist. 

12. Andererseits wird die Nachfrage nach land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen in der Gemeinschaft 
und in den meisten anderen Industrieländern vor- 
aussichtlich nur sehr langsam wachsen. Der Bedarf 
in den Entwicklungsländern und in einigen osteuro- 
päischen Ländern ist hoch, doch deren tatsächliche 
Handelsnachfrage wird davon abhängen, inwieweit 
diese Länder über Devisen verfügen. In einigen 
Fällen (erdölexportierende Entwicklungsländer, 
Schwellenländer, die UdSSR) sind die Länder zah- 
lungsfähig, und es könnte durchaus zu einer stei- 
genden Nachfrage kommen. In anderen Fällen (die 
meisten AKP-Staaten und eine Reihe weniger ent- 
wickelter Länder in Asien und Lateinamerika) wird 
die künftige Entwicklung der Nachfrage von dem 
Wirtschaftswachstum der betreffenden Länder und 
ihren Möglichkeiten der Entwicklung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung und der Kreditbeschaffung 
abhängen. 

Obwohl es der Gemeinschaft gelungen ist, einen 
wachsenden Teil ihrer landwirtschaftlichen Erzeu- 
gung auf Weltmärkten abzusetzen, stellt sich die 
Frage, ob sie auch weiterhin volle Preis- und Markt- 
garantien für diese Erzeugung gewähren kann, 
wenn die Verbraucher in Drittländern nicht bereit 
sind, den Gemeinschaftspreis zu zahlen. 

13. Selbst bei einer optimistischen Einschätzung 
der künftigen Entwicklung der Auslandsnachfrage 
sollten die Gefahren einer weiteren Intensivierung 
des Wettbewerbs auf dem Weltmarkt nicht außer 
acht gelassen werden. Andere landwirtschaftliche 
Erzeuger und Exporteure — mit bisweilen besseren 
Produktionsbedingungen — werden den techni- 
schen Fortschritt ebenso zu ihrem Vorteil nutzen 
wie die europäische Landwirtschaft. Viele Länder, 
die in der Vergangenheit Nahrungsmittel einge- 
führt haben, versuchen mittlerweile, ihr eigenes 
Agrarpotential zu entwickeln und erzielen damit 
erste Erfolge — Beispiele sind Indien und China. 
Aufgrund dieser Zunahme der Erzeugung wird der 
internationale Wettbewerb wahrscheinlich zuneh- 
men. Sollte der in bezug auf die Agrarpolitik der 
USA erwogene Wechsel zu niedrigeren Preisen 
wahrgemacht werden, könnte dies durchaus zu wei- 
teren Spannungen auf den Weltmärkten führen. 
Diese Entwicklungen weisen zusammengenommen 
darauf hin, daß Möglichkeiten für eine weitere Stei- 
gerung der Gemeinschaftsausfuhren von landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen gegeben sind, allerdings 
nicht notwendigerweise in demselben Umfang und 
für die gleichen Erzeugnisse wie während der letz- 
ten Jahre. 

Die Gemeinschaft muß dazu beitragen, Ordnung 
und Stabilität auf den Weltmärkten wiederherzu- 


stellen und Konflikte zu vermeiden und erwartet 
ähnliche Maßnahmen von seiten ihrer wichtigsten 
Handelspartner. 


Haushaltszwänge — 

Aussichten für die nächsten Jahre 

14. Während der letzten zehn Jahre sind die 
Agrarausgaben der Gemeinschaft real um durch- 
schnittlich 7 % jährlich gestiegen. Das Wirtschafts- 
potential — gemessen am Bruttoinlandsprodukt — 
stieg während desselben Zeitraums nur um etwa 
2 % jährlich. Der Gesamthaushalt der Gemeinschaft 
stieg jährlich, in erster Linie durch die Einführung 
und Förderung neuer Politiken, um real 9 %. Der 
Anteil der Agrarausgaben an den gesamten Haus- 
haltsausgaben nahm entsprechend ab und machte 
1984 zwei Drittel des Gesamthaushalts aus. 

15. Betrachtet man die wirtschaftliche Bestim- 
mung der Agrarausgaben, so haben während der 
letzten zehn Jahre die Ausfuhrerstattungen be- 
trächtlich zugenommen. Diese Entwicklung spiegelt 
in gewisser Weise die wachsende Überschußpro- 
duktion in der Gemeinschaft wider. Gleichzeitig 
kommt es hierdurch zu einem wachsenden Unsi- 
cherheitsfaktor bei den Agrarausgaben, da die 
Höhe der Erstattungen weitgehend von der Ent- 
wicklung des Weltmarktes und dem Wechselkurs 
des Dollars abhängt. 

16. In der nächsten Zukunft werden die Erstattun- 
gen voraussichtlich noch weiter ansteigen, in erster 
Linie aufgrund eines erwarteten Rückgangs der 
Weltmarktpreise, eines möglichen Rückgangs des 
Dollarwechselkurses und einer weiteren Auswei- 
tung der Ausfuhren. Die Lagerhaltungskosten in 
der Gemeinschaft werden relativ gesehen mögli- 
cherweise zurückgehen, sofern die Erzeugung nicht 
zunimmt. Andererseits werden die Produktionsbei- 
hilfen voraussichtlich weiter anwachsen, da sie zu 
einem großen Teil eine Funktion der Weltmarkt- 
preise sind. 

17. Ein wichtiger Posten für die weitere Entwick- 
lung der Agrarausgaben wird sich aus den Auswir- 
kungen der Erweiterung ergeben, insbesondere aus 
dem Beitritt Spaniens, das eine Reihe von Erzeug- 
nissen, die in den Genuß recht hoher Produktions- 
beihilfen kommen, in großen Mengen produziert. 
Ersten Schätzungen zufolge dürften die Garantie- 
ausgaben im Agrarsektor für Spanien 1986 noch 
verhältnismäßig bescheiden ausfallen (520 Mio. 
ECU), dann jedoch rasch steigen und sich 1988 be- 
reits verdoppelt haben. Im Gegensatz dazu dürften 
die Garantieausgaben in Portugal in absehbarer 
Zeit unverändert niedrig ausfallen. 

18. Sicher ist jedenfalls, daß die Agrarausgaben 
der Gemeinschaft nicht in gleichem Unfang zuneh- 
men können wie in der Vergangenheit. Ein Beispiel 
zur Verdeutlichung: Unter den derzeitigen Bedin- 
gungen (Vorentwurf des Haushaltsplans der Kom- 
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mission) würde ein Anstieg der Agrarausgaben um 
real 7% ( = durchschnittlicher Anstieg pro Jahr 
während der letzten zehn Jahre) bereits 1986 zu 
einer Überschreitung der neuen Obergrenze (1,4% 
der MwSt) für die Eigenmittel, die in demselben 
Jahr in Kraft tritt, führen. Durch die Einführung 
der finanziellen Leitlinien, gemäß denen die Agrar- 
ausgaben weniger rasch zunehmen sollen als die 
Eigenmittel der Gemeinschaft, sowie der neuen 
Höchstgrenze für die Eigenmittel wird der Spiel- 
raum für einen weiteren Anstieg der Agrarausga- 
ben beträchtlich eingeschränkt. 

19 . Im Hinblick auf die Agrarausgaben für Struk- 
turmaßnahmen (EAGFL, Abteilung Ausrichtung) 
war zum Zeitpunkt der Einführung der Strukturpo- 
litik ursprünglich geplant, daß etwa 25 % der gesam- 
ten Agrarausgaben der Gemeinschaft für Struktur- 
vorhaben aufgewendet werden sollten. Ein derarti- 
ger Proporz wurde jedoch niemals erreicht, und ge- 
genwärtig machen die Strukturausgaben im Be- 
reich der Landwirtschaft etwa 5 % der gesamten 
Agrarausgaben im Gemeinschaftshaushalt aus. Der 
allgemeine Finanzierungsrahmen für die Struktur- 
politik, der vom Rat zu Beginn des Jahres für den 
Zeitraum 1985 bis 1989 festgelegt worden ist, würde 
eine Vergrößerung dieses Anteils keinesfalls zulas- 
sen. 


Andererseits ist in den letzten Jahren der drin- 
gende Bedarf an strukturellen Verbesserungen in 
vielen landwirtschaftlichen Gebieten der Gemein- 
schaft immer wieder hervorgehoben worden. Die 
von der Kommission vorgeschlagenen integrierten 
Mittelmeerprogramme sind eine sinnvolle, wenn- 
gleich noch nicht erschöpfende Antwort auf diese 
Probleme. Sie werden teilweise durch zusätzliche 
Haushaltsmittel und teilweise durch eine Umvertei- 
lung der vorhandenen Strukturmittel finanziert. 
Hinsichtlich des Umfangs des landwirtschaftlichen 
Ausrichtungsfonds dürfte es einige Zweifel geben, 
ob der vom Rat festgesetzte Finanzierungsrahmen 
ausreichend bemessen ist. 


20. Die Einführung von Reformmaßnahmen in- 
nerhalb der Preis- und Marktstützungsregelung der 
Gemeinschaft, wie vom Rat 1984 beschlossen, und 
ihre ständige Anwendung über einen längeren Zeit- 
raum würde zu wachsenden Anpassungsschwierig- 
keiten führen und somit die Notwendigkeit für an- 
gemessene Strukturmaßnahmen noch erhöhen 
(Modernisierung, Ausbildungs- und Umstellungs- 
programme, Förderung von Verarbeitungsbetrieben 
usw.). Dies würde zweifellos beträchtliche öffentli- 
che Ausgaben voraussetzen. Daher besteht ver- 
stärkt die Notwendigkeit für eine substantiellere 
und wirksamere Unterstützung aus den verschie- 
denen Strukturfonds der Gemeinschaft, die durch 
finanzielle Vorkehrungen der Mitgliedstaaten er- 
gänzt wird. Auf diese Weise ließe sich ein größeres 
Gleichgewicht zwischen dem Umfang der öffentli- 
chen Ausgaben zur Stützung der Agrarpreise und 
-märkte und den Ausgaben für langfristige Struk- 
turreformen herstellen. 


C. Das Risiko einer Renationalisierung 

21. Innerhalb des oben beschriebenen Rahmens 
wird es beträchtliche Bemühungen erfordern, um 
die Höhe der Ausgaben für Agrarpreise und Märkte 
in angemessenen Grenzen zu halten. Die Erfahrung 
der Verhandlungen über die Agrarpreise 1985/86 
zeigt, wie schwierig diese Aufgabe ist, insbesondere 
angesichts der großen öffentlichen Bestände der 
Gemeinschaft (Milcherzeugnisse, Rindfleisch, Ge- 
treide usw.), die schrittweise abgebaut werden müs- 
sen, um übermäßige Lagerhaltungskosten zu ver- 
meiden, aber auch, um eine vernünftigere Verwal- 
tung der Agrarmärkte zu ermöglichen. Die notwen- 
digen Anpassungen, die während der nächsten 
Jahre in den Preis- und Marktregelungen der Ge- 
meinschaft vorgenommen werden müssen, erfor- 
dern eine Reihe schwieriger Entscheidungen, die 
die Gemeinschaftsorgane ebenso betreffen wie die 
Beteiligten in der Landwirtschaft, da auch die Er- 
zeuger aufgefordert worden sind, eine größere fi- 
nanzielle Verantwortung für den Absatz der be- 
stimmte Grenzen übersteigenden Produktion zu 
übernehmen. 

Sollte es der gemeinsamen Agrarpolitik nicht gelin- 
gen, diesen unterschiedlichen Zwängen auf zufrie- 
denstellende Weise zu begegnen, so wird es zu ern- 
sten politischen Spannungen kommen, die alles bis- 
her im Rahmen dieser Politik Erreichte wieder zu- 
nichte machen könnten. 

22 . In diesem Zusammenhang geht es nicht nur 
um die Gefahr einer starken Vermehrung einzel- 
staatlicher Beihilfen zugunsten der Landwirtschaft, 
die bekanntlich bereits einen hohen Betrag ausma- 
chen. Derartige Beihilfen, die von reicheren Mit- 
gliedstaaten, die oft eine relativ kleine landwirt- 
schaftliche Bevölkerung haben, problemloser ge- 
währt werden könnten, könnten — je nach Art der 
Beihilfe — zu einer Diskriminierung und einer Ver- 
zerrung des Wettbewerbs führen und paradoxer- 
weise die Produktion von Überschüssen noch wei- 
ter fördern. Die Kommission muß bei ihrer Kon- 
trolle der einzelstaatlichen Beihilfen für die Land- 
wirtschaft weiterhin wachsam sein und gewährlei- 
sten, daß sie den Gemeinschaftsregeln entspre- 
chen. 

Es bestünde darüber hinaus die Gefahr, daß an den 
einzelstaatlichen Grenzen zum Schutz der einzel- 
staatlichen Agrarmärkte Maßnahmen der „Selbst- 
verteidigung“ ergriffen würden, die einen nicht wie- 
der rückgängig zu machenden Prozeß der Auflö- 
sung des gemeinsamen Marktes in Gang setzen 
könnten. 

Eine derartige Entwicklung ist unter allen Umstän- 
den zu verhindern. Die Gemeinschaft muß ihren 
Binnenmarkt stärken und nicht schwächen, und sie 
hat mittlerweile mit der Schaffung eines echten 
Binnenmarktes bis zum Jahr 1992 begonnen, u. a. 
durch den Abbau technischer Hemmnisse im 
Agrarhandel. Ein ständiges Anliegen der Agrarpoli- 
tik ist auch die Abschaffung der Währungsaus- 
gleichsbeträge. 
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D. Die Grundsätze . . . 

23 . Die Kommission möchte noch einmal erklären, 
daß die Anpassungen, die in Anbetracht der voran- 
gestellten Überlegungen durchgeführt werden müs- 
sen, die Grundsätze der gemeinsamen Agrarpolitik 
und die Ziele des Vertrages respektieren müssen. 
Gleichzeitig muß die Entwicklung, die in den letzten 
Jahren mit der Umgestaltung der verschiedenen 
Mechanismen dieser Politik eingeleitet worden ist, 
fortgesetzt werden: tatsächlich geht es nicht so sehr 
darum, die gemeinsame Agrarpolitik neu zu formu- 
lieren, als vielmehr darum, die wirtschaftlichen und 
politischen Bedingungen zu schaffen, unter denen 
die bereits begonnenen Reformen erfolgreich zu 
Ende geführt werden können. 

24 . Es sei hier noch einmal daran erinnert, daß 
bereits die Vertreter der ursprünglichen Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft von denselben Vorstel- 
lungen ausgingen, um deren Verwirklichung man 
sich gegenwärtig bemüht, als sie 1958 auf der Kon- 
ferenz von Stresa eine Erklärung mit dem folgen- 
den Wortlaut abgaben: 

„Zwischen der Politik zur Strukturverbesserung 
und der Marktpolitik muß eine enge Wechselbezie- 
hung hergestellt werden. Die Strukturverbesserung 
soll zu einer Annäherung der Gestehungskosten 
und zu einer rationellen Ausrichtung der Erzeu- 
gung beitragen. Die Marktpolitik soll so durchge- 
führt werden, daß sie die Verbesserung der Produk- 
tivität fördert Zwischen Produktion und Absatz- 
möglichkeiten muß ein Gleichgewicht gesucht wer- 
den, wobei die mögliche Ausfuhr und Einfuhr sowie 
eine den wirtschaftlichen Strukturen und natürli- 
chen Bedingungen in der Gemeinschaft entspre- 
chende Arbeitsteilung zu berücksichtigen sind. Die 
so unternommenen Anstrengungen zur Produktivi- 
tätssteigerung sollen die Durchführung einer Preis- 
politik zulassen, die Überproduktionen vermeidet 
und zugleich ermöglicht, wettbewerbsfähig zu blei- 
ben oder zu werden. 

Die Verbesserung der Agrarstrukturen soll es er- 
möglichen, daß dem Kapital und der Arbeit in der 
europäischen Landwirtschaft Erträge zufließen und 
erhalten bleiben, die den Erträgen, welche dieses 
Kapital und diese Arbeit in anderen Wirtschaftsbe- 
reichen erzielen würden, vergleichbar sind. Ange- 
sichts der Bedeutung der durch den Familienbe- 
trieb gekennzeichneten Struktur der europäischen 
Landwirtschaft und angesichts des einmütigen Wil- 
lens, dieses spezifische Merkmal zu erhalten, soll- 
ten alle Mittel eingesetzt werden, um Leistungs- 
kraft und Wettbewerbsfähigkeit der Familienbe- 
triebe zu heben. Eine berufliche Umorientierung 


der freiwerdenden landwirtschaftlichen Arbeits- 
kräfte und eine stärkere Industrialisierung der 
ländlichen Gebiete werden eine schrittweise Rege- 
lung der Probleme der Marginalbetriebe ermögli- 
chen, die unter wirtschaftlichen Bedingungen nicht 
rentabel gestaltet werden können.“ 

25 . Die Entscheidungen, die der Rat in den letzten 
Jahren über die Agrarpreise und -märkte getroffen 
hat, und die weiteren Beschlüsse über die Agrar- 
strukturpolitik aus dem Jahr 1985 stellen einen 
wichtigen Schritt in diese Richtung dar. An sie 
sollte nunmehr mit einem längerfristigen Überblick 
über die Aussichten der gemeinsamen Agrarpolitik 
ergänzend angeknüpft werden. 


. . . und die Aussichten für die Zukunft 

26 . In der Agrarpolitik ist aus einer Reihe von 
Gründen eine längerfristige Perspektive ange- 
bracht Zunächst einmal müssen die Landwirte ihre 
Entscheidungen auf einer mehrjährigen Basis tref- 
fen. Wenn sie die Aufzucht von Tieren, den Anbau 
verschiedener Kulturen, den Kauf von Maschinen 
oder die Errichtung von Gebäuden beschließen, so 
geschieht dies im Hinblick auf einen mehrjährigen 
Zeitraum. Daher brauchen sie eine Agrarpolitik, die 
einen klar definierten und stabilen Rahmen schafft, 
von dem die Landwirte bei ihren Plänen ausgehen 
können. 

27 . Bisweilen erfolgt diese Planung sogar mit 
Blick auf die nächste Generation. Die meisten Be- 
triebe in der Gemeinschaft sind Familienbetriebe, 
und der Übergang von einer Generation zur näch- 
sten ist ein sehr wichtiger Schritt. Langfristige In- 
vestitionsentscheidungen, die Wahl der Schul- und 
Berufsausbildung und die Entscheidung, ob man in 
der Landwirtschaft bleiben soll, hängen weitgehend 
von den Aussichten ab, die die nächste Generation 
erwarten. 

28 . Schließlich läßt sich der Agrarsektor nicht von 
der übrigen Wirtschaft trennen. Die Arbeit in die- 
sem Sektor ist eng mit der Tätigkeit anderer Berei- 
che, Industriezweige und Dienstleistungen ver- 
knüpft. Europa ist der Welt wichtigster Einführer 
und zweitwichtigster Ausführer von landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen. All dies erfordert, daß die Ge- 
meinschaft ihre Agrarpolitik in ihr Gesamtpro- 
gramm für die Entwicklung ihrer Wirtschaft einfügt 
und sich dabei der Notwendigkeit eines vorsichti- 
gen Umgangs mit den Ressourcen und der verant- 
wortlichen Stellung Europas in der Welt bewußt 
ist. 
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TEIL II 

Die europäische Landwirtschaft heute 


A. Die Landwirtschaft in der 

Zehnergemeinschaft — Ein Überblick 

Landwirtschaft in der Gesamtwirtschaft 

1. Relativ gesehen ist die wirtschaftliche Bedeu- 
tung der Landwirtschaft ebenso wie die der Indu- 
strie während der letzten zehn Jahre zurückgegan- 
gen. Ihr Beitrag zum Inlandsprodukt hat sich so- 
wohl auf Gemeinschaftsebene als auch in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten verringert. Dieser Beitrag 
weist jedoch von einem Mitgliedstaat zum anderen 
und von einer Region zur anderen beträchtliche Un- 
terschiede auf. Ähnliches gilt für die Beschäftigten 
in der Landwirtschaft, deren Zahl zwischen 1960 
und 1983 um rund 60% gesunken ist. Allerdings hat 
sich der Rückgang der Beschäftigtenzahlen wäh- 
rend der letzten zehn Jahre in erster Linie auf- 
grund der Verschlechterung der allgemeinen Wirt- 
schaftslage verlangsamt. Es ist daran zu erinnern, 
daß der relative Rückgang des Agrarsektors die 
verschiedenen Regionen unterschiedlich trifft. Die 
Auswirkungen dieses Rückgangs sind besonders 
schwerwiegend, wenn die Landwirtschaft noch ei- 
nen bedeutenden Sektor der Regionalwirtschaft 
darstellt, es sei denn, die Entwicklung anderer Sek- 
toren wird so gefördert, daß die negativen Auswir- 
kungen ausgeglichen werden. 

2 . Die Rolle des Agrarsektors innerhalb der Wirt- 
schaft geht über seinen Beitrag zum Inlandspro- 
dukt und die Bereitstellung von Arbeitsplätzen hin- 
aus. Wie andere Sektoren erfordert er Investitionen 
und trägt somit zur Bildung des volkswirtschaftli- 
chen Vermögens bei. Landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse werden, bisweilen in großen Mengen, aus- und 
eingeführt. Die Landwirtschaft ist eng mit denjeni- 
gen Industriezweigen, auf deren Lieferungen sie 
angewiesen ist (landwirtschaftliche Geräte und Ma- 
schinen, in der Landwirtschaft verwendete Chemi- 
kalien), und mit der Nahrungsmittelindustrie ver- 
knüpft, für die sie die Grundstoffe produziert. Und 
schließlich führen die im Agrarsektor erzeugten 
Einkommen zu einer Verbrauchernachfrage und 
unterstützen dadurch die allgemeine Wirtschaft, vor 
allem in denjenigen Gebieten, in denen ein hoher 
Anteil der Erwerbsbevölkerung in der Landwirt- 
schaft beschäftigt ist. 

3 . Im Vergleich zu den meisten anderen Bereichen 
kommt es im Agrarsektor zu beträchtlichen Inter- 
ventionen seitens der Gemeinschaft und der Mit- 
gliedstaaten, um die Einkommen der Agrarbevölke- 
rung zu stützen. Aus vorläufigen Untersuchungser- 
gebnissen der OECD könnte man schließen, daß die 
verschiedenen Arten von Subventionen (in Form 


von Marktinterventionen) rund 20% des Werts der 
gesamten landwirtschaftlichen Erzeugung in der 
Gemeinschaft ausmachen. Doch Subventionen, die 
als Hilfe für die Landwirtschaft gedacht sind, flie- 
ßen nicht notwendigerweise in vollem Umfang in 
diesen Sektor. Sie können durch Marktmechanis- 
men an andere Sektoren verlorengehen, die die 
Landwirtschaft beliefern und von höheren Preisen 
profitieren. Diese Lieferanten können sogar außer- 
halb der Gemeinschaft angesiedelt sein. Schließlich 
wirken sich die einzelnen Interventionsmaßnah- 
men im Agrarsektor regional recht unterschiedlich 
aus und begünstigen in gewisser Weise die starken 
Erzeuger in den reicheren Regionen. 

4 . Die Subventionierung der Landwirtschaft wird 
normalerweise durch sozialpolitische Ziele (breitere 
Vermögens- und Besitzverteilung, Erhaltung von 
unabhängig Beschäftigten), die Instabilität der 
Weltagrarmärkte und durch Bezugnahme auf Arti- 
kel 39 des EWG-Vertrages gerechtfertigt. Sie recht- 
fertigt sich aber auch durch umweltpolitische Erwä- 
gungen. Tatsächlich kann die Landwirtschaft für 
die Erhaltung der Umwelt und die Landschafts- 
pflege eine bedeutende Rolle spielen. In einigen Ge- 
bieten mit kargen Boden und rauhen Witterungs- 
verhältnissen erscheint es geradezu unerläßlich, be- 
stimmte landwirtschaftliche Aktivitäten aufrecht- 
zuerhalten — selbst mittels Subventionen — , wenn 
eine völlige Abwanderung der Landbevölkerung 
vermieden werden und ein Minimum an sozialer 
Infrastruktur erhalten bleiben soll. Allerdings wirkt 
der technologische Fortschritt in der Landwirt- 
schaft sich auf die Umwelt nicht immer positiv aus, 
und seine negativen Folgen (Bodenverschlechte- 
rung und Verunreinigung des Grundwassers) wer- 
den kritisiert. 

5 . Im Gegensatz zu den meisten anderen Sektoren 
stellt in der Landwirtschaft eindeutig die Familie 
die meisten Arbeitskräfte. 1979/80 waren in der 
Zehnergemeinschaft von einer insgesamt in der 
Landwirtschaft tätigen Bevölkerung von rund 
14 Mio. Menschen (Teilzeit- und Vollzeitbeschäftig- 
te) rund 1 Mio. reguläre, nicht zur Familie gehö- 
rende Arbeitskräfte, während fast 13 Mio. auf die 
eine oder andere Weise mit dem Haushalt familiär 
verbunden waren; entweder waren sie Inhaber des 
Betriebs oder mit dem Inhaber verwandt (Familien- 
arbeitskräfte). 95 % aller Betriebe beschäftigen aus- 
schließlich Familienarbeitskräfte auf regulärer Ba- 
sis (70% im Vereinigten Königreich, 99% in Grie- 
chenland). 

6. 1979/80 waren fast 3 A der Besitzer landwirt- 
schaftlicher Betriebe 45 Jahre alt oder älter. Dies 
bedeutet, daß die Mehrzahl der Betriebe vor Ende 
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des Jahrhunderts den Besitzer wechseln wird, sei es 
durch Todesfall oder Rückzug auf das Altenteil. 

7 . Innerhalb der Gemeinschaft besteht immer 
noch ein beträchtlicher Bedarf an strukturellen 
Verbesserungen. Die durchschnittliche Betriebs- 
größe beträgt etwa 16 Hektar, aber mehr als 60% 
aller Betriebe verfügen über weniger als 10 Hektar. 
Bei den gegenwärtigen Produktionsstrukturen ver- 
einigen mehr als die Hälfte der landwirtschaftli- 
chen Betriebe in der Gemeinschaft auf sich insge- 
samt weniger Arbeitsaufwand als das Äquivalent 
einer vollzeitlich beschäftigten Arbeitskraft. Diese 
„Teilzeit-Betriebe“ sind in benachteiligten Gebieten 
überproportional vertreten (mehr als 60% aller Be- 
triebe liegen in diesen Gebieten). In vielen Fällen 
üben die Besitzer, die diese Betriebe bewirtschaf- 
ten, keine weitere Tätigkeit aus und leiden unter 
Unterbeschäftigung. 


Arbeitsplätze und Einkommen 

8 . Das Phänomen der Unterbeschäftigung oder 
„versteckten Arbeitslosigkeit“ ist in der Landwirt- 
schaft weit verbreitet. Besonders ausgeprägt ist es 
in Italien und Griechenland. Vor allem in einigen 
Regionen des Mezzogiorno verbringen mehr als 
50% aller Besitzer landwirtschaftlicher Betriebe 
weniger als die Hälfte eines normalen „Arbeitsjah- 
res“ in Ausübung ihrer landwirtschaftlichen Tätig- 
keit und haben keine Nebenbeschäftigung. 

9 . Andererseits muß es sich nicht notwendiger- 
weise um versteckte Arbeitslosigkeit handeln, wenn 
auf einem landwirtschaftlichen Betrieb weniger als 
ein normales „Arbeitsjahr“ gearbeitet wird. Mit 
Ausnahme Italiens und Griechenlands übt die 
Mehrzahl der Besitzer, die auf ihren Betrieben nur 
die halbe Zeit arbeiten, eine einträgliche Nebentä- 
tigkeit und in vielen Fällen sogar eine Haupttätig- 
keit außerhalb der Landwirtschaft aus. 

10 . Tatsächlich hat die Teilzeitbewirtschaftung ei- 
nes Betriebs in Verbindung mit einer einträglichen 
Tätigkeit außerhalb der Landwirtschaft derartige 
Proportionen angenommen, daß es ein Fehler wäre, 
dieses Phänomen zu ignorieren. Trotz des ungünsti- 
gen wirtschaftlichen Klimas hat sich diese Form in 
den letzten zehn Jahren immer mehr durchgesetzt. 
Für die meisten Teilzeit-Landwirte sind die außer- 
betrieblichen Tätigkeiten sowohl unter dem Aspekt 
des Einkommens als auch der eingebrachten Ar- 
beitsstunden wichtiger als die Arbeit in dem Be- 
trieb. Außerbetriebliche Tätigkeiten kommen am 
häufigsten bei kleineren Betrieben vor. Landwirt- 
schaft als Teilzeitarbeit kann kennzeichnend für 
eine Übergangsphase sein, aber für sich genommen 
auch durchaus eine zufriedenstellende Lebensweise 
darstellen. Ihre Entwicklung ist eng mit der Ent- 
wicklung der regionalen Wirtschaft verknüpft. 

11 . Die wachsende Bedeutung der Teilzeitbewirt- 
schaftung eines Betriebs mit einträglichen Neben- 
tätigkeiten korrigiert in gewisser Weise die allge- 
meine Vorstellung von niedrigen landwirtschaftli- 


chen Einkommen. Diese Vorstellung bedarf einer 
weiteren Modifizierung, denn die normalerweise 
aufgezeichneten Durchschnittswerte für Einkom- 
men geben keinerlei Aufschluß über die bedeuten- 
den Rentabilitätsunterschiede zwischen professio- 
nell bewirtschafteten Betrieben mit mindestens ei- 
ner vollzeitlich beschäftigten Arbeitskraft und an- 
deren Betrieben. Dennoch trifft es trotz bestimmter 
statistischer Vergleichsprobleme zu, daß das durch- 
schnittliche landwirtschaftliche Einkommen je Jah- 
resarbeitseinheit (entspricht einer vollzeitlich be- 
schäftigten Arbeitskraft) niedrig und bisweilen so- 
gar sehr niedrig liegt (Irland, Griechenland) und 
daß die Entwicklung der Einkommen in einigen 
Ländern während der letzten zehn Jahre ungünstig 
verlaufen ist. 

Es gibt jedoch schwerwiegende statistische Pro- 
bleme bei jedem Einkommensvergleich zwischen 
der Landwirtschaft und anderen Sektoren; ein sol- 
cher Vergleich erfordert eine detaillierte Beurtei- 
lung, die bei den Landwirten Faktoren wie die be- 
reits genannten nichtlandwirtschaftlichen Einkom- 
men, jedoch auch wichtige Vorteile des Landlebens 
(Wohnung, Verbrauch eigener Erzeugnisse usw.) 
umfaßt. 


Heterogenität der Landwirtschaft — Vielfalt der 
Regionen 

12 . Die europäische Landwirtschaft ist äußerst he- 
terogen und die einzelnen Regionen weisen be- 
trächtliche Unterschiede hinsichtlich der Einkom- 
men, der Strukturen, der natürlichen Produktions- 
bedingungen sowie der wirtschaftlichen Strukturen 
auf. Die regionale Größe des landwirtschaftlichen 
Problems muß stets berücksichtigt werden. Auf re- 
gionaler Ebene sind die Unterschiede betreffend die 
relative Bedeutung der Landwirtschaft in der Ge- 
samtwirtschaft, der Produktivität und den Einkom- 
men noch größer als auf nationaler Ebene. Dieser 
Faktor sowie die sehr unterschiedlichen geographi- 
schen und klimatischen Bedingungen erfordern 
eine größere Flexibilität der Agrarpolitik in Anbe- 
tracht der Lage in den verschiedenen Regionen. 

In vielen Fällen kommt es zu einer Anhäufung ne- 
gativer Faktoren: Wenig entwickelte Wirtschafts- 
strukturen (bisweilen kombiniert mit hohen regio- 
nalen Arbeitslosenquoten und wachsendem demo- 
graphischen Druck), ungünstige natürliche Bedin- 
gungen für die landwirtschaftliche Produktion und 
nachteilige Produktionsstrukturen kommen zusam- 
men und führen zu geringen wirtschaftlichen Erträ- 
gen. Dies ist zum Beispiel häufig in bestimmten 
Mittelmeerregionen und einigen anderen benach- 
teiligten Gebieten in der Gemeinschaft der Fall. In 
den meisten dieser Regionen ist der Anteil der auf 
die Landwirtschaft entfallenden Arbeitsplätze rela- 
tiv hoch. Dies ist mehr ein Anzeichen für ein niedri- 
ges Niveau der regionalen wirtschaftlichen Ent- 
wicklung als einer wirksamen regionalen Speziali- 
sierung auf die Landwirtschaft. Ein Ziel der Agrar- 
politik besteht darin, zur Entwicklung solcher be- 
nachteiligter Gebiete im Zusammenhang mit ande- 
ren Teilen der Strukturpolitik beizutragen; da die 
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langfristige Lösung für die Probleme dieser Gebiete 
in einer Diversifizierung der Wirtschaft besteht, 
muß die Agrarpolitik sie unterstützen, indem vor- 
und nachgelagerte Tätigkeiten eingeführt werden. 


B. Die Erweiterung der Gemeinschaft 

13 . Durch den Beitritt Spaniens und Portugals 
werden sich die Größenordnungen in unserer Land- 
wirtschaft deutlich verschieben. Die Zahl der land- 
wirtschaftlichen Betriebe wird sich um mehr als 
50% erhöhen und die in der Landwirtschaft tätige 
Erwerbsbevölkerung um 35% anwachsen. Da diese 
beiden Länder eine niedrigere Produktivität auf- 
weisen als die gegenwärtige Gemeinschaft, wird 
sich der unmittelbare Anstieg der landwirtschaftli- 
chen Erzeugung (ohne Berücksichtigung der um- 
fangreichen Reserven für eine langfristig anstei- 
gende Produktivität) nur auf 13% belaufen. Somit 
wirkt sich diese Erweiterung auf den Wert der land- 
wirtschaftlichen Erzeugung in vergleichbarer Weise 
aus wie der 1973 erfolgte Beitritt Irlands, Däne- 
marks und des Vereinigten Königreichs. 

14 . Hingegen ist diese dritte Erweiterung im Hin- 
blick auf die Bedeutung der Agrarwirtschaft in den 
beiden beitretenden Ländern und unter dem 
Aspekt ihres Einflusses auf die stark von der Land- 
wirtschaft abhängigen Mittelmeerregionen der Ge- 
meinschaft sehr viel wichtiger als die beiden vor- 
hergehenden in den Jahren 1973 und 1981. Die Ge- 
meinschaft wird um zwei Staaten erweitert, die 
noch nicht denselben wirtschaftlichen Entwick- 
lungsstand erreicht haben wie die anderen Mit- 
gliedstaaten. Das in Kaufkraft ausgedrückte Brut- 
toinlandsprodukt je Einwohner liegt in Spanien bei 
72% und in Portugal bei 47% des entsprechenden 
Gemeinschaftsdurchschnitts. Dies ist unter ande- 
rem darauf zurückzuführen, daß in der Wirtschaft 
beider Länder der Agrarsektor eine vorrangige 
Stellung einnimmt, jedoch weniger leistungsfähig 
ist. In der Landwirtschaft arbeiten 18% (Spanien) 
und 27% (Portugal) der erwerbstätigen Bevölke- 
rung, ihr Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt hinge- 
gen erreicht nur V3 bis V4 dieses Anteils (7 bis 8% 
des BIP). Im Gemeinschaftsdurchschnitt beläuft 
sich dieses Verhältnis, daß die geringsten Leistun- 
gen des Agrarsektors angibt, nur auf 1 :2 (8% der 
Bevölkerung und 4% des BIP). 

15 . In beiden Beitrittsländern sind die natürlichen 
Bedingungen sowohl im Hinblick auf das Klima 
(geringe oder schlecht über das Jahr verteilte Nie- 
derschläge) als auch im Hinblick auf die Gestaltung 


der Landschaft (überwiegend Berggebiete) schwie- 
rig. Ferner wird die erweiterte Gemeinschaft mit 
noch größeren Strukturproblemen zu kämpfen ha- 
ben, da neben einem Sektor extensiv bewirtschafte- 
ter Großbetriebe noch sehr kleine, stark aufgestük- 
kelte Betriebe existieren. Einige Merkmale dieser 
schwierigen Situation finden sich in der gegenwär- 
tigen Gemeinschaft in bestimmten südlichen Regio- 
nen. 

16 . Unter dem Aspekt der Produktion ist eine 
wichtige Folge dieser Unterschiede, daß die beiden 
Beitrittsländer sich erfolgreich auf die mittelmeer- 
typische pflanzliche Erzeugung spezialisiert haben 
und bei anderen Erzeugnissen (Getreide, Fleisch, 
Milch) weniger konkurrenzfähig sind. Jedoch zeigt 
das niedrige Ertragsniveau bei diesen Erzeugnis- 
sen, daß sich die Erzeugung unter günstigen wirt- 
schaftlichen Bedingungen rasch entwickeln könnte. 
Somit besteht für diese Art kontinentaler Erzeug- 
nisse eine gewisse Komplementarität zwischen die- 
sen Ländern und der Gemeinschaft, während die 
starke Konkurrenzfähigkeit der mittelmeertypi- 
schen Erzeugnisse Spaniens und Portugals die der- 
zeitig umfangreichen Ausfuhren in die Zehnerge- 
meinschaft erklärt. Der Beitritt dieser Länder wird 
die negative Agrarhandelsbilanz stark ( — 30%) sen- 
ken; sie wird von —23,6 auf —16,6 Mrd. ECU über- 
gehen. 

17 . Diese Integration wurde mit geringfügigen Un- 
terschieden zwischen Spanien und Portugal so or- 
ganisiert, daß nach Ablauf der Übergangszeit eine 
vollständige problemlose Wiederaufnahme der Me- 
chanismen der GAP, der freie Warenverkehr und 
eine wesentliche Verbesserung der Agrarstruk- 
turen möglich sind. Selbstverständlich ist der Pro- 
zeß, durch den die Situation der Agrarwirtschaft in 
diesen beiden Ländern verbessert wird, auch nach 
Ablauf des Übergangszeitraums fortzusetzen. 

18 . Die im Vertrag über den Beitritt vorgesehenen 
Übergangsmaßnahmen treten am 1. Januar 1986 be- 
ziehungsweise am 1. März 1986 in Kraft, je nach- 
dem, ob sie sich auf die Strukturpolitik oder die 
anderen Aspekte der GAP beziehen. Bei ihren 
Überlegungen über die Alternativen der Zukunft 
war die Kommission darauf bedacht, keine Aspekte 
einzubeziehen, die die laufenden Verhandlungen 
berührten. Sie hat sich daher entschlossen, auf letz- 
tere nicht direkt in dem vorliegenden Dokument 
einzugehen. Bei der Formulierung von Vorschlägen 
über die Zukunft der GAP und sobald eine ausrei- 
chende Analyse zu diesem Thema vorliegt, wird das 
Ergebnis dieser Verhandlungen selbstverständlich 
berücksichtigt werden. 
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TEIL III 

Agrarmarktkonzepte für die Zukunft 


A. Preispolitik oder quantitative 

Beschränkungen — eine grundlegende 
Entscheidung 

1 . Der technische Fortschritt, insbesondere auf 
biologischem Gebiet, wird in den nächsten 15 Jah- 
ren zu erheblichen Ertragssteigerungen pro Hektar 
und pro Vieheinheit führen, während die Nachfrage 
in der Gemeinschaft und in den meisten übrigen 
Industrieländern voraussichtlich nur langsam 
(wenn überhaupt) wachsen dürfte. Die Nachfrage in 
weniger entwickelten Ländern wird noch zuneh- 
men, allerdings langsamer als in der Vergangen- 
heit. Alle diese Entwicklungen zusammen werden 
zu weiter wachsenden strukturellen Überschüssen 
führen, wenn keine Maßnahmen zur besseren An- 
passung des Angebots an die Nachfrage getroffen 
werden. 

Somit besteht für die kommenden Jahre die drin- 
gende Notwendigkeit zur Herstellung eines besse- 
ren Marktgleichgewichts und zur Beseitigung der 
strukturellen Überschüsse. Mit anderen Worten: 
Die Gemeinschaft muß aus wirtschaftlichen und fi- 
nanziellen Gründen eine bessere Steuerung des 
Produktionswachstums erzielen. 

2 . Mit einer realistischen — und dies bedeutet un- 
ter heutigen Voraussetzungen für einige Erzeug- 
nisse mit einer restriktiven — Preispolitik zusam- 
men mit einer Reihe gut abgestimmter flankieren- 
der Maßnahmen ließe sich dieses Problem zumin- 
dest auf mittlere Sicht lösen. Dies würde bedeuten, 
daß die wirtschaftliche Funktion (Marktorientie- 
rung) der Preispolitik Vorrang erhält gegenüber ih- 
rer sozialen Funktion der Einkommensstützung. In 
den letzten 15 Jahren ist es für die Preispolitik 
zunehmend schwierig geworden, diese zweite Funk- 
tion zu erfüllen, und es bestehen Zweifel, ob die 
Preispolitik mit ihrem verhältnismäßig niedrigem 
Selektivitätsgrad bei der großen Vielfalt der Land- 
wirtschaft in der Gemeinschaft das geeignetste In- 
strument für diesen Zweck darstellt. 

Das Konzept einer stärker marktorientierten Preis- 
politik ist nicht neu, und in diesem Zusammenhang 
ist es nicht uninteressant, die bisherige Entwick- 
lung der Agrarpreispolitik in der Europäischen Ge- 
meinschaft zu betrachten. Dabei lassen sich vier 
größere Phasen unterscheiden: 

— Bis zu den frühen 70er Jahren blieben die jährli- 
chen Preisanhebungen im Durchschnitt unter 
den Inflationsraten. Diese reale Preissenkung 
wurde jedoch bis zu einem gewissen Maße durch 
Produktivitätssteigerungen aufgrund techni- 
scher Fortschritte ausgeglichen. 


— Auch von 1972 bis 1977 gab es bei der Festset- 
zung der Agrarpreise in ECU auf Gemein- 
schaftsebene noch eine leichte Senkung in re- 
alen Werten ( — 1% im Jahresdurchschnitt); 
durch die agromonetären Anpassungen erfolgte 
jedoch ein realer Anstieg in den Landeswährun- 
gen (4-2,5% pro Jahr). Diese Anhebung schuf 
zusammen mit dem weiteren technischen Fort- 
schritt einen erheblichen Produktionsanreiz, der 
bei dem bestehenden System unbegrenzter Ga- 
rantie zu folgenden Ergebnissen führte: 

— eine ständige Ausweitung des Angebots an 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen, 

— eine suboptimale Faktormobilität, 

— wachsende Haushaltslasten. 

— Angesichts dieser finanziellen Risiken wurde 
die Preispolitik zwischen 1977 und 1981 restrikti- 
ver gehandhabt (durchschnittliche Realpreissen- 
kungen von 2 bis 3 % j ährlich in den Landeswäh- 
rungen). Dies war zunächst von einem wachsen- 
den Abstand zwischen dem durchschnittlichen 
Agrareinkommen und dem Einkommensdurch- 
schnitt in der Gesamtwirtschaft begleitet, ohne 
daß jedoch in den ersten fünf Jahren ein gerin- 
geres Produktionswachstum eintrat. Anfang der 
80er Jahre führte die restriktive Preispolitik zu- 
sammen mit einer etwas günstigeren Welt- 
marktentwicklung zu einer entspannteren 
Haushaltslage. 

— Der wachsende Einkommensdruck und die ver- 
besserte Haushaltslage führten von 1981 bis 
1984 zu einer erneuten Lockerung der Preispoli- 
tik, und dies gerade, als erste Zeichen eines 
langsameren Produktionswachstums sichtbar 
geworden waren. Die daraufhin erneut zuneh- 
menden Produktionssteigerungen mündeten in 
der Haushaltskrise der Gemeinschaft und den 
preispolitischen Maßnahmen von 1984 und 
1985. 

3. Aus diesen Entwicklungen auf der Ebene der 

Produktion lassen sich zwei Hauptschlußfolgerun- 
gen ziehen: 

— Die Preisentwicklung (einschließlich möglicher 
Realpreissenkungen) im Rahmen einer restrik- 
tiven Politik müssen klare Signale für die Erzeu- 
ger setzen; eine solche Politik muß deutlich ge- 
nug sein, damit sie durch den technischen Fort- 
schritt nicht überkompensiert wird und einen 
reellen Effekt auf das Produktionsniveau hat 

— Obwohl dies kurzfristig in bestimmten wenigen 
Fällen zu Produktionssteigerungen führen kann, 
weil einige Landwirte versuchen, ihre Festko- 
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sten durch eine höhere Erzeugung abzudecken, 
so werden doch niedrigere Preise insgesamt zu 
einer geringeren Steigerungsrate der Erzeugung 
führen; jedoch kann der Übergang zu einer 
marktorientierten Preispolitik seine volle Wir- 
kung mitunter erst nach mehreren Jahren zei- 
gen; sie ist daher über einen längeren Zeitraum 
konsequent fortzuführen. 

Sind diese beiden Voraussetzungen nicht erfüllt, so 
besteht die große Gefahr, daß die Preispolitik ohne 
Wirkung auf die Erzeugung bleibt. 

4 . Während der letzten zehn Jahre hat die Ge- 
meinschaft angesichts der Schwierigkeiten auf den 
Märkten eine Reihe von Instrumenten entwickelt, 
mit denen die Preispolitik ergänzt wurde. Bereits 
1977 wurde ein „Mitverantwortungsmechanismus“ 
im Milchsektor eingeführt, indem von den Erzeu- 
gern mit bestimmten Ausnahmen eine lineare Mit- 
verantwortungsabgabe erhoben wurde; jedoch zeig- 
ten die Steigerungen in der Milcherzeugung die Un- 
wirksamkeit dieser Maßnahme. 1980 trat die Kom- 
mission dafür ein, allgemein den Grundsatz der 
Mitverantwortung einzuführen, nach dem die Ko- 
sten für Erzeugungen, die bestimmte — aufgrund 
der Binnennachfrage in der Gemeinschaft sowie de- 
ren Außenhandel festzulegende — Mengen über- 
schreiten, von den Erzeugern selbst zu tragen sind. 
1981 wurde der Begriff der „Garantieschwellen“ 
entwickelt; werden diese Schwellen, die für die Ge- 
samterzeugung der Gemeinschaft festgelegt wer- 
den, überschritten, können die Erzeuger nicht den 
vollen Garantiepreis für ihre Erzeugung erwarten. 
Während der darauffolgenden Jahre wurden für 
eine Reihe von Erzeugnissen Garantieschwellen 
festgelegt (Milch, Getreide, Verarbeitungserzeug- 
nisse aus Obst und Gemüse, Ölsaaten): in den mei- 
sten Fällen bestehen die bei Überschreitung der 
Schwellen eingeleiteten Maßnahmen darin, daß die 
Preise oder Beihilfen in ihrem allgemeinen Niveau 
indirekt begrenzt oder verringert werden. 

a) 1984 stimmte der Rat den Richtlinien der Kom- 
mission für Garantieschwellen nicht nur zu, son- 
dern betonte, man müsse sie für Überschußer- 
zeugnise bzw. für solche Erzeugnisse einführen, 
bei denen die Haushaltsausgaben voraussicht- 
lich rasch ansteigen würden. Im Falle der Milch 
jedoch beschloß der Rat angesichts weiterer 
Produktionssteigerungen, den Grundsatz der 
Garantieschwellen mittels eines Quotensystems 
auf der Ebene der Molkereien bzw. der einzel- 
nen Betriebe anzuwenden. Auf diese Weise 
wurde im Milchsektor das System der kollekti- 
ven Verantwortung (Verringerung des Durch- 
schnittseinkommens aller Erzeuger) umgewan- 
delt in ein System der individuellen Verantwor- 
tung (Verringerung einzelner Einkommen we- 
gen Quotenüberschreitung bei der Erzeugung), 
wie dies bereits im Zuckersektor seit Errichtung 
dieser Marktorganisation der Fall war, wo das 
Prinzip der Mitverantwortung zum erstenmal 
angewandt wurde. 

b) Zu den Vorteilen eines Quotensystems gehören 
als unmittelbare Auswirkung eine Verlangsa- 


mung der Erzeugung sowie die grundsätzliche 
Möglichkeit, den Gemeinschaftshaushalt von 
Kosten für Erzeugungen zu entlasten, die be- 
stimmte Mengen überschreiten (jedoch hat sich 
in der Praxis gezeigt, daß dies in den letzten Jah- 
ren beim Zuckerquotensystem infolge eines dra- 
matischen Rückgangs der Weltmarktpreise 
nicht der Fall war). Im Milchsektor wurden Quo- 
ten als das „geringere Übel“ angesehen im Ver- 
gleich zur Alternative, die Erzeugerpreise in der 
Größenordnung von 12% zu senken. Zu den 
Nachteilen eines Quotensystems gehören die 
Probleme der Aushandlung, Verwaltung, Über- 
wachung und Anpassung der Quoten; des weite- 
ren die Erstarrung der Produktionsstrukturen, 
wodurch Produktivitätsentwicklung und regio- 
nale Spezialisierung in der Gemeinschaft ge- 
hemmt werden; die Zuerkennung eines Kapital- 
wertes im Sinne eines „Rechts auf Erzeugung“ 
sowie schließlich die Gefahr der Renationalisie- 
rung. 

5 . Es wird gelegentlich behauptet, daß eine quanti- 
tative Begrenzung der Preisgarantie auf der Ebene 
des einzelnen Erzeugers, ein höheres Preisniveau 
innerhalb der garantierten Mengen und folglich so- 
gar eine Differenzierung der Preisgarantien nach 
der Größe des Betriebes erlauben würde. Das Argu- 
ment, bei einer Quotenregelung ließen sich die 
Preise rascher anheben und somit die Einkommen 
verbessern, ist bei näherer Prüfung jedoch nicht 
stichhaltig. Denn wenn die Mengenbeschränkun- 
gen durch höhere Erzeugerpreise ausgeglichen wer- 
den, so führen diese wiederum zu einer schwäche- 
ren Nachfrage auf dem Binnenmarkt und zuneh- 
mender Substitutionsneigung, während die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Gemeinschaftserzeugung und 
die Verwendungsmöglichkeiten der Agrarerzeug- 
nisse als industrielle Rohstoffe gemindert werden. 
Als Folge sind weitere Quotenbegrenzungen mit ih- 
ren ungünstigen einkommenspolitischen Auswir- 
kungen unausweichlich. 

6 . Diese Überlegungen führen zu dem Schluß, daß 
Quoten nicht mehr als eine Notlösung sein können. 
Der einzig sinnvolle Ansatz auf mittlere und län- 
gere Frist liegt darin, den Marktpreisen eine ge- 
wichtigere Rolle bei der Steuerung von Angebot 
und Nachfrage zukommen zu lassen. Dieser Ansatz 
würde bei Erzeugnissen angewandt, bei denen 
Marktungleichgewichte bestehen bzw. sich zu ent- 
wickeln drohen; die Maßnahmen sollten jedoch ab- 
gestuft sein je nach dem Grad der Marktungleich- 
gewichte, der spezifischen Marktsituationen, der 
Notwendigkeit eines rationalen Preisgefüges und 
der Bedeutung der verschiedenen Erzeugnisse für 
die Einkommensbildung. 


B. Einkommen und Beschäftigung — die Folgen 

7 . Unabhängig von dem gewählten Ansatz zur An- 
passung von Angebot und Nachfrage werden sich 
Konsequenzen für Einkommen und Beschäftigung 
ergeben, die nicht vernachlässigt werden können. 
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Erhöhte Erträge aufgrund des technischen Fort- 
schritts auf der einen, verlangsamter Produktions- 
und Einkommenszuwachs auf der anderen Seite 
werden eine strukturelle Anpassung im Agrarsek- 
tor dringend erforderlich machen. 

8 . Die europäische Landwirtschaft besteht aus ei- 
nem weiten Spektrum verschiedener Situationen, 
deren Unterschiede sich mit dem Beitritt Spaniens 
und Portugals noch vergrößern werden. Ein Teil der 
Betriebe mit zufriedenstellender Struktur und gün- 
stigen Voraussetzungen könnte eine strenge Preis- 
politik gut überleben. In anderen Fällen würden 
verschiedene Anpassungsprozesse stattfinden: Vom 
landwirtschaftlichen Voll- und Nebenerwerb zu an- 
deren Sektoren oder in den Arbeitsmarkt (inner- 
halb oder außerhalb der Region) oder vom landwirt- 
schaftlichen Vollerwerb zum Nebenerwerb und der 
Aufnahme anderer Tätigkeiten. In einigen Gebieten 
könnte die Abwanderung neben der Aufgabe von 
Land zu einer deutlichen Entvölkerung führen. In 
anderen Regionen besteht die Gefahr, daß die Un- 
terbeschäftigung („versteckte Arbeitslosigkeit“) in 
der Landwirtschaft zunimmt, insbesondere dort, wo 
ein verhältnismäßig hoher Anteil der Erwerbsbe- 
völkerung in der Landwirtschaft arbeitet, eine un- 
zulängliche Agrarstruktur vorherrscht, die allge- 
meine Arbeitslosenrate bereits hoch ist und der de- 
mographische Druck zunimmt (wie in vielen Regio- 
nen Süditaliens, Griechenlands und Irlands). Die 
negative Auswirkung der abnehmenden Kaufkraft 
der Landbevölkerung auf die regionale Wirtschafts- 
lage könnte noch zusätzliche Probleme schaffen. 

9 . Der Einkommensdruck wäre bei Betrieben an 
oder unter der Wirtschaftlichkeitsgrenze besonders 
stark. Diese könnten möglicherweise jedoch sehr 
unterschiedlich reagieren. Viele von ihnen sind Ne- 
benerwerbsbetriebe, und in zahlreichen Fällen ha- 
ben der Betriebseigner, seine Frau oder andere 
Haushaltsmitglieder außerlandwirtschaftliche Er- 
werbstätigkeiten. Wo das Agrareinkommen nur ei- 
nen kleinen Teil des Gesamteinkommens aus- 
macht, wird eine Reaktion überhaupt nicht oder nur 
mit erheblicher Zeitverschiebung (Generationen- 
wechsel) eintreten. Daneben gibt es aber auch zahl- 
reiche Kleinbetriebe ohne außerlandwirtschaftli- 
ches Einkommen, deren wirtschaftliche Überle- 
benschancen zunehmend geringer würden. Schließ- 
lich könnte die Verschuldung und ein möglicher 
Wertverlust des Grund und Bodens (der oft als Si- 
cherheit dient) selbst bei hochmodernisierten Be- 
trieben zu Schwierigkeiten führen. 

10 . Will man die ländliche Struktur erhalten, so 
führen alle diese Erwägungen unvermeidlich zu der 
Schlüsselfrage alternativer oder ergänzender Ein- 
kommens- und Beschäftigungsmöglichkeiten. Sol- 
che Möglichkeiten bestehen teils im Agrarsektor 
selbst, teils außerhalb der Landwirtschaft. Sie müs- 
sen jedoch gefördert werden. Infolgedessen hält es 
die Kommission für erforderlich, diese Möglichkei- 
ten zu prüfen und eine Reihe von möglichen Aktio- 
nen zu ihrer Nutzung aufzuzeigen. 


C. Neuausrichtung der Erzeugung 

11 . Die Gemeinschaft muß ihre Agrarerzeugung 
so anpassen, daß das Angebot stärker der Nach- 
frage entspricht. Diese Entwicklung wurde bei zahl- 
reichen Erzeugnissen mit gemeinsamer Marktorga- 
nisation bereits eingeleitet, und die in früheren Do- 
kumenten — so den wichtigen Memoranden „Leitli- 
nien für die europäische Landwirtschaft“ vom Okto- 
ber 1981 [KOM(81) 608] und „Gemeinsame Agrar- 
politik“ vom Juli 1983 [KOM(83) 500] — von der 
Kommission geforderten Orientierungen bleiben 
gültig. 

12 . In den vorliegenden, naturgemäß selektiven 
Anführungen versucht die Kommission keine er- 
neute Überprüfung sämtlicher Marktorganisatio- 
nen, obwohl in den kommenden Monaten und Jah- 
ren dazu einige wichtige Vorschläge anstehen: 

— Bei Öl und Fett erfordert die Erweiterung der 
Gemeinschaft eine Anpassung der Marktorgani- 
sation. 

— Für Zucker sind in Kürze Vorschläge für die Zeit 
nach Ablauf der geltenden Quotenregelung mit 
Ende des Wirtschaftsjahres 1985/86 fällig. 

— Die Haushaltskosten der Gemeinschaft für Ta- 
bak bei Sorten mit geringer Marktnachfrage er- 
fordern weitere Anstrengungen zur Neuausrich- 
tung der Erzeugung in diesem Sektor. 

— Im Sektor Milch besteht immer noch ein bedeu- 
tendes Ungleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage. Die vor kurzem eingeführte Quoten- 
regelung muß sorgfältig überprüft werden, nöti- 
genfalls ergehen Vorschläge zu deren Verbesse- 
rung. Bis November 1985 will die Kommission 
eine Prämienregelung zur Aufgabe der Milchlie- 
ferung vorschlagen und zum Ende des Wirt- 
schaftsjahres 1986/87 einen Gesamtbericht über 
die Durchführung der Quotenregelung heraus- 
geben. 

— Bei Rindfleisch, wo immer noch ein starkes 
Marktungleichgewicht herrscht, behält sich die 
Kommission die Möglichkeit weiterer Vor- 
schläge zur Anpassung der Regelungen in die- 
sem Sektor vor. 

Ohne die anstehenden Probleme in diesen und an- 
deren Sektoren zu unterschätzen, hält es die Kom- 
mission im vorliegenden Rahmen aus den bereits 
dargelegten Gründen für angebracht, den Getreide- 
sektor eingehender zu untersuchen. Aufgrund der 
Wechselwirkung zwischen den Entwicklungen bei 
Getreide und bei anderen Feldfrüchten sowie zwi- 
schen den Preisen für Getreide und den Kosten in 
der Viehzucht hat die in diesem Sektor durchzufüh- 
rende Politik tiefe Auswirkungen auf die gemein- 
same Agrarpolitik insgesamt. 

1. Getreide — ein Grundpfeiler der Agrarpolitik 

13 . Während die Anbauflächen für Getreide in der 
Gemeinschaft nicht zugenommen haben, führten 
die Umstellungen von Gerste auf Weichweizen so- 
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wie die gewaltigen Ertragssteigerungen aufgrund 
neuer Sorten und Techniken — insbesondere bei 
Weizen — zu einem höheren Erzeugungsumfang 
( + 3% im Jahresdurchschnitt). Die Kommission hat 
wiederholt auf die auseinanderlaufende Entwick- 
lung von Angebot und Nachfrage aufmerksam ge- 
macht. Durch die außergewöhnlich große Ernte von 
1984 mit dem Ergebnis sehr hoher Öffentlicher Be- 
stände wurde dieses Problem schlagartig deutlich. 
Eine Hochrechnung der Entwicklung der Erträge in 
der Zehnergemeinschaft sagt voraus, daß die sehr 
gute Ernte von 1984, die 155 Mio. Tonnen betrug, 
dem normalen Erzeugnisumfang um das Jahr 1990 
entsprechen könnte, wohingegen der Durchschnitt 
im Zeitraum 1980 bis 1983 bei 125 Mio. Tonnen lag. 
Obwohl der Getreideexport der Gemeinschaft auf 
eine Rekordhöhe angestiegen ist, bietet die erwar- 
tete Entwicklung der Weltnachfrage selbst bei opti- 
mistischen Schätzungen keine ausreichenden Mög- 
lichkeiten zur Aufnahme künftiger Produktionsstei- 
gerungen. Voraussichtlich ließen sich auf dem Bin- 
nenmarkt, sollte hier das Preisniveau spürbar sin- 
ken, 1990 unter Berücksichtigung der Erweiterung 
12 Mio. t mehr Gemeinschaftsgetreide absetzen, wo- 
bei allerdings von sehr optimistischen Annahmen 
hinsichtlich der Absatzentwicklung für Futtermittel 
(Annahme, daß es gelingt, einen Teil der eingeführ- 
ten Getreidesubstitute zu ersetzen), der Stärkeher- 
stellung für die chemische und pharmazeutische In- 
dustrie sowie der Äthanolerzeugung ausgegangen 
wird. 

14 . Bei der vorliegenden Untersuchung bildet das 
künftige Getreidepreisniveau in der Gemeinschaft 
einen Schlüsselfaktor für Angebot und Nachfrage 
und für die Kosten der Absatzstützung. Bereits seit 
mehreren Jahren fordert die Kommission eine An- 
näherung der europäischen Getreidepreise an die 
unserer Konkurrenten auf dem Weltmarkt, und 
auch bei der vom Rat 1982 eingeführten Garantie- 
schwellenregelung sollten die Preise bei Über- 
schreitung der festgesetzten Schwelle gesenkt wer- 
den. Die Erfahrung mit den Preisverhandlungen für 
1985/86 haben jedoch gezeigt, wie schwer es für den 
Rat ist, solche Beschlüsse in die Praxis umzusetzen, 
wenn sie nicht durch einkommenspolitische Maß- 
nahmen ergänzt werden. 

15 . Die Gemeinschaft steht somit vor einem ech- 
ten Dilemma. Das Angebot von Getreide wird vor- 
aussichtlich erheblich rascher steigen als die Nach- 
frage, und die Überschußverwaltung und -finanzie- 
rung dürfte für die Gemeinschaft unmöglich wer- 
den. Infolgedessen muß zwischen einer einschnei- 
denden Senkung der realen Getreidepreise und der 
Einführung zusätzlicher Maßnahmen zur Angebots- 
regulierung gewählt werden. Die Kommission hat 
bereits deutlich gemacht, daß sie preispolitischen 
Maßnahmen den Vorzug gibt. Sie hält in diesem 
beratenden Dokument jedoch eine Untersuchung 
auch der anderen Möglichkeiten für erforderlich. 

16 . Bei einer solchen Untersuchung darf die große 
Zahl von Getreideanbaubetrieben — 3,75 Mio. — 
und die Vielfalt ihrer Lage nicht unberücksichtigt 
bleiben. In sieben Mitgliedstaaten bauen über die 


Hälfte der Landwirte Getreide an, ein Großteil der 
Gemeinschaftserzeugung stammt aber von nur we- 
nigen Betrieben. Auf der einen Seite finden sich die 
„Spezialisten“ mit großen, leistungsstarken Betrie- 
ben, insbesondere im Pariser Beeten und in Ost- 
england; auf der anderen Seite gibt es in der ganzen 
Gemeinschaft zahlreiche Landwirte, die den Getrei- 
deanbau im Mischbetrieb häufig zusammen mit 
Viehhaltung betreiben. Dazwischen liegt eine 
Gruppe mittlerer Betriebe, die — in bestimmten 
Gebieten sogar in hohem Maße — auf die Getrei- 
deerzeugung angewiesen sind. Im allgemeinen ist 
das Einkommen der Getreideerzeuger im Vergleich 
zu anderen Betriebsausrichtungen in den meisten 
Mitgliedstaaten verhältnismäßig günstig; bei spe- 
zialisierten Getreidebetrieben mit guten Böden lie- 
gen die Einkommen deutlich über dem entspre- 
chenden regionalen Durchschnitt. 

Daneben ist nicht zu vergessen, daß es verschie- 
dene Getreidesorten gibt, mit komplexen Wechsel- 
beziehungen zwischen den jeweiligen Märkten und 
Preisen. Der Überschuß bei Weichweizen bereitet 
die größten Schwierigkeiten, Überschußprobleme 
gibt es aber auch bei Hartweizen, während die 
Maisversorgungsbilanz defizitär ist. 

17 . Vor der Untersuchung der preispolitischen Op- 
tionen ist darauf hinzuweisen, daß die von den Ge- 
meinschaftsorganen festgesetzten gemeinsamen 
Preise für Getreide in den letzten Jahren real (d. h. 
inflationsbereinigt) zurückgegangen sind, aller- 
dings nur sehr leicht; in Hektar (statt in Tonnen) 
ausgedrückt, ergibt sich sogar ein realer Anstieg. 
Die gemeinsamen Preise bieten jedoch nur ein 
theoretisches Stützniveau, und der Abstand zwi- 
schen diesen Preisen und den Marktpreisen hat in 
Wirklichkeit aus mehreren Gründen (Begrenzung 
der Intervention, erhöhte Zahlungsfristen für die 
Intervention usw.) seit 1983 zugenommen. 


i) Preisinstrument 

18 . Würde der Preismechanismus im Getreidesek- 
tor mit deutlichen realen Preissenkungen unter Be- 
rücksichtigung der erhöhten Markterträge über 
eine gewisse Zeit verstärkt eingesetzt, so wäre den- 
noch mit einer weiteren mäßigen Erzeugungszu- 
nahme zu rechnen. Diese könnte jedoch durch Ab- 
satzsteigerungen auf gefangen werden, wenn die 
Gemeinschaftspreise gegenüber denen anderer Er- 
zeugerländer wettbewerbsfähiger werden. Dieser 
Ansätz würde zu einer Steigerung des Binnenver- 
brauchs in der Gemeinschaft und zu geringeren Ko- 
sten für Ausfuhrerstattungen führen. Eine solche 
Preispolitik würde allerdings kleine und große Er- 
zeuger gleichermaßen treffen und wäre nicht denk- 
bar ohne eine Form der Einkommensbeihilfe für 
die empfindlichsten Betriebe, die zu der mittleren, 
überwiegend auf die Getreideerzeugung angewie- 
sene Gruppe gehören dürften. 

Eine solche Beihilferegelung müßte selektiv gestal- 
tet sein, da direkte Einkommensbeihilfen her- 
kömmlicher Art („deficiency payments“) im Getrei- 
desektor unvertretbar kostspielig wären; eine inter- 
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essante Option könnte eine Begrenzung der Bei- 
hilfe je Hektar sein, wie die Kommission in der Ver- 
gangenheit für Hartweizen vorgeschlagen hat. 

ii) Garantieschwellenregelung 

19. Die Garantieschwellenregelung im Getreide- 
sektor konnte bisher nicht durchgeführt werden, 
wie ursprünglich vorgesehen war. Eine andere 
Möglichkeit bestünde darin, die Preissenkung statt 
im jeweils folgenden Jahr unmittelbar in dem Wirt- 
schaftsjahr vorzunehmen, in dem die Schwelle 
überschritten wird. Unter dem Gesichtspunkt der 
Agrareinkommen wäre dies der folgerichtigere An- 
satz, da die Preissenkung gleichzeitig mit der Zu- 
nahme der Mengen erfolgen würde; allerdings wä- 
ren dabei zu Beginn des Wirtschaftsjahres höhere 
Risiken auf dem Markt in Kauf zu nehmen. 

iii) Interventionsmechanismen 

20. Eine prüfenswerte Möglichkeit besteht in der 
Begrenzung der Interventionsmaßnahmen für Ge- 
treide auf das Ende des Wirtschaftsjahres (April bis 
Mai); dadurch würde der bisweilen zu Beginn des 
Wirtschaftsjahres eintretende Wettbewerb zwi- 
schen den Interventionskäufen und dem Ausfuhr- 
geschäft vermieden. Durch die Interventions re ge- 
lung kann die Gemeinschaft eingreifen und den 
Trend hin zu der Erzeugung von Getreide minderer 
Qualität, die normalerweise zu höheren Erträgen 
führt, bremsen oder umkehren. Es ist in jedem Fall 
notwendig, die Differenzierung der Interventions- 
preise für Ankauf und Verkauf ins Auge zu fassen, 
um den Aufbau nichtabsetzbarer Bestände minde- 
rer Qualität zu verhindern. 

iv) Mitverantwortungsabgabe 

21. Auf Getreide könnte vorzugsweise auf der er- 
sten Verkaufsstufe eine Abgabe zur Finanzierung 
neuer Absatzmöglichkeiten für Getreide beispiels- 
weise als Beitrag zu den Ausgaben für Ausfuhrer- 
stattungen erhoben werden. Dabei wäre zu prüfen, 
ob eine solche Abgabe zur Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Einkommenslagen nach Be- 
triebsgröße differenziert und auch auf eingeführte 
Erzeugnisse angewandt wird. 

v) Getreideamt (Cereals Board) 

22. Die Einrichtung einer amtlichen Stelle für Ge- 
treide unter Beteiligung der betroffenen Wirt- 
schaftskreise wäre insbesondere dann zu erwägen, 
wenn ein finanzieller Beitrag der Erzeuger zu den 
Ausfuhrkosten geplant wird. Eine Möglichkeit be- 
stünde in einer regulierenden Stelle mit Aufgaben 
bei der Exportförderung und bei der Koordinierung 
der Angebots Steuerung innerhalb der Gemein- 
schaft. 

vi) Quoten 

23. Eine Quotenregelung ist auch im Getreidesek- 
tor nicht undenkbar; wenn die Verwaltungsschwie- 


rigkeiten bei Zucker und Milch überwunden wer- 
den können, so wären viele der praktischen Pro- 
bleme zweifellos auch bei Getreide lösbar. Anders 
als Milch und Zucker läßt sich Getreide leicht la- 
gern und befördern, und ein großer Teil wird als 
Futtermittel verwendet; trotz der entsprechenden 
Kontrollprobleme läßt sich grundsätzlich eine Men- 
genregelung aber auf der ersten Absatzstufe vorse- 
hen. Die Einwände gegen die Einführung von Quo- 
ten sind grundsätzlicherer Art und wurden im Rah- 
men dieser Ausführungen erwähnt: höhere Preise, 
niedrigerer Absatz und mangelnde Aussicht auf 
Einkommensverbesserungen. 

vii) Umwidmung des Landes für andere Verwendungen 
(„Set-aside“) 

24. Eine andere Möglichkeit zur Reduzierung des 
Getreideangebots bestünde in einem finanziellen 
Anreiz für die Landwirte, ihr Land brachliegen zu 
lassen oder ihre Böden auf andere Erzeugnisse oder 
außerlandwirtschaftliche Zwecke umzustellen. Sol- 
che Subventionen wären jedoch kostspielig und de- 
ren zufriedenstellende Kontrolle würde Verwal- 
tungs-Infrastrukturen erfordern, die nicht in allen 
Mitgliedstaaten vorhanden sind. Selbst in den Ver- 
einigten Staaten, wo die Bedingungen für solche 
Maßnahmen („set-aside“) günstiger sind als in Eu- 
ropa, wird deren Wirksamkeit bezweifelt. 

25. Die Kommission möchte festhalten, daß diese 
verschiedenen Optionen sich nicht gegenseitig aus- 
schließen, sondern auch kombiniert eingesetzt wer- 
den könnten. Es ist jedoch unzweifelhaft, daß die 
Gemeinschaft eine oder mehrere der anderen Maß- 
nahmen zur Angebotssteuerung bei Getreide wird 
einführen müssen, falls sie die Alternative einer 
strengen Preispolitik für Getreide gemäß Punkt i 
nicht verfolgen will. 


2. Alternative Produktionen 

26. Die Absatzschwierigkeiten zusammen mit ei- 
ner vorsichtigen Preispolitik werden sich dahin 
gehend auswirken, daß sich die Landwirte immer 
mehr dazu gezwungen sehen, andere Absatzkanäle 
oder Erzeugungsalternativen zu suchen, je nach 
den technischen oder wirtschaftlichen Gegebenhei- 
ten der Region und den strukturellen Merkmalen 
des einzelnen Betriebs. 

27. Durch die Agrarforschung, die Verbreitung 
von Kenntnissen und die Tätigkeit von Beratungs- 
diensten wird den Berufskreisen bereits seit einiger 
Zeit eine Reihe wichtiger Informationen auf diesem 
Gebiet an die Hand gegeben. 

28. Doch selbst wenn die verfügbaren agronomi- 
schen Grundlagen ausreichend sind, liegt die end- 
gültige Entscheidung über eine Neuausrichtung der 
Produktion beim Landwirt selbst und ist von einer 
Anzahl wirtschaftlicher (Kosten für die Umstellung 
und Auswirkungen auf das Einkommen im Ver- 
gleich zum erforderlichen Arbeitseinsatz) und so- 
zio-technischer (angemessene berufliche Bildung, 
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Änderung des Lebensstandards usw.) Faktoren ab- 
hängig. 

In diesem Zusammenhang ist festzustellen, daß der 
Übergang zu alternativen Produktionen — von eini- 
gen Ausnahmefällen abgesehen — immer nur lang- 
sam erfolgt ist und auch in Zukunft nur langsam 
vor sich gehen wird. 

29 . In der Praxis sind mindestens drei Faktoren 
und deren Wechselwirkung für den Entwicklungs- 
prozeß der betrieblichen Ausrichtung maßgebend: 

a) die technische und wirtschaftliche Effizienz der 
Agrarforschung und -beratung, 

b) die Aufnahmemöglichkeiten des Marktes und 
die Anpassung der Erzeugungs-, Verarbeitungs- 
und Vermarktungsstrukturen an die neuen Er- 
fordernisse, 

c) die von der Agrarpolitik gewährte Garantie für 
die Neuausrichtung im Vergleich zur bisherigen 
Erzeugung. 


Faktoren im Zusammenhang mit Forschung und 
Beratung 

30 . Beim ersten Faktor ist es notwendig, die For- 
schung und die Beratung zu verstärken, um dem 
Landwirt ein möglichst vollständiges technisch- 
wirtschaftliches Inventar sämtlicher Umstellungs- 
möglichkeiten an die Hand zu geben. 

Die bisherigen Schritte der Gemeinschaft auf die- 
sem Gebiet 1 ) werden zur Aufstellung dieses Inven- 
tars entscheidend beitragen. Es muß unter Berück- 
sichtigung des unter b) genannten Faktors in erster 
Linie die Anbaualternativen umfassen, bei denen 
aufgrund des Selbstversorgungsgrades der Gemein- 
schaft und der voraussichtlichen Nachfrageent- 
wicklung unter bestimmten wirtschaftlichen Vor- 
aussetzungen verhältnismäßig gute Absatzmöglich- 
keiten auf dem Markt zu erwarten sind. 

31 . Bei der Ausrichtung und beim Absatz pflanzli- 
cher Erzeugnisse ist in diesem Zusammenhang auf 
die Bedeutung des Futtermittelsektors in der Ge- 
meinschaft und dessen verhältnismäßig niedrigen 
Selbstversorgungsgrad bei den entsprechenden 
Rohstoffen hinzuweisen. 

32 . Das Inventar der Anbaualternativen müßte 
nach den jetzigen Überschußerzeugungen, die sie 
ersetzen sollen, zusammengestellt werden: 

— Großflächenwirtschaft (Getreide und Milch), 

— Dauerkulturen (Obst, Zitrusfrüchte, Oliven), 

— Sonderkulturen (Tomaten zur Verarbeitung, 
Weinbau, bestimmte Tabaksorten). 


l ) Entscheidung vom Dezember 1983 über das gemein- 
same Forschungsprogramm 


Agronomische Faktoren für Produktionsalternativen 

33 . Aufgrund der verschiedenen agronomischen 
Faktoren, welche die Wahl der Landwirte begren- 
zen und bedingen (Bodenbeschaffenheit, Klimaver- 
hältnisse, Resistenz gegen Krankheiten und Schäd- 
linge, Anbautechnik, gegenwärtige und künftige Er- 
träge), läßt sich bei den Anbaualternativen im allge- 
meinen von folgenden Hypothesen ausgehen: 

a) Großflächenwirtschaft 

— Die Ölsaaten und eiweißhaltigen Pflanzen (wie 
Bitterlupinen und Cuphea) bilden einen idealen 
und natürlichen Ersatz für die Überschußer- 
zeugnisse (insbesondere Getreide). Sie erlauben 
einen besseren Wechsel bei der Fruchtfolge und 
bringen keine größeren Probleme hinsichtlich 
der Anbautechnik. 

— Bestimmte gegenwärtig zum Getreideanbau 
oder als Weiden genutzte Flächen ließen sich 
auch teilweise oder vollständig auf den Holzan- 
bau umstellen, mit engem oder weitem Pflanzen- 
abstand, um Zellulose für die Zellstofferzeugung 
herzustellen (Pappel, Eukalyptus, Weide und 
Esche), für die Erzeugung von Biomasse aus 
Bäumen mit geringem Durchmesser zur Ener- 
giegewinnung (Pappel, Weide, Eukalyptus) und 
Einzelstamm-Holzerzeugnisse für Qualitätsholz 
einschließlich Furnierholz (Eiche, Buche, Ahorn, 
Kirsche, Walnuß). Hierzu wäre eine grundle- 
gende Änderung der Zeitplanung für die einzel- 
nen Arbeitsabläufe und in bestimmten Fällen 
eine Änderung der Betriebsgröße erforderlich, 
um diese Änderung der Zeitplanung zu ermögli- 
chen. Bei einem weiten Pflanzenabstand wäre 
die gleichzeitige Nutzung der Fläche als Weiden 
in Betracht zu ziehen. 

b) Dauerkulturen 

Den natürlichen Ersatz bilden im allgemeinen an- 
dere Baumfruchtarten ohne Absatzprobleme bzw. 
neue Erzeugnisse. 

In der ersten Gruppe sind Mandeln, Haselnuß, Jo- 
hannisbrot und Pistazie zu nennen, in der zweiten 
die Jojoba-Frucht, deren Anbautechnik ausgereift 
scheint. 

Für den Rebbau, gegebenenfalls auch den Oliven- 
anbau, sind auf ebenen Böden aus agronomischer 
Sicht auch andere Alternativen (insbesondere ein- 
jährige Pflanzen) möglich. 

c) Sonderkulturen 

Es handelt sich um intensive Anbauformen, die 
eine umfangreiche Wasserversorgung erfordern. 
Den natürlichen Ersatz bilden andere Intensiver- 
zeugungen (wie Arzneipflanzen). Wegen des gerin- 
gen Nachfragevolumens sind diese Ersatzmöglich- 
keiten jedoch verhältnismäßig begrenzt. 

Gegebenenfalls kann Baumwolle in bestimmten 
Gebieten eine interessante Alternative darstellen. 
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34 . Es gibt darüber hinaus eine Reihe anderer in- 
teressanter Anbauformen, denen allerdings bei der 
Lösung der vorliegenden Probleme eine eher unter- 
geordnete Bedeutung zukommt 

Diese Kleinproduktionen könnten auf lokaler 
Ebene eine beachtenswerte Einkommensalterna- 
tive bilden. Dazu gehören der herkömmliche Anbau 
von Kleinobst, die Kleintierhaltung (auch Bienen- 
zucht) und die Fischzucht. 

Bei diesen Formen der Kleinerzeugung, die aus hi- 
storischen oder sozio-ökonomischen Gründen auf- 
gegeben oder in den Hintergrund gedrängt worden 
sind, ist die Versorgungsbilanz in der Gemeinschaft 
defizitär. Bemühungen zugunsten dieser Erzeug- 
nisse müßten eine Harmonisierung der Vermark- 
tungsbedingungen und die Schaffung geeigneter 
Verarbeitungsstrukturen umfassen. 

35 . Die Sortenumstellung bildet eine andere Alter- 
native. Dabei wäre es sehr kurzfristig möglich, we- 
nig verbreitete, vom Markt jedoch gefragte Sorten 
anstelle strukturell überschüssiger Erzeugnisse in 
die Fruchtfolge aufzunehmen. 

36 . Weitere Aussichten bieten sich schließlich bei 
neuen Erzeugungsverfahren, die den Rahmen der 
stark auf die Agrarpolitik angewiesenen Massen- 
produktion verlassen. Diese neuen Wirtschaftsfor- 
men gehen sparsamer mit Rohstoffen um und be- 
deuten in bestimmten Fällen eine Rückkehr zu Er- 
zeugnissen für den Direktverbrauch bzw. -verkauf 
ab Hof. In diesem Bereich wäre vor allem der Ver- 
marktungsaspekt und die Möglichkeit der Koexi- 
stenz mit der „konventionellen“ Landwirtschaft zu 
prüfen. 


Wirtschaftliche Faktoren für Produktionsalternativen 

37 . Wie bereits ausgeführt, ist die endgültige Ent- 
scheidung des Landwirts nicht nur von agronomi- 
schen, sondern auch von einer Reihe wirtschaftli- 
cher Faktoren abhängig. Ferner sind die anfallen- 
den Kosten für den öffentlichen Haushalt (EAGFL 
oder einzelstaatliche Haushalte) in den Fällen zu 
berücksichtigen, wo ein Anreiz für die Entwicklung 
entsprechender Anbaualternativen beschlossen 
würde. Bei den verschiedenen Alternativen ist von 
strengen wirtschaftlichen Überlegungen auszuge- 
hen und zu berücksichtigen, welche Absatzmöglich- 
keiten sich bieten und ob die Erzeugung nach eini- 
gen anfänglichen finanziellen Anreizen langfristig 
fortgesetzt werden kann oder eine fortwährende 
Belastung des Haushalts darstellt. 

38 . Davon ausgehend lassen sich folgende Erwä- 
gungen anstellen: 

a) Großflächenwirtschaft 

Die Entwicklung der Erzeugung von Öl- und Ei- 
weißpflanzen stellt keine Probleme hinsichtlich der 
Produktionstechnik, der erforderlichen Investitio- 
nen, des Arbeitseinsatzes, der Lagerung und der 
Vermarktung. 


Die potentielle Nachfrage ist außer bei Raps sehr 
groß, und selbst bei Raps dürfte sich bei den neuen 
„00“-Sorten eine wachsende Nachfrage seitens der 
Mischfutterindustrie ergeben. Für diese Erzeugnis- 
se, Saflor ausgenommen, gelten bereits Stützungs- 
maßnahmen der Gemeinschaft. Aufgrund dieser 
Förderung ist hier bereits eine beachtliche Entwick- 
lung eingetreten bzw. in Kürze zu erwarten. 

Zur Beschleunigung dieser Entwicklung würde 
möglicherweise eine sehr leichte (relative oder ab- 
solute) Anhebung des Stützniveaus genügen, um 
diese Produktionen für die Erzeuger attraktiver zu 
machen. Doch gibt es ein beträchtliches Problem: 
wegen des fehlenden Einfuhrschutzes ist die Erzeu- 
gung von Öl- und Eiweißpflanzen für den Gemein- 
schaftshaushalt sehr kostspielig. 

Der Ersatz bestimmter Weide- oder Getreideflächen 
durch den Holzanbau würde ebenfalls Förderungs- 
maßnahmen erfordern (vor allem in Form eines 
vorübergehenden Einkommensausgleichs). In An- 
betracht des Handelsdefizits der Gemeinschaft bei 
Holz und Holzerzeugnissen ist die Wiederauffor- 
stung von ertragsschwachen Böden als Alternative 
für Landwirte ins Auge zu fassen. In diesem Zusam- 
menhang ist zu prüfen, für welche Erzeugnisse in 
der Gemeinschaft tatsächlich Nachfrage besteht, 
wo Mangel herrscht und was in größeren Mengen 
auf Böden, die nicht länger für die landwirtschaftli- 
che Erzeugung genutzt werden, wirtschaftlich pro- 
duziert werden kann. 

Solche Maßnahmen könnten sich für den Haushalt 
als sehr kostspielig erweisen. Ferner ist davon aus- 
zugehen, daß Förderungsmaßnahmen nur ertrags- 
schwächeren Böden nützen würden. 

b) Dauerkulturen 

Die Alternativen für überschüssige Erzeugnisse im 
Baumfruchtbau genießen insgesamt nur wenig 
Schutz und derzeit keine oder nur sehr geringe För- 
derung. Ihr Anbau beginnt für den Landwirt mit 
einer ertragslosen Zeit von fünf bis 15 Jahren, für 
die ein Ausgleich zu gewähren wäre, wenn man die- 
sen Erzeugnissen eine Entwicklungschance bieten 
will. 

Dabei ist jedoch zu bemerken, daß die Nachfrage 
für diese Früchte, die bei der jetzigen Erzeugung in 
der Gemeinschaft noch nicht befriedigt ist, verhält- 
nismäßig gering ist, wodurch die entsprechenden 
Anbaumöglichkeiten ebenfalls begrenzt wären. 

Beim Jojoba, einem neuen Erzeugnis mit großen 
Absatzerwartungen, scheint die Entwicklung von 
der Lösung der Anlaufprobleme einschließlich ge- 
eigneter Kommerzialisierungswege abhängig. Auch 
hier konnten sich vorübergehende Förderungsmaß- 
nahmen als erforderlich erweisen. 

Beim Ersatz von Reben und Ölbäumen durch ein- 
jährige Kulturen besteht unter den heutigen Vor- 
aussetzungen die Gefahr, daß sich die Landwirte 
für andere Überschußerzeugnisse entscheiden. 

Schließlich läßt sich auch der Baumfruchtbau durch 
die Holzerzeugung ersetzen, aber der Zeitraum der 
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auszugleichenden Einkommensverluste ist in die- 
sem Fall mindestens ebenso lang wie bei den oben 
aufgeführten Alternativen. 

c) Sonderkulturen 

Für den Baumwollanbau gilt bereits eine Stüt- 
zungsregelung in der Gemeinschaft. Die Entwick- 
lung außerhalb der traditionellen Anbaugebiete an- 
stelle überschüssiger Sonderkulturen erfordert den 
Aufbau einer Verarbeitungs- und Vermarktungs- 
struktur, die bisher nicht vorhanden ist. 

Die gleichen Erwägungen gelten überwiegend auch 
für eine ganze Reihe anderer Produktionen, bei de- 
nen die im einzelnen zwar begrenzten Entwick- 
lungsmöglichkeiten wegen des Fehlens geeigneter 
Vermarktungs- und Verarbeitungsstrukturen der- 
zeit nicht voll genutzt werden können. 


Erforderliche Anpassungen der GAP 

39 . Sollte sich die Gemeinschaft für eine selbst be- 
grenzte Neuausrichtung ihrer Agrarerzeugung ent- 
scheiden, so wäre der entsprechende Mitteleinsatz 
je nach den zu fördernden Erzeugnissen abzustu- 
fen. 

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit ließen sich je 
nach der spezifischen Lage der einzelnen Sektoren 
oder Regionen eine oder mehrere der folgenden 
Maßnahmen in Erwägung ziehen: 

1. Anpassung der gemeinsamen Marktorganisatio- 
nen für die Erzeugnisse ihres Geltungsbereichs; 

2. Gewährung von (vorübergehenden, festumrisse- 
nen) Umstellungsbeihilfen für neue Erzeugnis- 
se; 

3. Anreize zur Einrichtung der erforderlichen Ver- 
arbeitungs- und Vermarktungsstrukturen; 

4. Schaffung des erforderlichen Rechtsrahmens 
für die Harmonisierung der Qualitätsnormen 
dieser Erzeugnisse im Interesse der leichteren 
Vermarktung und der Unterrichtung der Ver- 
braucher (z. B. durch Gütezeichen); 

5. Förderung der angewandten Forschung und der 
technisch-wirtschaftlichen Beratung über diese 
Umstellungsmöglichkeiten. 


40 . Auf der Haushaltsseite wären entsprechende 
Beschlüsse über den finanziellen Rahmen für die 
Einführung dieser neuen Ausrichtungen erforder- 
lich. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
daß die zu berücksichtigenden Gesamtkosten von 
der Fortführung der bisherigen Stützungsmaßnah- 
men für Überschußerzeugnisse sowie von der Han- 
delspolitik der Gemeinschaft (Einfuhren) abhän- 
gen. 


D. Diversifizierung der Absatzmöglichkeiten — 
Neue Verwendungen für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse 

41 . Der Gedanke, neue Verwendungsmöglichkei- 
ten (meist industrieller Art) für Agrarerzeugnisse 
zu fördern wie auch die alternative Erzeugung zu 
entwickeln, hat in der Diskussion über die Zu- 
kunftsperspektiven an Bedeutung gewonnen. Tat- 
sächlich hat die Landwirtschaft — wenn auch in 
sehr beschränktem Maße — schon immer Roh- 
stoffe für andere Zwecke als die Ernährung gelie- 
fert: Solche Erzeugnisse sind Holz, Schurwolle, 
Baumwolle, Hanf oder Flachs. Eine verhältnismä- 
ßig „neue Entwicklung, die im letzten Jahrzehnt 
eingetreten ist, ist die Verwendung von Agrarer- 
zeugnissen als Rohstoffquelle für Erzeugnisse der 
organischen Chemie. In diesem Bereich bestehen 
eine Reihe von Möglichkeiten, die der Landwirt- 
schaft neue Märkte eröffnen und somit dazu beitra- 
gen könnten, in ländlichen Gegenden die Einkom- 
mens- und Beschäftigungslage im Agrarsektor wie 
in der verarbeitenden Industrie abzusichern. Die 
Entwicklung der Biotechnologie stellt eine Heraus- 
forderung für die Zukunft dar: eine Herausforde- 
rung an die Industrie, an die Landwirtschaft als 
potentieller Rohstofflieferant sowie an die Zusam- 
menarbeit zwischen den beiden Sektoren. 

42 . Ein weiterer Bereich, in dem die Gemeinschaft 
zu einer in sich geschlossenen Strategie finden 
muß, um ihr Potential an Anbaufläche und Arbeits- 
kräften bestmöglich zu nutzen, ist die Verwendung 
von Agrarerzeugnissen als Rohstoffe für die Ener- 
giegewinnung. Oftmals wurde die Verwendung von 
Bio-Äthanol als Treibstoff für Motorfahrzeuge an- 
geregt. Die Diskussion zu diesem Thema wurde ge- 
legentlich recht emotional geführt, so daß eine reali- 
stische Einschätzung der bestehenden Möglichkei- 
ten sowie deren Grenzen notwendig ist. 


1. Geteilte Ansichten zu einem alternativen 
Energieträger: Bio-Äthanol 

43 . Der Gedanke, daß die Landwirtschaft einen 
Beitrag zur Entwicklung neuer Energiequellen lei- 
sten könnte, ist von der Kommission wiederholt ge- 
äußert worden. 

Bio-Äthanol wird häufig als eine der alternativen 
Energiequellen der Zukunft dargestellt, da sich die- 
ser Stoff als landwirtschaftliches Erzeugnis im Un- 
terschied zu den fossilen Energieträgern erneuert. 
Bio-Äthanol wird durch Gärung gewonnen, und 
zwar entweder auf direktem Wege unter Einsatz 
zuckerhaltiger Produkte (Zuckerrüben, Melasse . . .) 
oder auf indirektem Wege unter Verwendung stär- 
kehaltiger Rohstoffe (Weizen, Mais, Kartoffeln . . .). 
Beim gegenwärtigen Fahrzeugbestand in der Ge- 
meinschaft ist jedoch die Einführung dieses land- 
wirtschaftlich gewonnenen Alkohols als Treibstoff 
unmöglich, denn hierfür wären wesentliche Ände- 
rungen an den Motoren notwendig. In Brasilien da- 
gegen ist diese Entwicklung bereits vollzogen, so 
daß Bio-Äthanol ein großer Marktanteil zukommt. 
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Eine vergleichbare Entwicklung könnte in der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft nur allmählich stattfin- 
den. Nach derzeitigem Kenntnisstand könnte Bio- 
Äthanol in der Gemeinschaft vor allem als Treib- 
stoffzusatz (5%iger Anteil ohne Verpflichtung der 
Angabe durch den Hersteller) oder als Zusatz-Lö- 
sungsmittel (2- bis 3%iger Anteil) den Bestandteilen 
des Benzins beigemischt werden, damit dieses die 
technischen und energetischen Eigenschaften er- 
hält, wie sie für die europäischen Motortypen erfor- 
derlich sind. In dieser Verwendung wäre Bio-Ätha- 
nol dank seiner Fähigkeit, die Oktanzahl zu erhö- 
hen und somit teilweise die Verbleiung des Benzins 
zu ersetzen, technisch akzeptabel. 

Im Rahmen der Umweltpolitik 1 ) besteht aber ge- 
rade die Verpflichtung, von 1989 an den Verbrau- 
chern in der Gemeinschaft bleifreies Benzin zur 
Verfügung zu stellen, und es wird gleichzeitig emp- 
fohlen, den Bleigehalt des herkömmlichen Benzins 
zu senken. 

44. Tatsächlich jedoch ist die Verwendung von 
Äthanol (hauptsächlich landwirtschaftliche Erzeu- 
gung) aufgrund seiner Herstellungskosten be- 
schränkt Nach derzeitigen Berechnungen liegen 
die Kosten für konkurrierende Erzeugnisse bei 20 
bis 35 ECU/hl, d. h. etwa 25 bis 70% unterhalb der 
Kosten für Bio-Äthanol; in dieser Größenordnung 
müßte das Produkt subventioniert werden, um die 
Rentabilität der alkoholischen Gärung von land- 
wirtschaftlichen Grundstoffen zu gewährleisten. 
Jegliches Programm mit dem Ziel, Bio-Äthanol 
Benzin beizumischen, müßte für den Unterschied 
zwischen den Kosten für Bio-Äthanol und den Ko- 
sten für konkurrierende Erzeugnisse finanziell auf- 
kommen. Unter gegenwärtigen Bedingungen würde 
ein vollständiger Ausgleich des Kostenunterschieds 
durch den Haushalt umfangreiche Subventionen er- 
fordern und somit zu beträchtlichen Haushaltsaus- 
gaben führen. Es muß jedoch gesagt werden, daß 
jede genaue Vorausschätzung der Subventionen ge- 
wagt wäre. 

45. Es hätte jedoch eine Reihe von Vorzügen für 
die Landwirtschaft, Bio-Äthanol in großen Mengen 
als Bestandteil von Kfz-Treibstoffen auf den Markt 
zu bringen. Es würden neue Absatzmöglichkeiten 
für Erzeugnisse geschaffen, bei denen oft Über- 
schüsse bestehen. Selbst wenn anfangs Zuckerrü- 
ben, Getreide und Kartoffeln die Rohstoffe dieser 
neuen Bioindustrie wären, könnten doch in der 
Folge andere Pflanzenerzeugungen aus südlicheren 
Gebieten (Zichorien, Topinambur, usw.), die sich 
sehr zur Alkoholgewinnung eignen, mit verbesser- 
ter Ausbeute an die Stelle der erstgenannten Agrar- 
erzeugnisse treten. 

46. Die Möglichkeit, einen Produktionszweig Bio- 
Äthanol zu schaffen, hängt in erster Linie vom Vor- 
handensein von Verarbeitungskapazitäten ab, aber 
auch von Rechtsvorschriften und finanziellen An- 
reizen, die zu Lasten des Gemeinschaftshaushalts 
gehen würden. Allem Anschein nach gibt es zur Zeit 
wenig Zuckerfabriken, die Äthanol zu gemäßigten 


*) Richtlinie 85/210/EWG vom März 1985. 


Preisen erzeugen könnten; bei anderen Rohstoffen, 
wie Weizen, bestehen so gut wie keine Verarbei- 
tungsanlagen. Zur Entwicklung eines solchen Pro- 
duktionszweiges müßte man somit eine brauchbare 
Infrastruktur verarbeitender Unternehmen schaf- 
fen, die aufgrund ihrer Größe kostengünstig arbei- 
ten könnten und deren Versorgung mit Rohstoffen 
gesichert wäre. 

Es wird daran erinnert, daß im Rahmen der Ener- 
gie-Demonstrationsvorhaben der Kommission be- 
reits einige Gemeinschaftsmittel für die Errichtung 
von Anlagen zur Gewinnung von Bio-Äthanol be- 
reitgestellt worden sind. 

47. Bei diesem Alkohol landwirtschaftlicher Er- 
zeugung klafft zwischen Verkaufs- und Angebots- 
preis eine große Differenz, die zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt (je erzeugter Tonne) die Ausgaben des 
EAGFL für den Absatz der Grundstoffe auf dem 
Binnen- und dem Außenmarkt übersteigt. Hinsicht- 
lich der einzelnen Rohstoffe erfordern Zuckerrüben 
offensichtlich die geringsten Finanzaufwendungen. 

48. Was den Haushaltsaspekt betrifft, könnten 
verschiedene Lösungen erwogen werden: 

— vollständiger Ausgleich des Unterschieds zwi- 
schen Angebots - und Verkaufspreis von Bio- 
Äthanol: Abgesehen von den hohen Herstel- 
lungskosten wäre eine Vorausschätzung der 
durch eine solche Maßnahme verursachten Aus- 
gaben schwierig, da die Preise auf dem Treib- 
stoffmarkt großen Schwankungen unterliegen; 

— teilweiser Ausgleich des Preisunterschieds: 
Diese Form der Subvention hätte den Vorteil, 
den Landwirtschaftssektor an der Verantwor- 
tung zu beteiligen, während andererseits die 
Auswirkungen auf den Haushalt begrenzt blie- 
ben. 

Es müßte jedoch darauf geachtet werden, daß 
hierbei keine Wettbewerbsverzerrungen zwi- 
schen den einzelnen Grundstoffen (Zucker, Wei- 
zen . . .) sowie zwischen Bio-Äthanol und ande- 
ren oxydierenden Stoffen entstehen. 

49. Es muß betont werden, daß die Rohstoffpreise 
bei diesen Berechnungen einen wichtigen Faktor 
darstellen. Eine Senkung dieser Preise würde 
selbstverständlich die Haushaltskosten verringern. 

50. Es muß jedoch unterstrichen werden, daß der 
Umfang landwirtschaftlicher Erzeugnisse, die im 
Sektor Bio-Äthanol eine Absatzmöglichkeit finden 
könnten, auf alle Fälle relativ begrenzt wäre. Bio- 
Äthanol ist keineswegs der einzige Oktan-Verstär- 
ker, denn es befinden sich andere konkurrierende 
Erzeugnisse auf dem Markt (beispielsweise MTBE, 
TBA). 


2. Zucker und Stärke — Sichere, aber begrenzte 
Absatzmöglichkeiten 

51. Zucker und Stärke werden bereits auf breiter 
Basis außerhalb der Nahrungsmittelherstellung in- 
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dustriell verwertet. Mit 1,7 Mio. Tonnen oder etwa 
50% der Erzeugung trifft dies insbesondere auf 
Stärke zu. Es handelt sich hierbei um wichtige Roh- 
stoffe zunächst für die papiererzeugende Industrie 
(50% der industriellen Verwertung von Stärke), des 
weiteren für die chemisch-pharmazeutische Indu- 
strie (z. B. Penizillingewinnung) sowie den Textil- 
sektor und die Klebstoffherstellung, Die eingesetz- 
ten industriellen Biotechnologien basieren haupt- 
sächlich auf der Gärung, aber auch auf herkömmli- 
chen synthetischen oder enzymatischen Verfahren. 
Glukose und Zucker können in den meisten Fällen 
(insbesondere in der chemischen Industrie) als 
Rohstoff untereinander ausgetauscht werden; die 
Entscheidung für einen der beiden landwirtschaft- 
lichen Grundstoffe fällt bei der Entwicklung des 
industriellen Verfahrens, wobei selbstverständlich 
der Rohstoffpreis und der für die bei der Verarbei- 
tung anfallenden Nebenerzeugnisse (Kuppelpro- 
dukte) erzielte Verkaufspreis den Ausschlag geben. 
Dabei werden bei Gärungsverfahren (aufgrund des 
gegenüber Zucker niedrigen Rohstoffpreises) vor- 
zugsweise Glukose, die aus Stärke gewonnen wird, 
und Saccharose, die in einfuhrabschöpfungsfreier 
Melasse enthalten ist, eingesetzt. Nach den gelten- 
den Gemeinschaftsvorschriften wird bei der Ver- 
wendung von Gemeinschaftszucker oder -stärke 
eine Erzeugererstattung aus dem EAGFL (gegen- 
wärtig 30 bis 40 ECU/t) gewährt, um angesichts der 
hohen Rohstoffpreise die Kosten der Industrie zu 
senken. Die beiden derzeit gewährten Erstattungen 
gleichen aber nur teilweise (50% bei Weizen und 
10% bei Zucker) das Gefälle zwischen den Gemein- 
schafts- und den Weltmarktpreisen für die Grund- 
stoffe aus. 

52. Dank der neuen Biotechnologien wird es mög- 
lich, daß sich die Verwendung von Getreidestärke, 
Kartoffelstärke oder Zucker außerhalb der Nah- 
rungsmittelherstellung entwickelt. Wenn die Ge- 
meinschaft diesen aufkommenden Industrien Koh- 
lehydrate landwirtschaftlicher Erzeugung nicht zu 
einem wettbewerbsfähigen Preis zur Verfügung 
stellt, so werden zahlreiche Investitionen in Dritt- 
länder gehen. Bei den Bedarfssteigerungen geht 
man von einer Verdopplung des industriellen Ver- 
brauchs von Stärke (3 Mio. t im Jahr 2000) und von 
einem Anstieg des gegenwärtig sehr geringen Ver- 
brauchs von Zucker auf 0,5 Mio. t im gleichen 
Zeitraum aus. Diese Schätzung setzt angemessene 
Rohstoffpreise in der Gemeinschaft und den indu- 
striellen Einsatz von Verfahren, die gegenwärtig 
noch erforscht werden, voraus. Der größte Anstieg 
in der Verwendung wird für die chemische Indu- 
strie vorausgesagt (z. B. zur Herstellung umwelt- 
freundlicher Kunststoffe). 

52. a) Die Produktion von Eiweiß für die Tierer- 
nährung ist in diesem Zusammenhang ein 
Sonderfall. Lysin, eine Aminosäure, die für 
die Ernährung einmägiger Tiere notwendig 
ist, kann durch Gärung von Kohlehydraten 
(Stärke-, Zuckerrüben- oder Melassepro- 
dukte) industriell hergestellt werden. Mit 
ihr lassen sich Erzeugnisse wie Getreide er- 
gänzen und Sojakuchen teilweise ersetzen. 


Die Entwicklung der Lysinerzeugung hängt 
davon ab, ob sich die Industrie zu Preisen, 
die gemessen an Weltmarktbedingungen 
wettbewerbsfähig sind, mit Rohstoffen ver- 
sorgen kann. Wäre dies der Fall, so läge in 
den 90er Jahren der Lysinmarkt für die Ge- 
meinschaftsindustrie zwischen 40 000 und 
60 000 Tonnen (zur Zeit etwa 15 000 Ton- 
nen). Für die Herstellung der genannten 
Mengen würden als Rohstoff etwa 90 000 
bis 130 000 Tonnen Kohlehydrate benötigt. 
Die Verwendung von Lysin in der Tierer- 
nährung bedeutete eine zusätzliche Absatz- 
möglichkeit für Getreide von 1,3 bis 2 Mio. 
Tonnen. 

53. Während der kommenden fünf Jahre werden 
sich die industriellen Verwendungsmöglichkeiten 
von Stärke und Zucker weiterentwickeln. Daher 
hält es die Industrie für wichtig, die Bedingungen 
der Rohstoffversorgung frei aushandeln zu können, 
wobei eine regelmäßige und sichere Versorgung 
ebenso wichtig ist wie das Preisniveau. 

54. Die Kommission hat dem Rat Änderungen an 
der derzeit geltenden Regelung vorgelegt. Für 
Stärke würde die Erzeugererstattung für die ge- 
schützte Verwendung als Nahrungsmittel beseitigt 
werden, jedoch würde für nichtgeschützte Verwen- 
dungszwecke der Unterschied zwischen Gemein- 
schafts- und Weltmarktpreisen der Rohstoffe aus- 
geglichen. Für Zucker hätten nichtgeschützte Be- 
nutzer Zugang zu C-Zucker (Weltmarktpreis). 

Es ist wünschenswert, daß rasch eine Entscheidung 
über eine einfache und transparente Regelung er- 
reicht wird, um der Gemeinschaftsindustrie den Zu- 
gang zu Rohstofflieferungen zu Weltmarktpreisen 
zu gewährleisten. 

Über die genannten Vorschläge wird zur Zeit auf 
Ministerratsebene beraten. Es müssen jedoch noch 
bestimmte Probleme gelöst werden, wie 

— die regelmäßige Versorgung mit Zucker (Quo- 
tenzucker); 

— die Einzelheiten für die Festsetzung der Erzeu- 
gererstattung; 

— die relativen Preisniveaus von Zucker, Getreide- 
stärke und Kartoffelstärke; 

— das (negative oder positive) Verzeichnis der Ver- 
wendungszwecke, für die eine Erzeugererstat- 
tung gewährt wird. 


3. Verwendungsmöglichkeiten für die Zukunft 

55. Bio-Äthanol und Zucker und Stärke, die in der 
Verarbeitungsindustrie verwendet werden, sind 
zwei Typen bioindustrieller Erzeugnisse, für die ei- 
nige Entwicklungsperspektiven bestehen; die 
neuen Verwendungsmöglichkeiten sind insbeson- 
dere für Agrarerzeugnisse gegeben, bei denen ge- 
genwärtig Überschüsse bestehen, wie Weizen und 
Zuckerrüben. Insofern könnte die Prüfung der ver- 
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schiedenen Alternativen zur Förderung dieser 
neuen Nachfrage beginnen. 

56 . In anderen Bereichen der Bioindustrie hinge- 
gen ist es aufgrund der bisherigen Ergebnisse lau- 
fender Forschungen noch nicht möglich, die Ent- 
wicklungschancen der Nachfrage nach landwirt- 
schaftlichen Grundstoffen zu beurteilen. Es handelt 
sich hierbei im einzelnen um: 

— die Erzeugung von Produkten mit hohem Mehr- 
wert (zum Beispiel Enzyme, Vitamine, Amino- 
säuren)^ deren Preis 3 000 ECU/Tonne über- 
steigt Sicher jedoch wird sich die chemische In- 
dustrie in Europa zunehmend auf die genannten 
Erzeugungen auf der Grundlage von Zucker und 
Stärke verlegen, da eine verstärkte Konkurrenz 
dadurch entstehen wird, daß zukünftig Drittlän- 
der selbst aus fossilen Kohlenwasserstoffen her- 
gestellte organische Verbindungen auf dem 
Markt anbieten werden; 

— die Forschung nach Pflanzen mit höheren Stär- 
ke- und Zuckererträgen, falls die Verwendung 
dieser Erzeugnisse dadurch gefördert würde, 
aber auch die Forschung nach wirtschaftliche- 
ren Pflanzen. Im Zusammenhang mit diesen 
langfristig angelegten Forschungen könnte die 
Gentechnologie zu einem Faktor der Beschleuni- 
gung der Entwicklung werden. 

Außerdem sollten in Abstimmung mit der land- 
wirtschaftlichen Verarbeitungs- und Nahrungs- 
mittelindustrie Untersuchungen durchgeführt 
werden, um festzustellen, wie sich einerseits der 
menschliche Nahrungsverbrauch in den neunzi- 
ger Jahren entwickeln wird und ob zum anderen 
für bestimmte Überschußerzeugnisse innerhalb 
oder außerhalb der Gemeinschaft reelle Absatz- 
möglichkeiten bestehen (z. B. Vermarktung von 
Traubensaft anstelle von Wein). 


E. Außenhandel — ein wiederherzustellendes 
Gleichgewicht 

57 . Produktionssteigerung durch technischen 
Fortschritt einerseits und das Beinahe-Stagnieren 
der Nachfrage auf dem Binnenmarkt nach den her- 
kömmlichen Agrarerzeugnissen andererseits wer- 
fen die Frage nach den Bedingungen auf, unter de- 
nen die Gemeinschaft ihre Agrarausfuhren steigern 
könnte. 

58 . Ungeachtet der Schwierigkeit, genaue Voraus- 
sagen über die Entwicklung in den nächsten zehn 
bis fünfzehn Jahren zu machen, kommen verschie- 
dene Analysen zu dem Schluß, daß die Nachfrage 
nach Agrarerzeugnissen in der Gemeinschaft und 
den meisten übrigen Industrieländern nur sehr 
langsam ansteigen wird. Selbstverständlich bleiben 
diese Märkte jedoch auch in Zukunft von großer 
Bedeutung. Die Nachfrage in den weniger entwik- 
kelten Ländern wird weiterhin, jedoch weniger 
stark als in der Vergangenheit, ansteigen. Hinsicht- 
lich der osteuropäischen Länder und der UdSSR ist 
eine Prognose schwierig. Insgesamt wird sich der 


Wettbewerb um die noch vorhandenen Export- 
märkte somit verschärfen. 

59 . Unter diesen Umständen hat die Gemeinschaft 
zwar reelle Aussichten, an der vorherrschenden 
Ausdehnung des Welthandels teilzunehmen, doch 
muß sie ihr Außenhandelssystem dazu in geeigne- 
ter Weise anpassen, um eine Ausfuhrpolitik auf ge- 
sunder wirtschaftlicher Grundlage zu betreiben und 
den ihr auf den Weltmärkten zukommenden Platz 
einzunehmen. 

Ein den Bedürfnissen der Zukunft angepaßtes 
Außenhandelssystem 

60 . Bezüglich des Außenhandelssystems der Ge- 
meinschaft für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
stellen sich zwei Hauptfragen: 

— Wie müßte das bestehende Ausfuhrsystem ange- 
paßt werden, wenn die Gemeinschaft weiterhin 
mit ihren Ausfuhren an der Versorgung des 
Weltmarktes mit Agrar- und Nahrungserzeug- 
nissen teilhaben will? 

— Kann das bestehende Einfuhrsystem dahin ge- 
hend angepaßt werden, daß durch einen ausge- 
glicheneren Warenverkehr geringere Lasten für 
den Haushalt entstehen? 

61 . Die Prüfung der vorgenannten Fragen läßt 
sich von den Grundsätzen leiten, daß die Gemein- 
schaft 

— weiterhin sowohl bei den Ausfuhren als auch bei 
den Einfuhren ihre Stellung auf dem Weltmarkt 
behauptet; 

— weiterhin ein System variabler Einfuhrabschöp- 
fungen und Ausfuhrerstattungen anwendet, das 
gemäß den Zielsetzungen des Vertrages als Fak- 
tor zur Stabilisierung ihres Binnenmarktes 
dient; 

— weiterhin eine Gemeinschaftspräferenz prakti- 
ziert, die eine Bevorzugung des Absatzes einhei- 
mischer Erzeugnisse in einem nationalen Markt 
auf Gemeinschaftsebene überträgt. 

Die Ausfuhren: Verantwortung der Gemeinschaft oder 
Verantwortung der Erzeuger? 

62 . Der Gemeinschaft kommt eine wachsende 
Rolle im Welthandel mit Agrarerzeugnissen zu. Ihr 
erwächst daraus eine Verantwortung gegenüber 
dem Weltmarkt, auf dem sie zum größten Exporteur 
von Milchprodukten und Rindfleisch sowie zum 
zweitgrößten Exporteur von Getreide und Zucker 
geworden ist. Auch sollte die Marktführerposition 
der Gemeinschaft bei Wein, Spirituosen und Verar- 
beitungserzeugnissen aus Wein nicht vergessen 
werden. 

63 . Diese Situation spiegelt zwar gewiß die anhal- 
tende Zunahme der europäischen Agrarerzeugung 
wider. Sie zeigt aber auch das Fortbestehen eines 
Ausfuhrsystems, das zu einer Zeit geschaffen wur- 
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de, als in der Gemeinschaft bei den meisten Agrar- 
erzeugungen Unterversorgung herrschte, d. h. bei 
dem gleichen Erzeugnis die Ausfuhren im Regelfall 
niedriger als die Einfuhren lagen. 

Die Ausfuhrerstattungen waren in diesem Zusam- 
menhang nur die logische Folgerung aus einem Sy- 
stem zur Stützung und Stabilisierung des Binnen- 
marktes. 

64. Seit die Gemeinschaft bei den meisten ihrer 
Haupterzeugungen struktureller Netto-Exporteur 
wurde, führte die uneingeschränkte Beibehaltung 
der Ausfuhrerstattungen dazu, daß das ausgeführte 
Erzeugnis den gleichen Preis- und Absatzgarantien 
unterliegt wie ein auf dem Binnenmarkt vermark- 
tetes Erzeugnis. Der Preisunterschied zum niedri- 
geren Weltmarktniveau und das Exportrisiko wer- 
den vom Haushalt der Gemeinschaft getragen. 

Gleichzeitig wurde der Gemeinschaftserzeuger von 
den Preisbewegungen auf dem Weltmarkt abge- 
schnitten. Diese konnten folglich nicht die Ausrich- 
tung seiner Erzeugungen beeinflussen, obwohl ein 
wachsender Teil der Gemeinschaftsproduktion aus- 
geführt wird. 

65. Wenn die Gemeinschaft weiterhin wesentli- 
chen Anteil an den Weltausfuhren von Agrar- und 
Nahrungserzeugnissen haben will und wenn ihre 
Ausfuhren Ausdruck einer wirklichen Exportpolitik 
und nicht nur ein bloßes Absetzen von Überschüs- 
sen sein sollen, dann ist es nötig, das gegenwärtige 
System und seine Mechanismen zu überprüfen, da 
es unter anderen Umständen (als die Gemeinschaft 
fast nur importierte) eingeführt worden war. 

Soweit neue (strukturelle) Exportüberschüsse ent- 
stehen oder schon bestehende sich weiter verschär- 
fen, muß das Exportrisiko zunehmend unter Um- 
ständen auf die eine oder andere Art von den Er- 
zeugern selbst übernommen werden. 

66. Diese Entwicklung wurde im übrigen bereits 
eingeleitet. Als Sonderfall wurde die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker mit Instrumenten 
ausgestattet, die es ermöglichen, daß die Exportrisi- 
ken von den Erzeugern selbst getragen werden, wo- 
bei eine bestimmte Menge zu Lasten aller Erzeuger 
geht und die darüber hinausgehenden Überschüsse 
(C-Zucker) allein denen angelastet werden, die sie 
produzieren. 

Bei anderen Erzeugnissen wurde in den letzten 
Jahren durch Einführung von Garantieschwellen 
sowie quantitativen oder qualitativen Beschränkun- 
gen bei der Intervention das Verhältnis von Ange- 
bot und Nachfrage bei der Festsetzung von Preisen 
und Beihilfen zu einem gewissen Maße berücksich- 
tigt. 

67. Sollten bei den Ausfuhren systematisch Rege- 
lungen, die das Exportrisiko den Erzeugern selbst 
auferlegen, eingeführt werden, so bieten sich in gro- 
ßen Zügen folgende Ansätze für ihren Einbau in die 
Marktorganisationen an: 


a) Die Garantien der Gemeinschaft hinsichtlich 
des Absatzes zu über dem Weltmarktniveau lie- 
genden Preisen werden auf bestimmte Mengen 
beschränkt. Darüber hinausgehende Mengen 
müssen von den Erzeugern selbst zu Weltmarkt- 
preisen abgesetzt werden. 

Dieser Ansatz läßt sich grundsätzlich auf zwei- 
erlei Art verwirklichen: 

(i) Kontingentierung einer Erzeugung, für die 
eine Garantie besteht. Sämtliche Überschrei- 
tungsmengen würden zwangsweise zu Welt- 
marktbedingungen, d. h. ohne Ausfuhrerstat- 
tung, exportiert werden. Eine solche Rege- 
lung würde jedoch eine strenge Kontrolle 
von Erzeugung und Vermarktung bedeuten, 
was der Einführung einer Quotenregelung 
gleichkommt, einer Lösung, die aus den in 
dieser Unterlage bereits erörterten Gründen 
nicht für alle Bereiche als erwünscht gilt. 

(ii) Eine vom Erzeuger zu entrichtende Abgabe, 
mit der die Ausgaben für die Ausfuhrerstat- 
tung ganz oder teilweise abgedeckt werden. 
Dieser Mechanismus müßte gewährleisten, 
daß normalerweise ausgeführte Produktions- 
mengen nicht der Intervention zugleitet wer- 
den. 

In diesem Zusammenhang könnte man einen 
abgestuften Mitverantwortungsgrad der Erzeu- 
ger vorsehen und die Durchführungsmodalitä- 
ten unterschiedlich regeln.*) 

b) Längerfristig könnten eventuell die Stützpreise 
in der Nähe des durchschnittlichen Preisniveaus 
auf dem Weltmarkt festgesetzt werden, insbe- 
sondere wenn bei einem einzelnen Produkt der 
Weltmarkt einen bedeutenden Teil der Gemein- 
schaftserzeugung aufnimmt. 

Das genannte Modell ist jedoch nur durchführ- 
bar, wenn das durchschnittliche Weltpreisniveau 
als für den europäischen Erzeuger ausreichend 
anzusehen ist (dies schließt die gleichzeitige Ge- 
währung von Beihilfen, die die europäischen Er- 
zeuger unabhängig von ihrer Erzeugung erhal- 
ten würden, nicht aus). Auch bei der Durchfüh- 
rung dieses Ansatzes kann das Zusammenspiel 
der Instrumente im einzelnen unterschiedlich 
geregelt sein. 

c) Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß bei Er- 
zeugnissen, deren Außenschutz auf Null bzw. ei- 
nem sehr niedrigen Niveau konsolidiert ist, die 
Erzeugung nur durch Gewährung einer Erzeu- 
gerbeihilfe gestützt werden. 

In diesem Fall bestimmt die Beschränkung der 
Mengen und/oder des Beihilfebetrags, wie stark 
die Auswirkungen der Marktentwicklung an den 
Erzeuger weitergegeben werden. Ausfuhrerstat- 
tungen würden angewandt, jedoch nur in einer 


*) Anzumerken ist, daß das bei Zucker angewandte Sy- 
stem beide Formen vereint (C-Zucker und Zucker der 
Quote B). Bei diesem Erzeugnis war es jedoch verhält- 
nismäßig einfach, die Probleme der Aufteilung der Kon- 
tingente auf die Erzeuger sowie der Überwachung zu 
lösen. 
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der internen Beihilfe entsprechenden Höhe. Ein 
Beispiel hierfür ist das gegenwärtig für Rapssa- 
men gültige System. 

68. Bei der Entscheidung für eine der vorstehen- 
den Alternativlösungen müssen die derzeitigen Si- 
tuationen einer jeden der gemeinsamen Marktorga- 
nisationen sowie die internationalen Rechte und 
Verpflichtungen der Gemeinschaft betreffend den 
Außenschutz gegenüber gleichartigen oder konkur- 
rierenden Erzeugnissen sowie bezüglich Subventio- 
nen, die direkt oder indirekt Ausfuhren fördern 
bzw. Einfuhren erschweren, berücksichtigt werden. 

69 . Die bezüglich des Ausfuhrsystems zu wählen- 
den Lösungen müssen folglich je nach dem einzel- 
nen Erzeugnis unterschiedlich geartet sowie auf die 
Maßnahmen im Rahmen der Preisfestsetzung, Ga- 
rantieschwellen, Mitverantwortung oder Interven- 
tion abgestimmt sein. 

70 . Außerdem stellt sich für Verarbeitungserzeug- 
nisse, bei denen sich die Ausfuhrerstattung nach 
dem zwischen Binnen- und Außenmarkt bestehen- 
den Preisunterschied bei den Grundstoffen errech- 
net, die Frage, wie hinsichtlich eines in ein Verar- 
beitungserzeugnis eingegangenen Grundstoffs der 
Erzeuger am Exportrisiko beteiligt werden kann. 
Die Ausfuhr von Erzeugnissen mit hohem Mehr- 
wert trägt zunehmend zur Nachfrage nach land- 
wirtschaftlichen Rohstoffen und zur Wirtschaftstä- 
tigkeit in der Gemeinschaft bei. Das Angebot quali- 
tativ zufriedenstellender Rohstoffe zu wettbewerbs- 
fähigen Preisen ist für die Aufrechterhaltung dieser 
Tätigkeit von wesentlicher Bedeutung. Unter Beibe- 
haltung von Möglichkeiten des aktiven Verede- 
lungsverkehrs sollte bei einer Reform der Ausfuhr- 
regelung der Industrie weiterhin ein angemessener 
Ausgleich für den Unterschied zwischen Gemein- 
schaftspreisen und Weltmarktpreisen für die in den 
Ausfuhrerzeugnissen verwerteten Rohstoffe ge- 
währt werden. 


Die Einfuhren: 

Mehr Ausgewogenheit im Außenschutz? 

71 . Als vor mehr als zwanzig Jahren das Einfuhr- 
system der Gemeinschaft errichtet wurde, hat sich 
diese für eine Regelung entschieden, bei der die 
wichtigsten für die Landwirtschaft der Gemein- 
schaft typischen Erzeugnisse durch variable Ein- 
fuhrabschöpfungen vor Importen geschützt wurden, 
während der Schutz nur gering bzw. inexistent für 
diejenigen Erzeugnisse war, bei denen in der Ge- 
meinschaft weitgehend Unterversorgung herrschte 
(bestimmte den europäischen Erzeugnissen gleich- 
artige und mit ihnen konkurrierende Erzeugnisse 
sowie Erzeugnisse, die in der Gemeinschaft nicht 
produziert wurden bzw. nicht produziert werden 
konnten). 

72 . Dieses Gesamtsystem hat die Gemeinschaft 
im Rahmen des GATT-Abkommens ausgehandelt. 
Dabei wurde das Zugeständnis, den Außenschutz 
gegenüber der einen Gruppe von Erzeugnissen frei 
festsetzen zu können, aufgewogen durch die Konso- 


lidierung eines geringen bzw. gänzlich fehlenden 
Schutzes bei anderen Erzeugnissen. Dies bedeutet, 
daß jede Änderung konsolidierter Schutzmaßnah- 
men zuvor Gegenstand internationaler Verhandlun- 
gen über Gegenleistungen sein muß. Auf diese 
Weise ist der Außenschutz für die zweite Erzeugnis- 
gruppe gering bzw. inexistent, insbesondere in den 
Sektoren Pflanzenfette und Pflanzeneiweiß sowie 
bei bestimmten Arten von Tiernahrung mit energe- 
tischem Gehalt. Diese Situation bringt zwei wesent- 
liche Konsequenzen mit sich. 

73 . Einerseits mußten im Rahmen der entspre- 
chenden Marktorganisationen entweder Beihilfen 
eingeführt werden, um das Gemeinschaftserzeug- 
nis, dessen Preis auf hohem Niveau gestützt wird, 
gegenüber dem zu niedrigem Preis eingeführten 
gleichartigen oder konkurrierenden Erzeugnis 
wettbewerbsfähig zu machen, oder es mußten Er- 
zeugerbeihilfen (deficiency payments) gezahlt wer- 
den, um dem Erzeuger hinreichende Einnahmen zu 
sichern. So mußten Beihilfen eingeführt werden für 
Olivenöl, Ölsaaten und selbst für den Absatz von 
Butter, von zur Tierfütterung bestimmter Mager- 
milch und von Kasein, wobei hiermit nur die Haupt- 
erzeugnisse genannt sind. 

74 . Andererseits sind aufgrund des Preisvorteils 
die Einfuhren von Erzeugnissen, bei denen nur ein 
geringer oder gar kein Außenschutz besteht, insbe- 
sondere die Einfuhren verschiedener Futtermittel 
beträchtlich gestiegen. Sie haben die Verwendung 
von Gemeinschaftsgetreide bei der Tierfütterung 
gebremst, zu wachsenden Überschüssen bei be- 
stimmten tierischen Erzeugnissen, vor allem Milch- 
produkte und Rindfleisch, geführt und somit zum 
Wachstum der Gemeinschaftsausfuhren für diese 
Erzeugnisse beigetragen. 

75 . Mit dem Ansteigen der Agrarerzeugung der 
Gemeinschaft hat sich die Finanzierung der ge- 
nannten Beihilfen sowie der Ausfuhrerstattungen 
ständig verteuert. Die Ungleichgewichte im Außen- 
handelssystem der Gemeinschaft tragen darüber 
hinaus dazu bei, künstlich Produktionsstrukturen 
und Warenströme zu erhalten, die weitgehend auf 
den Preisunterschieden zu gleichartigen und kon- 
kurrierenden Erzeugnissen beruhen und auf dem 
Binnenmarkt der Gemeinschaft auf das Preisstüt- 
zungssystem zurückzuführen sind. 

76 . Es stellt sich die Frage nach den Möglichkei- 
ten, diese Situation zu ändern. Es wäre denkbar, 
eventuell einen Ausgleich zwischen hohem und 
niedrigem Außenschutz vorzunehmen, ohne dabei 
das durchschnittliche Außenschutzniveau für die 
europäische Landwirtschaft zu erhöhen. Dadurch 
könnten 

a) in der Gemeinschaft bessere Voraussetzungen 
für die Diversifizierung der Erzeugung und der 
Verwendungsmöglichkeiten von Agrarerzeug- 
nissen geschaffen werden; 

b) bei einer Reihe von Beihilfen Haushaltseinspa- 
rungen erreicht werden; 
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c) zu einer an den Gegebenheiten des Marktes aus- 
gerichteten gemeinsamen Preispolitik, und so- 
mit Erzeugung, beigetragen werden. 

77 . Auf internationaler Ebene würde eine solche 
Änderung schwierige Verhandlungen erfordern; 
denn die Erhöhung bestimmter Schutzzölle, die ge- 
genwärtig auf niedrigem bzw. Null-Niveau konsoli- 
diert sind, könnte Handelspartner betreffen, bei de- 
nen kein hinreichendes Interesse an einer von der 
Gemeinschaft als Gegenleistung angebotenen Ver- 
ringerung eines hohen Schutzzolls besteht. Es ist 
jedoch nicht auszuschließen, daß im Rahmen einer 
umfassenden multilateralen Verhandlung für den 
Agrarsektor, bei der zwischen den Hauptpartnern 
größere Veränderungen der gegenseitigen Zuge- 
ständnisse vereinbart würden, auch Fortschritte 
hinsichtlich eines besseren Gleichgewichts im Au- 
ßenhandelssystem der Gemeinschaft erzielt werden 
könnten. Dies um so mehr, als die Gemeinschaft 
sich die Tatsache zunutze machen könnte, daß sie 
einen Anpassungsprozeß der gemeinsamen Agrar- 
politik eingeleitet hat, der unter anderem eine er- 
höhte Disziplin für die Erzeuger umfaßt (vgl. Dok. 
KOM(83) 500 Absätze 3.14-16), und daß dies be- 
stimmte Rechte schafft oder Abweichungen von 
GATT-Verpflichtungen gestattet. 

78 . Auf der anderen Seite ist nicht zu vergessen, 
daß die Korrekturen, mit denen im Vergleich zum 
derzeitigen Zustand ein harmonischeres Zusam- 
menspiel der Elemente des Außenschutzes erreicht 
werden soll, sich unterschiedlich auf die verschie- 
denen Produktionsausrichtungen innerhalb der Ge- 
meinschaft auswirken würden. Auch aus diesem 
Grund kann jeder Prozeß der Neugewichtung im 
Außenschutz bei aller Dringlichkeit nur stufen- 
weise vonstatten gehen. 


Rationalisierung und Diversifizierung der Instrumente 
des gemeinschaftlichen Außenhandelssystems 

79 . Abgesehen von den genannten grundlegenden 
Alternativen im Außenhandel stellen sich zahl- 
reiche Fragen hinsichtlich Anpassung, Verbesse- 
rung oder Diversifizierung der Außenhandelsin- 
strumente. 

80 . Neben bestimmten Anpassungen der Mecha- 
nismen im Außenschutz, über die im Rahmen von 
bilateralen bzw. multilateralen Handelsgesprächen 
verhandelt werden könnte und die Gegenleistungen 
zur Folge haben würden, betrifft die Frage der An- 
passung und der Diversifizierung der Instrumente 
hauptsächlich das Ausfuhrsystem. 

81 . Ziele bei der Anpassung der derzeitigen Aus- 
fuhrinstrumente wären, 

— das Ausfuhrsystem so zu verwalten, daß so we- 
nig Haushaltsausgaben wie möglich entstehen 
und das Funktionieren des Weltmarkts nicht ge- 
stört wird, denn hieran hat die Gemeinschaft 
kein Interesse; 


— das Gespür von Exporteuren sowie der Verwal- 
tungsträger des Ausfuhrsystems für rasche Ent- 
wicklungen auf dem Weltmarkt zu schärfen, da- 
mit beide Gruppen deren Auswirkungen bei ih- 
ren Entscheidungen berücksichtigen können. 

Insofern könnten sich die Maßnahmen zur Anpas- 
sung auf folgende Punkte erstrecken: 

— Durch die Benutzung von Ausschreibungsver- 
fahren auch für andere Erzeugnisse als Weizen, 
Gerste und Zucker könnten die Ausfuhrerstat- 
tungen unter Bedingungen verstärkten Wettbe- 
werbs besser verwaltet werden. 

— Anpassung der Berechnungsweise der Ausfuhr- 
erstattungen als Antwort auf mehrere Kritiken: 

— Die Hauptkritik besagt, daß, wenn die Gemein- 
schaft bei einem Erzeugnis (Rindfleisch, Zucker, 
Mehl, Malz, Milcherzeugnisse) zu den wichtig- 
sten Exporteuren der Welt gehört, es schwierig, 
ja unmöglich ist, einen Weltmarktpreis zu er- 
rechnen, anhand dessen die Erstattungsbeträge 
festgelegt werden. In diesem Falle wären die An- 
passungen Ausdruck verstärkter Haushalts- 
strenge und Selbstdisziplin der Gemeinschaft. 

— Spezifische Kritiken laufen darauf hinaus, daß 

— in bestimmten Fällen die Erstattung über- 
flüssig sein kann, 

— in anderen Fällen der Erstattungsbetrag ver- 
ringert werden könnte. 

Außerdem kann man sich fragen, ob es angebracht 
ist, bei der Erstattung nach Qualitäten und nach 
beabsichtigter Verwendung oder Bestimmungsort 
zu unterscheiden. 

82 . In einer Gemeinschaft, die entschieden eine 
landwirtschaftliche Exportpolitik entwickeln will, 
kommt der Diversifizierung der Ausfuhrinstru- 
mente eine große Bedeutung zu. Das Ziel läge darin, 
es der Gemeinschaft zu ermöglichen, sich besser 
auf die unterschiedlichen finanziellen Gegebenhei- 
ten in den Zonen einzustellen, in denen sich die 
Nachfrage nach Agrarerzeugnissen in den kom- 
menden Jahren voraussichtlich entwickeln wird. 

83 . In diesem Zusammenhang könnte es sich emp- 
fehlen, ein geeignetes Verhältnis zwischen der Fest- 
setzung oder Vorausfestsetzung einer Ausfuhrer- 
stattung und die Verwendung eines nicht-zinsver- 
billigten Ausfuhrkredits anzustreben, um die Vor- 
teile der Märkte wahrzunehmen und kontinuierli- 
che Ausfuhrströme zu sichern. 

84 . Die Gemeinschaft könnte hinsichtlich der Ex- 
portkredite unterschiedlich tätig werden: 

— klassische Kreditversicherung, d. h. Übernahme 
des Risikos der Nicht-Rückzahlung der Kredite 
entweder durch Harmonisierung der bestehen- 
den einzelstaatlichen Maßnahmen oder durch 
Schaffung eines spezifischen Fonds, der zum 
Beispiel durch die Beiträge der Exporteure 
selbst finanziert würde; 
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— Verminderung der Wechselkursrisiken durch 
Förderung der Verwendung der ECU für Export- 
kredite. 

— Zinsvergütungen, wie sie bei Industrieprodukten 
in Übereinstimmung mit dem OECD-Code ange- 
wandt werden, und für deren Gewährung in den 
Mitgliedstaaten auch bei Agrarerzeugnissen be- 
reits eine Tendenz besteht. 

Die Gewährung von Ausfuhrkrediten auf Gemein- 
schaftsebene sowie von Bürgschaften könnte im üb- 
rigen die Anziehungskraft von mehrjährigen Rah- 
menlieferverträgen steigern (vgl. Vorschlag der 
Kommission von 1981, zu dem die Kommission eine 
Entscheidung des Rates verlangt. 

85 . Obwohl weiterhin sorgfältig zwischen unent- 
geltlicher Nahrungsmittelhilfe und kommerziellem 
Verkauf unterschieden werden soll, ist nicht zu 
leugnen, daß bestimmte Länder zwar nicht zu den 
allerärmsten gehören, jedoch gleichfalls nicht über 
die finanziellen Mittel verfügen, ihren gesamten 
Nahrungsmittelbedarf zu decken. 


Die landwirtschaftlichen Berufsverbände treten 
vielfach für die Leistung von Nahrungsmittelhilfe 
ein. Auch die öffentliche Meinung begreift nur 
schwer, daß die Gemeinschaft von der Last ihrer 
Überschüsse erdrückt wird, während andererseits 
ein bedeutender Teil der Weltbevölkerung Hunger 
leiden muß. Das Problem der Nahrungsmittelhilfe 
geht aber weit über den Rahmen der Agrarpolitik 
hinaus; die Gesellschaft insgesamt ist aufgerufen, 
über diese Frage nachzudenken und angemessene 
Lösungen zu finden. 

Hier könnte es sich empfehlen, unter besonderer 
Berücksichtigung der nationalen Nahrungsmittel- 
strategien der Entwicklungsländer ein in der Mitte 
liegendes Instrument zu schaffen, das diesen den 
kommerziellen Kauf von Nahrungserzeugnissen zu 
vergünstigten Bedingungen ermöglichen, gleichzei- 
tig aber die Schwerpunkte der Entwicklungspolitik 
berücksichtigen würde. Die Schaffung eines sol- 
chen Instruments müßte mit den diesbezüglichen 
internationalen Vereinbarungen in Einklang stehen 
und dürfte keinesfalls in den Entwicklungsländern 
das Erreichen eines höheren Selbstversorgungs- 
grads mit Nahrungsmitteln hemmen. 
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TEIL IV 

Vor wichtigen Aufgaben — Landwirtschaft in der Gesellschaft 


1. Die Rolle der Landwirtschaft bei der Versor- 
gung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln ist wie- 
derholt unterstrichen worden. In dieser Hinsicht 
hat die europäische Landwirtschaft beachtliche Er- 
folge erzielt, selbst wenn die ständig geringer wer- 
dende Abhängigkeit der Gemeinschaft von Nah- 
rungsmitteleinfuhren teilweise mit der Abhängig- 
keit der Landwirte von Energie- und Futtermittel- 
einfuhren erkauft wurde. 

Zweifellos wird die Nahrungsmittelversorgung die 
entscheidende Funktion der europäischen Land- 
wirtschaft bleiben, nicht nur für die Bevölkerung 
der Gemeinschaft, sondern auch zur Befriedigung 
der Nachfrage in anderen Ländern. 

2 . Auch die Rolle der Landwirtschaft als wichtiger 
Teil der Gesamtwirtschaft braucht nicht mehr be- 
tont zu werden. Sie trägt zum Inlandsprodukt bei, 
bietet Arbeitsplätze, schafft volkswirtschaftliche 
Vermögenswerte, steht in enger Verbindung mit an- 
deren Wirtschaftszweigen und wirkt sich durch ihre 
Ausfuhren günstig auf die Handelsbilanz der Ge- 
meinschaft aus. Die landwirtschaftliche Tätigkeit 
ist somit von entscheidender wirtschaftlicher Be- 
deutung für zahlreiche Regionen und Länder in der 
Gemeinschaft. 

3 . Bei der Betrachtung der künftigen Entwicklung 
der Agrarpolitik darf nicht vergessen werden, daß 
die Landwirtschaft auch eine Unternehmenstätig- 
keit ist, bei der der einzelne Landwirt die freiheitli- 
che Verantwortung für die Anpassung seiner Erzeu- 
gung aufgrund des wechselnden Wirtschaftsrah- 
mens und der Handelsrealität trägt. Es kann nicht 
die Aufgabe staatlicher Stellen sein, die unabhän- 
gige Unternehmerfunktion des Landwirts mit allen 
Vorteilen und Risiken zu beseitigen. Vielmehr muß 
die Politik dahin gehend entwickelt werden, die 
Verantwortung der Landwirte zu fördern und ihre 
Innovationsfähigkeit — im Rahmen ihrer sozio-öko- 
nomischen Bedingungen — voll zu nutzen, und 
zwar sowohl bei ihren individuellen Unternehmer- 
entscheidungen als auch im Rahmen gemeinsamer 
Vorhaben. 

4 . Davon ausgehend hält es die Kommission den- 
noch für erforderlich, auch im Hinblick auf die be- 
reits gemachten Ausführungen über die Markt- und 
Preisentwicklung einige weitergehende Aspekte 
der Stellung der Landwirtschaft in der Gesellschaft 
zu untersuchen. 

a) Es läßt sich nur schwer vorstellen, daß das 
Hauptergebnis der neuen Ausrichtung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik seit zwei bis drei Jah- 
ren darin liegen soll, daß zahlreiche Landwirte 


in die Arbeitslosigkeit gedrängt werden, zahlrei- 
che kleine Landwirte zunehmend verarmen, die 
kleinen Familienbetriebe auf gegeben werden 
und wachsende Landstriche veröden. Die Land- 
wirtschaft in allen ihren Ausprägungen ist somit 
ein Kernstück des europäischen Gesellschafts- 
modells, und es ist wichtig, über die Rolle der 
Landwirtschaft in Europa nachzudenken. 

b) In diesem Sinne verdienen die folgenden Ge- 
sichtspunkte besondere Beachtung: 

— Die stärkere Berücksichtigung umweltpoliti- 
scher Erfordernisse durch die Agrarpolitik, 
sowohl bei der Kontrolle schädlicher Verfah- 
ren als auch bei der Förderung umwelt- 
freundlicher Techniken. Auf diese Weise 
kann die Landwirtschaft, die selbst ein Opfer 
der Umweltverschmutzung durch andere 
Verursacher ist, auch von der übrigen Wirt- 
schaft eine größere Anstrengung zum Um- 
weltschutz erwarten. 

— Eine stärkere Einbeziehung des Agrarsek- 
tors in die Gesamtwirtschaft, insbesondere 
durch regionale Entwicklungspläne für die 
ländlichen Gebiete der Gemeinschaft. 

— Die Möglichkeit neuer Formen der Einkom- 
mensstützung für die Landwirtschaft, bei de- 
nen die Markt- und Preisregelungen ihre 
Funktion der Angebots- und Nachfragesteue- 
rung effizienter erfüllen können, ohne unver- 
tretbare soziale Probleme für die Landbevöl- 
kerung entstehen zu lassen. Selektive und 
spezifische Maßnahmen würden auch helfen, 
den besonderen Charakter der Landwirt- 
schaft in der Gemeinschaft, ihrer Regionen 
und ihrer Familienbetriebe zu schützen, in- 
dem Problemen infolge sozialer und geogra- 
phischer Ungleichgewichte Rechnung getra- 
gen würde. 


A. Landwirtschaft und Umwelt — eine 
Herausforderung für die Zukunft 

5 . Als Aufgabe der Landwirtschaft in einer moder- 
nen Industriegesellschaft werden heute nicht nur 
mehr die obengenannten strategischen, wirtschaft- 
lichen und sozialen Funktionen angesehen, sondern 
zunehmend auch die Erhaltung der ländlichen Um- 
welt. In einer Zeit, in der die Gemeinschaft bei zahl- 
reichen Agrarerzeugnissen Selbstversorger ist und 
deshalb ihre Erzeugungskapazität vorsichtig einset- 
zen muß, gewinnen Umwelterwägungen sogar ver- 
gleichsweise an Bedeutung. 
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6. Tatsächlich hat die Landwirtschaft einen un- 
mittelbaren und tiefgreifenden Einfluß auf die Um- 
welt in der Gemeinschaft, deren Fläche zu zwei 
Dritteln landwirtschaftlich genutzt wird. In den 
letzten Jahrzehnten erfuhr der Agrarsektor zumin- 
dest in weiten Teilen eine technologische Revolu- 
tion mit tiefgreifenden Änderungen für die land- 
wirtschaftliche Erzeugung. Über die Auswirkungen 
dieser Entwicklung auf die Umwelt wird zuneh- 
mend Besorgnis laut — nicht nur von der städti- 
schen Bevölkerung, sondern auch von Landwirten 
selbst, deren wichtigste Erwerbsgrundlage der Bo- 
den, das Wasser und die genetische Vielfalt der 
Pflanzen- und Tierarten darstellen. 

7. Obwohl umweltpolitische Überlegungen in den 
letzten Jahren bereits Eingang in die gemeinsame 
Agrarpolitik gefunden haben, insbesondere bei der 
Entwicklung der sozio-strukturellen Politik, ist jetzt 
zu prüfen, welche weiteren Maßnahmen für das 
kommende Jahrzehnt in Aussicht genommen wer- 
den müssen. Die Probleme sind in den nördlichen 
Regionen der Gemeinschaft am deutlichsten, wo die 
Einführung moderner Agrartechniken weiter fort- 
geschritten ist, sie zeigen sich aber auch in den Mit- 
telmeergebieten (manchmal in spezifischer Weise, 
wie durch Waldbrände in Dürregebieten). 

Regulierung und Kontrolle umweltschädlicher 
Praktiken 

8. In den letzten Jahrzehnten haben die sich wan- 
delnden landwirtschaftlichen Praktiken und die 
Entwicklung der modernen Agrartechnik eine 
große Rolle bei der Ausweitung der landwirtschaft- 
lichen Tätigkeit gespielt. Sie wurden aber auch als 
Ursache — und gelegentlich sogar als Hauptursa- 
che — für das Aussterben von Arten in Flora und 
Fauna und für die Zerstörung wertvoller Ökosy- 
steme wie die Feuchtgebiete erkannt, und in man- 
chen Fällen haben sie die Gefahren der Grund- und 
Oberflächenwasserverschmutzung erhöht 

In diesem Kontext ist die Landwirtschaft als ein 
Sektor des Wirtschaftslebens zu betrachten, für 
welchen in gleicher Weise wie auch für die anderen 
Sektoren mit potentiell schädlichen Tätigkeiten an- 
gemessene öffentliche Vorschriften und Kontrollen 
vorgeschrieben werden sollten, um eine Verschlech- 
terung der Umweltbedingungen zu vermeiden. All- 
gemein wäre das Prinzip „der Verursacher zahlt“ 
anzuwenden, und es wäre normal, daß die Land- 
wirte von der öffentlichen Hand keinen Ausgleich 
für die Einführung solcher Regeln erwarten. 

9. Die zunehmende Verwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln und chemischen Düngemitteln ist — 
wenn auch für eine leistungsfähige Produktion von 
entscheidender Bedeutung — mit einer Reihe von 
Umweltrisiken verbunden, vor allem, wenn man an 
ihre lang anhaltende Wirkung und an die Fälle 
übermäßigen Gebrauchs denkt. Der übermäßige 
Gebrauch natürlicher und industrieller Düngemit- 
tel (wie Tierabfälle bzw. chemische Erzeugnisse) 
führt zur Belastung der Wasserversorgung mit Ni- 
traten. Dieses Problem scheint in Gebieten mit in- 
tensiver Viehhaltung am stärksten zu sein, es wird 


aber auch durch chemischen Dünger verursacht. 
Bei Pestiziden, die biologisch aktiv und häufig hoch- 
giftige Chemikalien sind, könnte die Festlegung 
umweltbewußter Erzeugnisnormen, die Zulassung 
der Erzeugnisse vor ihrer Verwendung, die Be- 
schränkung ihres Vertriebs auf Personen mit aner- 
kannten Qualifikationen und Möglichkeiten zur Be- 
ratung in Fragen der Lagerung und Anwendung der 
Erzeugnisse wie auch die Warnung vor übermäßi- 
gem Gebrauch als Maßnahmen in einer ersten 
Phase erwogen werden, um diese Risiken gering zu 
halten. Darüber hinaus wäre es notwendig, daß die 
landwirtschaftlichen Beratungsstellen den Land- 
wirten noch mehr als bisher kompetent mit Rat und 
Tat zur Seite stehen und daß Forschungsarbeiten 
zur Entwicklung neuer und weniger schädlicher Er- 
zeugnisse oder Methoden unterstützt werden. 

10. Gemeinsame Bemühungen sind ferner zur 
Kontrolle solcher Probleme erforderlich, die sich 
aus der intensiven Viehhaltung ergeben. Ein ge- 
meinsames Vorgehen ist hier nicht nur im Inter- 
esse des Umweltschutzes, sondern auch im Hin- 
blick auf die Gewährleistung eines lauteren Wettbe- 
werbs erforderlich. Ein solches Vorgehen könnte 
darin bestehen, daß Genehmigungen für den Bau 
von Gebäuden für die intensive Viehhaltung und 
für die Ausübung solcher Tätigkeiten erteilt wer- 
den. Zu den Voraussetzungen für solche Genehmi- 
gungen würden auch die Einhaltung von Vorschrif- 
ten für eine vorherige Umweltverträglichkeitsprü- 
fung, Hygienenormen, ausreichende Lagerkapazitä- 
ten und erforderlichenfalls die Aufbereitung der 
Abgänge der Viehhaltung wie auch geeignete Pläne 
für ihre Verwendung als Düngemittel oder für an- 
dere nicht umweltschädliche Zwecke gehören. 

11 . Überdies sollten angemessene Planungsver- 
fahren, die sich auch auf eine erschöpfende Um- 
weltverträglichkeitsp,rüfung erstrecken, für größere 
Projekte eingeführt werden, die die Bodennutzung 
betreffen (Neuparzellierung, Änderungen im Was- 
serhaushalt, Straßen usw.); dies gilt besonders 
dann, wenn derartige Vorhaben aus öffentlichen 
Mitteln finanziert werden. Ein besonderes Problem 
ist in diesem Zusammenhang die Entwässerung 
von landwirtschaftlichem Grund und Boden. Sie 
wird in sämtlichen Mitgliedstaaten durch staatliche 
Beihilfen gefördert und wird in manchen Fällen aus 
Gemeinschaftsmitteln mitfinanziert. Man wird sich 
jedoch immer klarer darüber, daß die Intensivie- 
rung und Ausweitung der Entwässerung, vor allem 
in Feuchtgebieten, für wildlebende Tiere zur Ver- 
schlechterung oder Beseitigung wichtiger Lebens- 
räume geführt haben. Die Zerstörung solch wert- 
voller Ökosysteme ist in der Regel unwiderruflich, 
und es stellt sich von daher die Frage, ob staatliche 
Beihilfen für diese Tätigkeit noch weiter gerecht- 
fertigt sind, zumal die Gemeinschaft bei vielen 
Agrarerzeugnissen eine Produktion erreicht hat, 
die über dem Selbstversorgungsgrad liegt. Eine 
Überprüfung der landwirtschaftlichen Entwässe- 
rungsmaßnahmen wäre wünschenswert, um öffent- 
liche Beihilfen zu diesem Zweck gegebenenfalls zu 
begrenzen bzw. in bestimmten Fällen oder Gebieten 
sogar zu verbieten. 
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Förderung umweltfreundlicher Praktiken 

12 . Ebenso wichtig wie der „passive“ Umwelt- 
schutz ist eine Politik, die landwirtschaftliche Prak- 
tiken fördert, bei denen die ländliche Umwelt erhal- 
ten bleibt und besondere Gebiete geschützt werden. 
Allgemein gesprochen wären solche Praktiken we- 
niger intensiv (und damit weniger produktiv) und 
könnten sich bis zu einem gewissen Grade auf das 
Wachstum der landwirtschaftlichen Erzeugung aus- 
wirken. 

13 . Zweierlei Maßnahmen lassen sich in diesem 
Zusammenhang in Erwägung ziehen, nicht nur in 
den benachteiligten Gebieten oder Randzonen, son- 
dern auch in vielen anderen Regionen der Gemein- 
schaft: 

1. Maßnahmen zur Einführung oder Beibehaltung 
landwirtschaftlicher Praktiken, die sich mit den 
Erfordernissen des Naturschutzes vereinbaren 
lassen. Zur Veranschaulichung dieses Punktes 
sei bemerkt, daß solche Maßnahmen verschie- 
dene Formen annehmen könnten, so unter ande- 
rem: Aussetzung der landwirtschaftlichen Tätig- 
keit zu bestimmten Jahreszeiten, Einhaltung 
niedriger Grenzwerte für die Verwendung von 
Düngemitteln und Pestiziden, Annahme von Re- 
geln für die Nutzung von 

Weideland, Verzicht auf Entwässerungs- und Be- 
wässerungsarbeiten, Verwendung des Bodens 
für andere landwirtschaftliche Produktionen, 
Anpflanzen von Bäumen und Konservierung 
von Steinmauern, Hecken und Teichen. 

Als Zonen kämen für derartige Bewirtschaf- 
tungsmaßnahmen in Betracht: 

— Gebiete, in denen die Landwirtschaft in ge- 
wissen herkömmlichen Formen beibehalten 
werden sollte (z. B. Pufferzonen neben Natur- 
schutzgebieten und Wasserschutzgebieten) 

— ökologische Korridore in Gebieten mit hoch- 
entwickelter Landwirtschaft (z, B. 5 bis 10 m 
breite Streifen an Wasserläufen, Weihern 
und Küsten: auf diese Weise ließen sich nicht 
nur Lebensräume, sondern auch das Wasser 
als Ressource selbst schützen). 

In manchen Gebieten, in denen das Umwelt- 
gleichgewicht besonders bedroht ist, könnten 
umweltfreundliche Praktiken gesetzlich vorge- 
schrieben werden. In anderen Fällen könnten 
sie freiwillig in Form von Bewirtschaftungsver- 
trägen zwischen den Behörden und den betroffe- 
nen Landwirten eingeführt werden. 

In all diesen Fällen würde die Landwirtschaft 
zur Erhaltung der ländlichen Umwelt und damit 
zum Allgemeinwohl beitragen. Es ließe sich gut 
vertreten, daß die Gesellschaft die damit verbun- 
denen externen Vorteile anerkennen und folg- 
lich die finanziellen Mittel bereitstellen sollte, 
um den Landwirten die Erfüllung dieser Auf- 
gabe zu ermöglichen. Entsprechende Zahlungen 
würden die Einkommen der Landwirte stützen 
und diversifizieren und gleichzeitig zur Kon- 
trolle der Produktion beitragen. 


2. Das Aufkäufen oder Verpachten von Land durch 
die öffentliche Hand zu umweltpolitischen 
Zwecken (Schutz der Natur und der Tierwelt, 
Schaffung ökologischer Nischen oder Korridore, 
Bau von Anlagen zur Freizeitgestaltung). In vie- 
len Fällen könnten die Landwirte sogar aufge- 
fordert werden, auf dem Lande zu bleiben und es 
gemäß seiner neuen Bestimmung zu verwalten. 
Will ein Landwirt seinen Besitz verlassen, so 
könnten diese Aufgaben von Nachbarn wahrge- 
nommen und dadurch für diese zusätzliche Ein- 
kommensmöglichkeiten geschaffen werden. Vor 
allem in Mitgliedstaaten mit einer hohen Bevöl- 
kerungsdichte und wachsenden Umweltproble- 
men wäre eine solche Alternative zu überlegen. 

14 . Einigen Schätzungen zufolge könnten bis zu 
10% der landwirtschaftlichen Fläche der Gemein- 
schaft für derartige Zwecke sinnvoll genutzt wer- 
den. Das mittel- und langfristige umweltpolitische 
Ziel wäre es, ein zusammenhängendes Netz größe- 
rer Schutzgebiete zu schaffen, die durch Ökologi- 
sche Nischen und Korridore miteinander verbun- 
den sind. Hierdurch würde der Wildwechsel erleich- 
tert und somit zur Erhaltung und Entwicklung der 
Arten beitragen. Gleichzeitig würden die vorge- 
schlagenen Maßnahmen — in begrenztem Umfang 
— für die beteiligten Landwirte eine Ergänzung 
und Diversifizierung ihrer Einkommen bedeuten 
und konnten in einigen Fällen sogar eine belebende 
Wirkung auf den ländlichen Fremdenverkehr ha- 
ben. 


B. Integration in die Wirtschaft — Bedarf an 
regionaler Entwicklung 

15 . Zahlreiche Untersuchungen haben in der Ver- 
gangenheit die Bedeutung des allgemeinen wirt- 
schaftlichen Umfelds — vor allem auf regionaler 
Ebene — für strukturelle Änderungen innerhalb 
der Landwirtschaft hervorgehoben. Die Wachs- 
tumsaussichten für die Wirtschaft in der nahen Zu- 
kunft fallen vielleicht besser aus, als dies während 
der letzten zehn Jahre der Fall war. Hierdurch wer- 
den die notwendigen Strukturveränderungen inner- 
halb der Landwirtschaft mit Sicherheit erleichtert 
werden. Allerdings sollte der Einfluß dieser positi- 
ven Entwicklung nicht überbewertet werden. Zu- 
nächst einmal werden die Wachstumsraten im Ver- 
gleich zu denjenigen der 60er und der frühen 70er 
Jahre immer noch verhältnismäßig niedrig ausf al- 
len. Außerdem geht wirtschaftliches Wachstum 
nicht mehr so eindeutig wie früher mit der Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze einher. Und schließlich 
weisen die meisten Regionen — und vor allem die 
meisten landwirtschaftlichen Regionen — gegen- 
wärtig hohe Arbeitslosenquoten und eine nicht un- 
erhebliche versteckte Arbeitslosigkeit auf. Allein 
die Milderung dieses Problems würde eine be- 
trächtliche Wirtschaftsexpansion voraussetzen. In 
einigen Regionen (Süditalien, Griechenland, Irland) 
wird das Problem bisweilen noch durch einen wach- 
senden demographischen Druck verstärkt. 
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16 . Es besteht somit kein Zweifel, daß aufgrund 
der dringend erforderlichen Strukturanpassungen 
in der Landwirtschaft in den nächsten zehn bis 15 
Jahren sämtliche Möglichkeiten zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze innerhalb der landwirtschaftli- 
chen Problemzonen genutzt werden müssen. Die 
verbesserten Aussichten für das allgemeine Wirt- 
schaftswachstum werden derartige Bemühungen 
unterstützen, aber nicht ersetzen können. Mögliche 
Beschäftigungsalternativen in der Landwirtschaft 
(wie z. B. Aushilfsdienste, usw.) sollten vollständig 
genutzt werden, solange sie wirtschaftlich vertret- 
bar sind. Sie werden jedoch nicht ausreichen. Aus 
diesem Grunde wird eine der wichtigsten Aufgaben 
in vielen landwirtschaftlichen Problemzonen die 
Schaffung von Arbeitsplätzen außerhalb der Land- 
wirtschaft sein. Diese Arbeitsmöglichkeiten sollten 
den Bedürfnissen der Agrarbevölkerung so weitge- 
hend wie möglich entsprechen, damit das Sozialge- 
füge der ländlichen Regionen aufrecht erhalten und 
verstärkt werden kann. Hierbei wären zwei Arten 
von Tätigkeiten ins Auge zu fassen: 

— Tätigkeiten, die es der Familie erlauben, auf ih- 
rem Betrieb zu bleiben. Unter diese Kategorie 
fallen zunächst einmal alle traditionelleren For- 
men der Teilzeitbewirtschaftung mit zusätzli- 
chen Aktivitäten auf dem Betrieb (Ferien auf 
dem Bauernhof, Kunsthandwerk usw.) oder au- 
ßerhalb des Betriebs (Teilzeitbeschäftigung in 
anderen Sektoren). Hierbei wäre auch an die 
durch neue Kommunikationstechnologien ge- 
schaffenen neuen Möglichkeiten der Teilzeitbe- 
schäftigung in anderen Sektoren zu denken. 
Schließlich bietet sich dem Landwirt und seiner 
Familie eine begrenzte Zahl von Möglichkeiten, 
auf dem Betrieb zu bleiben und das gesamte 
Land für andere als landwirtschaftliche Zwecke 
zu nutzen: Feriendörfer, Freizeitparks, Golf- 
plätze usw. Diese Alternativen sollten gefördert 
werden. Gegenwärtig werden sie häufig durch 
Steuergesetze oder Bodennutzungsvorschriften 
behindert. 

— Vollzeitbeschäftigung außerhalb der Landwirt- 
schaft. In diesem Zusammenhang wäre an die 
Entwicklung von Klein- und Mittelbetrieben in 
ländlichen Gebieten, die Förderung von kunst- 
handwerklichen Betrieben und des regionalen 
Fremdenverkehrs zu denken. 

17 . In den meisten Fällen sollten regionale Ent- 
wicklungsprogramme von einem integrierten, d. h. 
optimal koordinierten, sektorübergreifenden Kon- 
zept ausgehen, in enger Zusammenarbeit zwischen 
der Gemeinschaft, den Mitgliedstaaten und den be- 
troffenen Regionen durchgeführt und überwacht 
und dabei sämtliche verfügbaren Mittel auf das- 
selbe Gesamtziel konzentriert werden. In allen die- 
sen Fällen geht es nicht nur um die Landwirtschaft, 
sondern um die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
dieser Regionen. 

18 . Die neue Agrarstrukturpolitik und die Reform 
des Regionalfonds gehen in dieselbe Richtung und 
stellen einen wertvollen Rahmen für die nächsten 
Jahre dar: eine größere Koordinierung zwischen 


der Gemeinschaftspolitik und einzelstaatlichen 
Maßnahmen auf regionaler Ebene, die Konzentra- 
tion auf eine begrenzte Zahl von Prioritäten, um 
eine allzu große Verteilung der Mittel zu verhin- 
dern, Einsatz der verfügbaren Mittel in den ärm- 
sten — und meistenteils landwirtschaftlichen — 
Regionen, um deren wirtschaftliche Entwicklung zu 
fördern. Der jüngste Beschluß über die integrierten 
Mittelmeerprogramme schließlich unterstreicht 
noch einmal die allgemeine Haltung, die die Kom- 
mission in diesem Zusammenhang befürwortet und 
die der Finanzierung von Entwicklungsprogram- 
men — im Gegensatz zu einzelnen, oft weit ver- 
streuten Vorhaben — und einer engen Koordinie- 
rung der verschiedenen Instrumente innerhalb ei- 
nes einheitlichen Rahmens den Vorzug gibt. 

19 . Es besteht jedoch kein Zweifel, daß regionale 
Entwicklungsprogramme eine mittel- bis langfristig 
ausgerichtete Investition darstellen. Über Maßnah- 
men, die derartige Programme in Angriff nehmen, 
müßte jetzt entschieden werden. In der Anfangs- 
phase wären angemessene öffentliche Ausgaben 
zusätzlich erforderlich (Schaffung wirtschaftlicher 
Anreize und Ausbau eines Beratungsnetzes, Ausbil- 
dungs- und Umstellungsprogramme, infrastruktu- 
relle Investitionen), ihre Auswirkungen auf die Ein- 
kommen und die Beschäftigungslage würden sich 
allerdings erst nach einer Reihe von Jahren voll- 
ständig zeigen. Sollten sie jedoch Erfolg haben, so 
wäre dies zweifellos langfristig die vernünftigste 
Lösung. 

C. Einkommensbeihilfen — Eine Frage, mehrere 
Antworten 

1. Die Notwendigkeit einer Einkommensstützung 

20 . Die Anpassungen in der Agrarpolitik werden 
für die europäische Landwirtschaft neue Verhält- 
nisse schaffen, an die sie sich anzupassen haben 
wird. Um diese Anpassung zu unterstützen, er- 
scheint mittel- und langfristig folgende Lösung am 
sinnvollsten: 

— Erleichterung der strukturellen Entwicklung im 
landwirtschaftlichen Sektor; 

— Förderung alternativer Produktionen und neuer 
Verwendungen landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse im Hinblick auf die Schaffung alternativer 
Einkommen und die Schaffung von Arbeitsplät- 
zen im landwirtschaftlichen Sektor; 

— Förderung der Entwicklung des wirtschaftlichen 
Umfelds in ländlichen Gebieten im Hinblick auf 
die Schaffung von Arbeitsplätzen und zusätzli- 
chen Einkommen außerhalb des landwirtschaft- 
lichen Sektors. 

21 . Die Maßnahmen zur Erreichung dieser Zielset- 
zungen müssen unverzüglich getroffen werden. Al- 
lerdings 

— haben viele von ihnen „Investitions“-Charakter, 
d. h. ihre volle Wirkung wird erst nach mehreren 
Jahren zum Tragen kommen; 
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— gibt es eine Reihe von Gebieten, wo die Möglich- 
keiten zur Schaffung alternativer Arbeitsplätze 
sehr begrenzt oder überaus kostspielig sind, wo 
aber dennoch eine bleibende landwirtschaftliche 
Tätigkeit notwendig ist, um die Landschaft zu 
erhalten und zu schützen und ein wünschens- 
wertes Minimum an wirtschaftlichem und sozia- 
lem Gefüge zu gewährleisten. 

22 . Die folgenden Optionen zielen darauf ab, über 
direkte Einkommensbeihilfen mögliche Antworten 
auf diese Probleme vorzustellen. Sie zielen darauf 
ab, die Einkommen von Landwirten in der einen 
oder anderen Weise direkt zu stützen. Wenngleich 
sie auch zur Veranschaulichung in Form von ver- 
schiedenen Konzepten vorgestellt werden, besteht 
die Möglichkeit, sie zu kombinieren oder den viel- 
fältigen Verhältnissen in der europäischen Land- 
wirtschaft anzupassen. Es sei hervorgehoben, daß 
es sich bei diesen Optionen keineswegs um Vor- 
schläge handelt, sondern daß sie als Diskussions- 
grundlage und zur Klärung eingebracht werden; sie 
greifen der letztlich in dieser Angelegenheit zutref- 
fenden Wahl nicht vor. 

22 . a) Was die direkten Einkommensbeihilfen be- 

trifft, so betont die Kommission, daß unbe- 
dingt dafür gesorgt werden müßte, derar- 
tige Regelungen möglichst produktionsneu- 
tral zu halten und ihre Vereinbarkeit mit 
der Marktpolitik zu gewährleisten. Beson- 
dere Sorgfalt müßte auch den praktischen, 
d. h. den administrativen Aspekten gewid- 
met werden, falls derartige Regelungen ein- 
geführt werden sollten. 

23 . Derartige Regelungen zur Stützung der Ein- 
kommen bestehen bereits. Die wichtigste ist die für 
Bauern in Berg- und benachteiligten Gebieten, die 
etwa 37% der landwirtschaftlichen Nutzfläche und 
38% der landwirtschaftlichen Betriebe in der Ge- 
meinschaft ausmachen. Die Regelung zielt darauf 
ab, durch Weiterführung der landwirtschaftlichen 
Tätigkeit die Landschaft zu erhalten und eine Min- 
destbevölkerungsdichte zu gewährleisten; aus die- 
sem Grund wird ein Ausgleich für die natürlichen 
Erschwernisse gewährt, denen sich die Bauern in 
diesen Gebieten gegenübersehen. 

23 . a) Die Kommission ist jedoch der Ansicht, daß 

die sogenannten „deficiency payments“ 
(Zahlungen je Produktionseinheit) neue 
Produktionsanreize schaffen würden; solch 
ein Ansatz würde einen geringen Selektivi- 
tätsgrad haben und könnte daher sehr kost- 
spielig werden. 

24 . Als Diskussionsgrundlage werden vier ver- 
schiedene Arten von Beihilferegelungen in diesem 
Kapitel vorgestellt: eine Vorruhegehaltsregelung, 
eine Regelung mit einer strukturpolitischen Kom- 
ponente, eine Regelung mit sozialer Ausrichtung 
und eine Umwidmungsregelung mit einer Umwelt- 
schutzkomponente. 


Als Hinweis auf die Größenordnung der damit ver- 
bundenen finanziellen Kosten wird für jede der Op- 
tionen ein Haushaltsvoranschlag gemacht. Diese 
Schätzungen gründen sich auf die verfügbaren Sta- 
tistiken für die Zehnergemeinschaft; es sei darauf 
hingewiesen, daß die entsprechenden Summen in 
einer Zwölfergemeinschaft infolge der Bedeutung 
der kleinbetrieblichen Landwirtschaft in Spanien 
und in Portugal erheblich höher ausfallen würden. 

Bei dem Hinweis auf die Möglichkeit von Einkom- 
mensbeihilfen in Dokument KOM(83) 500 hat die 
Kommission bereits vorgeschlagen, daß diese Bei- 
hilfen vollständig oder teilweise aus dem Gemein- 
schaftshaushalt finanziert werden könnten. Eine 
Beteiligung der Gemeinschaft ist aus folgenden 
Gründen notwendig: 

— die Einkommensstützung im Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik würde sich teilweise 
von einer Stützung über die Marktorganisatio- 
nen auf eine Unterstützung durch direkte Ein- 
kommensbeihilfen verlagern; 

— in jedem Fall ist die gemeinschaftliche Finanzie- 
rung eine notwendige Ergänzung zu den ge- 
meinsamen Bestimmungen und Kriterien, um 
etwa die Bedingungen eines fairen Wettbewerbs 
in der Landwirtschaft in allen Teilen der Ge- 
meinschaft aufrechtzuerhalten; 

— soweit die Beihilfen für den Umweltschutz ge- 
währt werden, würden derartige Maßnahmen 
sowohl im Interesse der Gemeinschaft wie im 
Interesse der Mitgliedstaaten und Regionen lie- 
gen. 

Eine Nichtbeteiligung der Gemeinschaft ist inso- 
fern unvorstellbar, als bei deren Gründung die 
Landwirtschaft für zahlreiche Länder von zentraler 
Wichtigkeit war. Gleichfalls kommt hier der Ge- 
sichtspunkt der Solidarität zum Tragen, die letztlich 
verhindern sollte, daß sich in der Gemeinschaft nur 
die Stärksten auf Kosten der Schwächsten durch- 
setzen. Andernfalls wäre die Zukunft der Gemein- 
schaft insgesamt, und nicht allein der europäischen 
Landwirtschaft, aufs schwerste bedroht. 

Während einerseits die Gemeinschaftsbeteiligung 
notwendig ist, um eine fortschreitende Rationalisie- 
rung der GAP zu verhindern, würde das Fehlen 
einer nationalen Beteiligung einen geringeren Grad 
der einzelstaatlichen Verantwortlichkeit für die 
Kontrolle und sinnvolle Verwaltung eines Beihilfe- 
systems bedeuten. 

25 . Die Beteiligung der Gemeinschaft müßte unter 
Berücksichtigung der schwierigen allgemeinen 
Haushaltslage und in Übereinstimmung mit den 
budgetären Erfordernissen in anderen Bereichen 
der gemeinschaftlichen Tätigkeit festgelegt werden. 
Es sollten daher verschiedene Formeln geprüft wer- 
den, wie Anpassung der Gemeinschaftsbeteiligung 
an die landwirtschaftliche Situation in den einzel- 
nen Mitgliedstaaten oder an deren Finanzkraft. Auf 
alle Fälle müßte eine solche Anpassung den Grund- 
satz finanzieller Solidarität zwischen den Ländern 
widerspiegeln. 
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2. Mögliche Systeme 

System A: Frühzeitiger Ruhestand für Landwirte vom 
55. Lebensjahr an 

26. Eine Beihilfe im Rahmen eines Vorruhege- 
halts könnte an ältere Landwirte (ab 55 Jahre) ge- 
zahlt werden, die ihre landwirtschaftliche Tätigkeit 
aufgeben. Dieses Vorruhegehalt konnte bis zum 
65. Lebensjahr gewährt werden, von dem an die Be- 
günstigten dieser Regelung in die üblichen einzel- 
staatlichen Ruhegehaltsregelungen eingebunden 
werden. 

27. Eine Vorruhegehaltsregelung ist im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik bereits 1972 mit der 
Richtlinie 72/160 eingeführt worden. Die angestreb- 
ten Ziele sind damit jedoch nicht erreicht worden. 
So sah die Regelung vor, daß je Empfänger jährlich 
etwa 1 000 ECU bereitgestellt und von der Gemein- 
schaft erstattet werden, sofern die freigewordene 
landwirtschaftliche Fläche von anderen Landwirten 
übernommen wurde, die Entwicklungspläne nach 
Maßgabe der Richtlinie 72/159 vorlegten. Die Mit- 
gliedstaaten hatten die Möglichkeit, aus einzelstaat- 
lichen Mitteln höhere Entschädigungen zu zahlen. 
Die Unzulänglichkeit des Betrages der Entschädi- 
gung und die strengen Bedingungen über die Ver- 
wendung der freigewordenen Böden hat den Aus- 
wirkungen der Richtlinie 72/160 enge Grenzen ge- 
setzt. Zwischen 1972 und 1983 haben nur 5 500 
Landwirte die Bedingungen für die gemeinschaftli- 
che Finanzierung erfüllt. Zusätzlich haben etwa 
84 000 Landwirte eine jährliche Rente erhalten, die 
für eine Finanzierung durch die Gemeinschaft nicht 
in Betracht kamen, weil nicht alle Bestimmungen 
der Richtlinie erfüllt waren. Im wesentlichen waren 
es die Mitgliedstaaten Deutschland und Frankreich, 
die den Landwirten diese jährliche Rente in Höhe 
von rund 3 500 ECU gewährten. Bei diesen beiden 
Mitgliedstaaten betrug der Anteil der Landwirte, 
die ihre Tätigkeit in der Altersgruppe 55 bis 64 
Jahre aufgaben, 10%. 

28. Auf der Grundlage der Erfahrung der letzten 
zehn Jahre sollte die neue Regelung 

— einen erheblich höheren Betrag als 1 000 ECU 
pro Person und Jahr vorsehen, 

— nicht an zu schwierige Bedingungen geknüpft 
sein, insbesondere in landwirtschaftlichen Pro- 
blemregionen. 

29. Andererseits müßte die Vorruhegehaltsrege- 
lung auf Landwirte beschränkt sein, die hauptbe- 
ruflich in der Landwirtschaft tätig sind. Gegenwär- 
tig gibt es in der Zehnergemeinschaft etwa 600 000 
Landwirte in der Altersgruppe zwischen 55 und 64 
Jahren. Aufgrund der bisherigen Erfahrung dürfte 
jedoch nur ein Teil von ihnen bereit sein, die Rege- 
lung in Anspruch zu nehmen. Die endgültige Zahl 
würde davon abhängen, wie restriktiv die Agrar- 
preispolitik in den kommenden Jahren gestaltet 
und wie hoch die Ruhegehälter pro Person und Jahr 
angesetzt würden. 


30. Nach ersten Schätzungen würde ein Vorruhe- 
gehalt zwischen 3 000 und 4 000 ECU jährlich für 
etwa 15 % der hauptberuflichen Landwirte zwi- 
schen dem 55. und 64. Lebensjahr jährlich Kosten 
in Höhe von 270 bis 360 Mio. ECU verursachen. 

System B: „Strukturpolitisch“ orientierter Ansatz 

31. Dieser Möglichkeit liegt der Gedanke zugrun- 
de, daß eine Reihe landwirtschaftlicher Betriebe, 
deren Entwicklung gegenwärtig im Rahmen der 
neuen Strukturpolitik Verbesserungen der Agrar- 
strukturen, Verordnung (EWG) Nr. 797/85) geför- 
dert wird, langfristig wirtschaftlich durchaus le- 
bensfähig wäre. Die konsequente Anwendung einer 
strengen Preispolitik über mehrere Jahre hinweg 
könnte für viele von ihnen zu wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, im Grenzfall sogar zum Zusam- 
menbruch der Betriebe führen. In diesem Zusam- 
menhang muß auf das Problem der Verschuldung 
hingewiesen werden, und es stellt sich die Frage, 
wie die Abteilung Ausrichtung des EAGFL eventu- 
ell darauf eingehen könnte. Eine Reihe moderner 
Betriebe, die umfangreiche Investitionen getätigt 
haben und wirtschaftlich durchaus lebensfähig sein 
könnten, wären nämlich sowohl von dem Einkom- 
mensdruck als auch von einem möglichen Wertver- 
lust des Grund und Bodens betroffen, der häufig als 
Garantie für erhaltene Darlehen dient. Zumindest 
einige von ihnen könnten sich den neuen Verhält- 
nissen durchaus anpassen, wenn ihnen in einer 
Übergangszeit eine gewisse finanzielle Unterstüt- 
zung zuteil würde. Gleichzeitig stünde den Landwir- 
ten, denen es nicht gelingt, ihren Betrieb anzupas- 
sen, genügend Zeit zur Verfügung, um sich für eine 
Beschäftigung außerhalb der Landwirtschaft, oder 
gegebenenfalls für eine Vorruhegehaltsregelung 
(Altersgruppe zwischen 55 und 64 Jahren), zu ent- 
scheiden. 

32. Es stünde in der Logik dieses Systems, die Ein- 
kommensbeihilfe auf hauptberuflich tätige Land- 
wirte zu begrenzen, das heißt, auf Landwirte, deren 
Gesamteinkommen zu mehr als 50 % aus der Land- 
wirtschaft stammt und die mehr als die Hälfte ihrer 
Arbeitszeit in diesem Sektor verbringen. Im Sinne 
einer notwendigen Selektivität würde die Beihilfe 
auf hauptberuflich tätige Landwirte begrenzt, deren 
landwirtschaftliche Einkommen sich unter einem 
gewissen Prozentsatz (z. B. 75%) des regional ver- 
gleichbaren Einkommens befinden. 

33. Die Beihilfe hätte vorübergehenden Charakter 
(sie wäre beispielsweise auf eine „Übergangszeit“ 
von fünf Jahren begrenzt) und würde dem Landwirt 
während einiger Jahre eine finanzielle Atempause 
zukommen lassen, die es ihm erlaubt, seine Zukunft 
zu planen und die notwendigen Anpassungen vor- 
zunehmen. Um darüber hinaus zu vermeiden, daß 
am Ende der Übergangszeit ein zu plötzliches Aus- 
scheiden einsetzt, müßte die Beihilfe degressiv ge- 
staffelt sein. 

34. Zur Vereinfachung der Verwaltung der Rege- 
lung könnte die Beihilfe als Pauschalsatz je Produk- 
tionseinheit (Hektar oder Viehbestandseinheit) be- 
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rechnet werden. Dieser Pauschalsatz würde jeweils 
an den regionalen Durchschnitt des Wirtschafts- 
wertes je Produktionseinheit sowie an den betref- 
fenden Produktionstyp angepaßt. 

35 . Nach einer ersten Schätzung wären von einer 
solchen Regelung etwa 1,9 Mio. Landwirte betrof- 
fen, und die Kosten für den gesamten Fünf jahres- 
zeitraum würden sich (je nach Fall) auf 4 000 bis 
6 000 Mio. ECU belaufen. 

Wenngleich dieser Regelung vor allem der Gedanke 
zugrunde liegt, den Landwirten während eines be- 
grenzten Zeitraums (fünf Jahre) eine finanzielle 
Unterstützung zu gewähren, um es ihnen zu ermög- 
lichen, die nötigen strukturellen Anpassungen vor- 
zunehmen, würde die Regelung auch auf eine große 
Zahl von marginalen und submarginalen Betrieben 
Anwendung finden, bei denen keine Aussichten auf 
eine wirtschaftliche Lebensfähigkeit in der Zukunft 
gegeben sind. 

Für sie würde es sich bei der Regelung lediglich um 
eine vorübergehende soziale Maßnahme handeln. 
Insbesondere bei den der letzten Kategorie angehö- 
renden Landwirten bestünde jedoch die Gefahr, daß 
sich die Begünstigten solange nicht der neuen Si- 
tuation anpassen, wie ihre Verluste, zumindest an- 
nähernd, durch die Beihilfe ausgeglichen werden, 
d. h. während der ersten Jahre der Anwendung der 
Regelung. 

System C: „Sozialpolitisch“ orientierter Ansatz 

36 . Dieser Möglichkeit liegt der Gedanke zugrun- 
de, daß Strukturveränderungen zwar nicht behin- 
dert werden sollten, diese andererseits jedoch auch 
nicht zu einem unvertretbaren sozialen Druck füh- 
ren dürfen. Solange alternative Einkommens- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten nicht gegeben sind, 
sollte diese Regelung einer Einkommensbeihilfe 
dazu beitragen, soziale Härten in der Landwirt- 
schaft zu vermeiden und den Anpassungsdruck zu 
erleichtern, ohne ihn jedoch vollständig zu neutrali- 
sieren. Ein solches System wäre ein „letzter Aus- 
weg“. Aus diesem Grund müßte es in höchstem 
Maße selektiv (d. h. auf die wirklich Bedürftigen 
konzentriert) gehandhabt werden und dürfte nur 
dann zur Anwendung gelangen, wenn andere Soli- 
daritätsmechanismen, beispielsweise die Solidarität 
zwischen Mitgliedern desselben Haushalts, bereits 
die Rolle übernommen haben, die von ihnen ver- 
nünftigerweise erwartet werden darf. 

37 . Das Gesamteinkommen der Landwirte (aus 
landwirtschaftlicher und außerlandwirtschaftlicher 
Tätigkeit) würde den vergleichbaren Einkommen 
(durchschnittliches Bruttoeinkommen) auf regiona- 
ler Ebene gegenübergestellt Nur die Landwirte 
könnten die Beihilfe erhalten, deren Gesamtein- 
kommen X % unter dem vergleichbaren Einkom- 
men oder noch niedriger liegen würde. Der Unter- 
schied zwischen dem Gesamteinkommen und den 
X % des vergleichbaren Einkommens würde in 
Form einer Einkommensbeihilfe gezahlt werden, 
nach Abzug eines Pauschalsatzes, der für die im sel- 
ben landwirtschaftlichen Haushalt lebenden Fami- 


lienmitglieder berechnet würde, die einer entlohn- 
ten außerlandwirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen. 
Dieser Pauschalsatz sollte zumindest in etwa ihre 
„Vorteile“ aufgrund der Zugehörigkeit zu dem be- 
treffenden Haushalt darstellen, jedoch in Relation 
zum außerlandwirtschaftlichen Einkommen gering 
sein, um die Bemühungen, eine Beschäftigung au- 
ßerhalb der Landwirtschaft zu finden, nicht zu un- 
terlaufen. 

38 . Das System würde im strikten Sinne nicht 
degressiv gehandhabt. Es könnte jedoch auf die je- 
weilige Generation von Betriebsleitern beschränkt 
sein und auf diese Weise mit der Zeit von selbst 
erlöschen. Da nur der Unterschied zwischen dem 
Gesamteinkommen und einem bescheidenen Anteil 
(z. B. 50 %) des vergleichbaren Einkommens ge- 
deckt wäre, würde die Selektivität der Regelung ge- 
wahrt bleiben, ohne daß für die Landwirte der An- 
reiz verloren ginge, nach alternativen Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten auf regionaler Ebene zu su- 
chen. Die Einkommensbeihilfe könnte in vielen Fäl- 
len an „Bewirtschaftungsverträge“ mit Umwelt- 
schutzauflagen gebunden sein. 

39 . Nach ersten groben Schätzungen wären etwa 
1 bis 1,5 Mio. Landwirte von einer derartigen Rege- 
lung betroffen, was in der Anlaufzeit Kosten in 
einer Größenordnung von etwa 1 000 Mio. ECU 
jährlich verursachen würde. 

Die Regelung ist, wie sie hier dargestellt wird, ein- 
deutig eine rein soziale Maßnahme, die als solche 
keine Zukunftsaussichten bietet und auf die als 
„letzter Ausweg“ zurückgegriffen wird. Es ist frag- 
lich in diesem Zusammenhang, ob das vergleich- 
bare Einkommen, wie es im Rahmen der landwirt- 
schaftlichen Strukturpolitik definiert worden ist, 
ein schlüssiger Vergleichsmaßstab ist, wenn man 
bedenkt, daß es in den verschiedenen Mitgliedstaa- 
ten unterschiedliche wirtschaftliche Bedeutung 
hat. 

System D: „Aufkauf“ und Umwidmung 

40 . Dieser Möglichkeit liegt der Gedanke zugrun- 
de, daß die Beihilfe nur gewährt wird, wenn der 
Landwirt bereit ist, seinen Anspruch auf Erzeugung 
„landwirtschaftlicher Produkte“ auf seinem Grund 
und Boden abzutreten und damit einen Beitrag zur 
Verminderung der landwirtschaftlichen Erzeugung 
insgesamt zu leisten. Dies wäre eine Art von „Stille- 
gung“ von landwirtschaftlichem Boden. Diese Mög- 
lichkeit würde in ihrer strengsten Auslegung dazu 
führen, daß die freigewordenen landwirtschaftli- 
chen Flächen langfristig für nicht landwirtschaftli- 
che Verwendungen, beispielsweise der Schaffung 
ökologischer Nischen und Reserven, Freizeitparks, 
Aufforstung gekauft oder gepachtet werden kön- 
nen. 

41 . In der Logik dieser Möglichkeit liegt es, daß 
sich praktisch jeder Landwirt an einer solchen Re- 
gelung beteiligen kann, obgleich zu erwarten ist, 
daß hauptsächlich Landwirte mit Grenzböden oder 
mangelhaften Produktionsstrukturen an ihr inter- 
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essiert sein werden. Die Beihilfe würde im Verhält- 
nis zu dem aufgegebenen Produktionsvolumen fest- 
gesetzt. 

42. Eine weniger strikte Version dieser Möglich- 
keit wäre, daß die Einkommensbeihilfe auch ge- 
währt würde, wenn der Landwirt darauf verzichtet, 
landwirtschaftliche Überschußerzeugnisse (oder 
stark gestützte landwirtschaftliche) Erzeugnisse 
umzustellen, für die es Absatzmöglichkeiten gibt, 
die jedoch kurzfristig weniger günstige Einkom- 
mensmöglichkeiten versprechen. In diesem Fall 
müßte die Beihilfe degressiv gestaffelt sein. 


43. In allen Fällen wäre die Festsetzung der Höhe 
der zu gewährenden Beihilfe Kernfrage des Pro- 
blems. Wenn der Landwirt seinen „Anspruch auf 
Erzeugung“ aufgibt, müßte die Beihilfe zumindest 
vollständig die Einkommensverluste aus der Land- 
wirtschaft ausgleichen und möglicherweise sogar 
darüber liegen, um einen echten Anreiz zu bieten. 
In diesem Fall könnten die fraglichen Beiträge 
recht hoch sein. Pro Person wären sie wahrschein- 
lich höher als bei den anderen Möglichkeiten, bei 
denen (abgesehen im Falle des Vorruhegehalts) ein 
(vollständiger oder teilweiser) Verzicht auf den An- 
spruch, Agrargüter zu erzeugen, nicht gefordert 
wird. 
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Tabelle 1 A 


Die Landwirtschaft in der Gesamtwirtschaft — Beitrag zu Bruttoinlandsprodukt und Beschäftigung 


Indikator 


D 

F 

I 

NL 

B 

LUX 

VK 

IRL 

DK 

GR 

EUR 10 

SP 

P 

Anteil der Landwirt- 
schaft am BIP x ) 















— 1973 

— Durchschnitt 

% 

3,1 

7,1 

8,6 

5,7 

4,2 

3,9 

2,9 

18,2 

6,2 

19,2 

8,8 



1980 bis 1983 . . . 

% 

2,0 

4,1 

6,5 

4,2 

2,5 

3,0 

2,2 

10,5 

5,0 

16,9 

3,7 

6,2 

6,6 

Durchschnittliche 
Jahreszuwachs- 
rate 2 ) 1970 bis 1982 
— Landwirtschaft^ 















BWS 3 ) 

% 

1,8 

1,5 

0,9 

5,1 

1,7 

— 

3,0 

— 

3,9 

2,2 

1,9*) 

1,8 

0,8 

— Industrielle 

BWS 3 ) 

— BWS insgesamt 

% 

1,3 

3,1 

3,1 

1,7 

2,6 

— 

- 0,8 

— 

2,4 

4,5 

1,7*) 

3,9 

4,6 

(= BIP) 3 ) 

% 

2,4 

3,2 

2,6 

2,3 

2,8 

— 

1,5 

— 

2,3 

4,1 

2,5*) 

3,2 

4,4 

Implizierter 

Preisdeflator 















Entwicklung 

1970 bis 1982 4 ) 















— Landwirtschaftl. 















BWS 3 ) 


136 

249 

476 

129 

162 

158 

321 

— 

239 

620 

220 a ) 

360 

520 

— Industrielle 

Index 














BWS 3 ) 

1970 

163 

287 

511 

161 

165 

143 

439 

— 

262 

487 

260 a ) 

430 

650 

— BWS insgesamt 

= 100 














(= BIP) 3 ) 


181 

313 

552 

234 

214 

132 

443 

— 

295 

544 

290 a ) 

527 

630 

Anteil der Land- 
wirtschaft an der 
Beschäftigung 
— Haupterwerbs- 















tätigkeit: 

— 1973 

% 

7,1 

10,8 

17,8 

5,5 b ) 

3,8 

7,8 

2,9 

24,6 

9,4 

33, 2 C ) 

8,8 C ) 



— 0 1980 = 















1983 

% 

5,4 

8,3 

12,4 

5,7 

2,9 

5,0 

2,5 

23,6 

7,0 

29,7 

7,6 

18,2 

25,4 

— Jahresarbeitsein- 















heiten 















(JAE): 0 1980 bis 
1983 

% 

3,8 

8,0 

9,6 

4,3 

3,2 

6,0 

2,2 

23,6 

6,5 

22,7 

6,3 



BIP je Erwerbs- 

1000 














tätigen 

ECU 

22,6 

21,6 

14,9 

26,2 

21,5 

19,2 

16,3 

13,3 

19,3 

9,4 

19,0 

15,4 

7,3 

Landwirtschaftliche 

1000 














BWS je JAE 

ECU 

11,2 

10,5 

9,1 

22,0 

16,8 

10,6 

14,8 

5,5 

14,1 

6,1 

10,4 




a ) EUR 7 = D, F, I, NL, B, VK, DK, in ECU Quelle: Eurostat 

b ) 1975 

c ) 1977 

1 ) Bruttoinlandsprodukt zu Faktorkosten 

2 ) Landeswährung, konstante Preise 1975 

3 ) Bruttowertschöpfung zu Marktpreisen 

4 ) Landeswährung 
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Tabelle 1 B 


Landwirtschaft in der Gesamtwirtschaft — Investitionen und Handel 


Indikator 

Einheit 

D 

F 

I 

NL 

B 

LUX 

VK 

IRL 

DK 

GR 

EUR 10 

Anteil der Landwirt- 
schaft an den Brutto- 
anlageinvestitionen 
— 1973 

% 

2,6 

4,3 

5,2 

4,5 

2,8 

3,5 


13,6 

5,9 

8,8 


— 1980 bis 1983 

% 

2,8 

3,6 

6,8 

4,6 

2,1 

4,0 

2,2 

8,4 

5,2 

9,3 

3,7 

Investitionsrate *) 

— in der Landwirt- 
schaft: 

1973 

% 

24,6 

17,9 

16,2 

23,2 

17,1 

29,7 

28,9 

24,1 

30,5 


20,2 

1980 

% 

31,6 

21,4 

22,0 

32,7 

21,6 

33,7 

26,7 

30,4 

30,1 

— 

24,9 

1983 

% 

25,3 

21,8 

21,9 

22,0 

17,7 

— 

23,7 

— 

— 

— 

22,3 

— in der Wirtschaft 
insgesamt: 

1973 

% 

17,4 

17,7 

15,3 

17,6 

17,5 

19,1 

15,9 

19,8 

15,8 


16,9 

1980 

% 

17,5 

16,5 

14,3 

15,6 

16,2 

18,2 

15,0 

23,4 

14,6 

— 

16,1 

1983 

% 

15,5 

— 

12,6 

13,7 

15,1 

— 

13,5 

— 

— 

— 

— 


Export + Import — 
Ratio 

(landwirtschaftliche 

Erzeugnisse) 

— 1977 

— 1983 

% 

% 

21,9 

32,2 

45,9 

87,3 

19,7 

30,2 

46,1 

66,0 

20,1 

36,6 

26,4 

41,1 

110,9 

273,8 

91,3 

133,5 

114,1 

33,2 

53,7 

Handelsbilanz: 0 

1980 bis 1983 
— Nahrungs- und 
Genußmittel 
(1983) 

Mrd. 

ECU 

-1,5 

+ 1,3 

-0,4 

-1,0 

-1,2 

-1,2 

+ 0,7 

+ 1,1 

+ 0,2 

+ 1,1 

— Marktordnungs- 
erzeugnisse 

Mrd. 

ECU 

-4,4 

+ 1,2 

-1,6 

-1,9 

-1,1 

-5,1 

+ 0,3 

+ 0,6 

+ 3,3 

-11,7 


*) Bruttoanlageinvestitionen je Bruttowertschöpfungseinheit, jeweilige Preise und Wechselkurse Quelle: EUROSTAT 
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Tabelle 1 C 


Entwicklung des Handels der Gemeinschaft mit den Drittländern 




1973 ') 

1983 2 ) 

1982 2 ) 

1983 2 ) 

Sämtliche Erzeugnisse 






Einfuhren * 

(Mrd. ECU) 

84,47 

303,80 

321,47 

328,49 


(Index) 

100 

360 

381 

389 

Ausfuhren 

(Mrd. ECU) 

80,64 

266,66 

286,48 

303,03 


(Index) 

100 

331 

355 

376 

Difizitsaldo 

(Mrd. ECU) 

3,83 

37,14 

34,99 

25,46 


(Index) 

100 

970 

913 

665 

davon : 

Landwirtschaftliche 
Erzeugnisse , Nahrungs- und 
Genußmittel 






Einfuhren 

(Mrd. ECU) 

24,14 

44,72 

47,60 

50,36 


(Index) 

100 

185 

197 

209 

Ausfuhren 

(Mrd. ECU) 

7,40 

26,05 

25,58 

26,77 


(Index) 

100 

352 

346 

361 

Defizitsaldo 

(Mrd. ECU) 

16,74 

18,67 

22,02 

23,59 


(Index) 

100 

115 

132 

141 

davon: 

Marktordnungserzeugnisse 






Einfuhren 

(Mrd. ECU) 

13,28 

23,58 

25,01 

25,75 


(Index) 

100 

178 

188 

194 

Ausfuhren 

(Mrd. ECU) 

4,90 

18,46 

17,22 

17,71 


(Index) 

100 

377 

351 

361 

Defizitsaldo 

(Mrd. ECU) 

8,38 

5,12 

7,79 

8,04 


(Index) 

100 

61 

93 

96 

Zum Vergleich 
— Verbraucherpreisindex 






in der EWG 

EUR-10 

100 

242 

269 

292 

— Index der Einheitswerte 
der Gesamtausfuhren 






(in ECU) 

EUR-10 

100 

230 

251 

261 

— Index der Einheitswerte 
der Gesamtausfuhren 






(in US-$) 

WELT 

100 

255 

245 

234 


l ) EUR-9 2 ) EUR-10 
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Tabelle 1 D 


Ausfuhren landwirtschaftlicher Erzeugnisse nach Drittländern in Tonnen *) 



Erzeugnis 

1974 

1983 

1983 : 1974 

01 

Lebende Tiere 

42 741 

221 319 

517,8 

02 

Fleisch und genießbarer Schlachtabfall 

352 210 

1 017 766 

288,9 

03 

Fische, Krebstiere und Weichtiere 

225 696 

723 459 

320,5 

04 

Milch und Milcherzeugnisse 

1 801 583 

2 245 262 

124,6 

05 

Andere Waren tierischen Ursprungs 

114 186 

157 236 

137,7 

07 

Gemüse 

1 077 325 

1 302 007 

120,8 

08 

Obst 

804 053 

933 111 

116,0 

10 

Getreide 

5 803 885 

16 451 347 

283,4 

11 

Müllereierzeugnisse 

3 012 196 

4 527 798 

150,3 

12 

Ölsaaten und ölhaltige Früchte 

426 937 

357 222 

83,6 

15 

Fette und Öle 

849 843 

1 302 908 

153,3 

16 

Zubereitungen von Fleisch, Fischen 

261 533 

252 748 

96,6 

17 

Zucker und Zuckerwaren 

1 620 698 

4 834 261 

298,2 

19 

Zubereitungen auf der Grundlage von Getreide 

193 447 

441 527 

228,2 

20 

Zubereitungen von Gemüse, Früchten 

307 878 

672 574 

218,4 

21 

Verschiedene Lebensmittelzubereitungen 

219 269 

379 120 

172,9 

23 

Rückstände und Abfälle der Lebensmittelindustrie . 

1 729 077 

4 046 933 

234,0 


Quelle: EUROSTAT-SIENA 
EUROSTAT 
*) 1974 = EWG 9 
1983 = EWG 10 


Tabelle 1 E 


Wichtigste Bestimmungsländer der EWG-Ausfuhren landwirtschaftlicher Erzeugnisse 1976 und 1983 

in jeweiligen Preisen 
(in 1000 ECU) 


1976 

1983 



% 



% 

Ge samtausfuhren 



Gesamtausfuhren 



landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

9 894 327 

100 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

25 615 629 

100 

davon: 



davon: 



Vereinigte Staaten 

1 422 808 

14,4 

Vereinigte Staaten 

3 722 676 

14,5 

Schweiz 

824 365 

8,3 

UdSSR 

1 800 537 

7,0 

Schweden 

505 496 

5,1 

Schweiz 

1 593 850 

6,2 

Österreich 

391 750 

4,0 

Saudi-Arabien 

1 264 007 

4,9 

Japan 

330 909 

3,3 

Algerien 

955 806 

3,7 

Nigeria 

301 495 

3,0 

Ägypten 

855 528 

3,3 

Kanada 

290 373 

2,9 

Japan 

826 242 

3,2 

UdSSR 

232 415 

2,3 

Schweden 

804 081 

3,1 

Saudi-Arabien 

224 768 

2,3 

Österreich 

790 348 

3,1 

Norwegen 

209 084 

2,1 

Nigeria 

772 500 

3,0 


*) EWG 9 von 1976 bis 1980 — Einbeziehung Griechenlands ab 1981 

Quelle: EUROSTAT-SIENA 
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Tabelle 1 F 

Agrar- und Nahrungsmitteleinfuhren der Gemeinschaft nach Einfuhrregelung und Warenursprung 

(in % der Gesamteinfuhr) 


Art der Einfuhrbelastung 

Ursprung 

Abschöpfung 1 ) 

Positiver Zoll 2 ) 

Nulltarif 3 ) 

Insgesamt 

Industrialisierte Länder (Klasse 1) . . 

12,6 

34,2 

53,2 

100 

Entwicklungsländer (Klasse II) 

davon: 

9,4 

34,2 

56,4 

100 

— AKP 

4,5 

0,1 

95,4 

100 

— Mittelmeerländer 

5,9 

69,1 

25,0 

100 

Staatshandelsländer (Klasse III) 

17,6 

25,5 

56,9 

100 

Alle Ursprungsländer 

11,3 

33,8 

54,9 

100 


Quelle: Eurostat — Ausarbeitung durch Statistisches Amt und Generaldirektion Landwirtschaft der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften — Daten für 1982. 

! ) Fälle, in denen als einziges Einfuhrinstrument eine Abschöpfung zur Anwendung gelangt. Die Angaben in dieser 
Spalte schließen Manihot (konsolidierte Abschöpfung von 6%) ein sowie Rindfleisch, das im Rahmen einer speziellen 
Zollregelung (ohne Abschöpfung) eingeführt wird. 

2 ) Einfuhr mit Anwendung von Zöllen oder einer Kombination von Zöllen und Abschöpfung oder Ausgleichsabgaben. 

3 ) Keinerlei Einfuhrbelastung. 

AKP: Staaten Afrikas, der Karibik und des Pazifiks; 

Mittelmeerländer: Algerien, Marokko, Tunesien, Ägypten, Syrien, Jordanien, Libanon, Malta, Zypern, Israel. 


Tabelle 1 G 


Ausgaben EAGFL 

in Mio. ECU 



D 

F 

I 

NL 

B 

LUX 

VK 

IRL 

DK 

EWG 

1975 

649,9 

1 219,4 

961,3 

543,9 

187,1 

6,0 

631,9 

246,7 

318,1 

4 764,3 

1976 

929,9 

1 453,5 

1 091,2 

771,0 

348,3 

8,5 

511,7 

234,4 

438,9 

5 787,4 

1977 

1 315,7 

1 631,7 

1 000,1 

907,2 

435,2 

10,2 

416,9 

602,5 

639,3 

6 958,8 

1978 

2 441,2 

1 511,4 

1 195,9 

1 111,2 

574,5 

25,3 

1 193,9 

358,1 

583,8 

8 995,3 

1979 

2 464,9 

2 380,5 

1 694,8 

1 402,3 

769,7 

13,9 

992,6 

484,2 

644,3 

10 847,2 

1980 

2 596,3 

2 963,1 

1 930,0 

1 569,7 

596,4 

12,6 

991,1 

609,7 

640,4 

11 909,3 


Quelle: Jahresberichte des EAGFL 
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Tabelle 1 H 


Nationale öffentliche Ausgaben zugunsten der Landwirtschaft 

(einschließlich Forschung) 
in Mio. ECU 



D 1 ) 

F 

I 

NL ') 

B 

LUX 

VK 

IRL 

DK 

EWG 

1975 

1 589,4 

2 241,0 

2 595,9 

200,5 

101,3 

14,4 

1 493,7 

176,7 

134,0 

8 546,9 

1976 

1 513,4 

2 770,6 

1 810,5 

236,3 

115,6 

21,9 

1 206,1 

215,1 

158,2 

8 047,7 

1977 

1 568,2 

2 950,5 

1 942,4 

258,5 

144,9 

28,9 

931,9 

239,2 

177,1 

8 241,6 

1978 

1 670,5 

2 239,7 

2 067,1 

288,5 

197,5 

16,3 

685,9 

297,3 

224,7 

7 687,7 

1979 

1 670,4 

2 515,4 

2 164,8 

307,5 

236,2 

18,5 

855,4 

281,3 

277,2 

8 326,7 

1980 

1 636,5 

2 731,6 

2 882,2 

330,0 

229,7 

n. v. 

1 075,5 

360,9 

273,9 

9 520, 3 2 ) 


*) Ausgaben für Agrarforschung sind eingeschlossen, nicht dagegen Ausgaben für die Sozialversicherung der Landwir- 
te. Letztere beliefen sich 1980 auf 17 Mrd. ECU, d. h. 143% der EAGFL-Ausgaben oder 175% der übrigen öffentlichen 
Ausgaben zugunsten der Landwirtschaft. 

2 ) Ohne Luxemburg, 
n. v. = nicht verfügbar. 
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Tabelle 2 


Landwirtschaftliche Betriebe in der Gemeinschaft 

(ausgewählte Merkmale) 



D 

F 

I 

NL 

BL 

LUX 

VK 

IRL 

DK 

EUR 9 

GR 

EUR 10 

Gesamtzahl 
der Betriebe 
(in 1000) 

850 

1255 

2 832 

149 

115 

5 

269 

224 

123 

5 821 

999 

6 820 

davon: 

in benachteiligten 
Gebieten 

231 

419 

1 274 


16 

5 

61 

134 


2 140 

454 

2 594 

in anderen 
Gebieten 

619 

836 

1 558 

149 

100 



207 

89 

123 

3 681 

545 

4 226 

Betriebe mit einem 
Arbeitseinsatz von 

1 JAE (in 1 000) .... 

364 

389 

2 038 

25 

37 

1 

60 

65 

33 

3 012 

728 

3 740 

davon: 

in benachteiligten 
Gebieten 

109 

126 

937 


6 

1 

12 

43 


1234 

324 

1 558 

in anderen 
Gebieten 

255 

263 

1 101 

25 

31 



48 

22 

33 

1 778 

404 

2 182 

Betriebe ohne 
Vollarbeitskraft 
(in 1000) 

434 

506 

2 451 

34 

41 

1 

91 

94 

41 

3 693 

819 

4 513 

davon: 

in benachteiligten 
Gebieten 

133 

176 

1 121 


6 

1 

20 

62 


1 519 

364 

1 883 

in anderen 
Gebieten 

301 

330 

1330 

34 

35 



71 

32 

41 

2 174 

455 

2 630 

Landwirtschaftliche 
Nutzfläche (in 1 000) 

12 212 

29 277 

15 858 

2 037 

1421 

130 

17 098 

5 049 

2 920 

86 003 

(3 692) 

(89 695) 

davon: 

in benachteiligten 
Gebieten 

2 989 

10 265 

8. 030 


286 

130 

7 118 

2 428 


31246 

(1 680) 

(32 926) 

in anderen 
Gebieten 

9 223 

19 012 

7 828 

2 037 

1 135 



9 981 

2 621 

2 920 

54 757 

(2 012) 

(56 769) 

Getreideanbau- 
fläche (in 1 000 ha) . 

5 223 

9 654 

5 177 

238 

395 

40 

3 871 

414 

1 850 

26 863 

1 574 

28 437 

davon: 

in benachteiligten 
Gebieten 

980 

2 244 

1 879 


41 

40 

257 

50 


5 491 

667 

6 158 

in anderen 
Gebieten ... 

4 244 

7 410 

3 298 

238 

354 



3 614 

364 

1850 

21 372 

907 

22 279 

Zahl der Milchkühe 
(in 1 000 Stück) 

5 429 

7 270 

2 577 

2 369 

977 

68 

3 288 

1 615 

1071 

24 665 

257 

24 922 

davon: 

in benachteiligten 
Gebieten 

1 619 

1929 

920 


205 

68 

451 

608 


5 800 

98 

5 898 

in anderen 
Gebieten 

3 810 

5 341 

1 657 

2 369 

773 

— 

2 837 

1007 

1071 

18 865 

159 

19 024 


J AE — J ahresarbeitseinheit Quelle: EUROSTAT 
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Tabelle 3 


Angaben zur Größenstruktur der landwirtschaftlichen Betriebe 

Betriebe mit 1 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche und darüber 


Land 

„Kleinbetriebe“ mit 1 bis 10 ha 
landwirtschaftlicher Nutzfläche 

„Großbetriebe“ mit 50 oder mehr ha 
landwirtschaftlicher Nutzfläche 

Jahr 

% der Betriebe 

% der landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche 

% der Betriebe 

% der landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche 

D 

50 

13 

5 

23 

1983 

F 

33 

6 

15 

46 

1983 

I 

86 

37 

2 

31 

1980 

NL 

43 

15 

3 

16 

1983 

B 

47 

13 

5 

23 

1983 

LUX 

28 

4 

22 

48 

1983 

VK 

24 

2 

33 

82 

1983 

IRL 

31 

7 

9 

33 

1980 

DK 

20 

5 

13 

40 

1983 

GR 

91 

66 

0,2 

8 

1981 

EUR 10 

64 

15 

6 

42 

1980 

SP 

77 a ) 

6 

5 

68 

1972 

P 

90 

— 

1.6 

— 



l ) Einschließlich Betriebe mit weniger als 1 ha 
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Tabelle 4 


Landwirtschaftliche Betriebe und landwirtschaftliche Arbeitskräfte 1979/80 


A. Landwirtschaftliche Betriebe mit und ohne regelmäßige fremde Arbeitskräfte a ) 



D 

F 

I 

NL 

B 

LUX 

VK 

IRL 

DK 

EUR 9 

GR 

EUR 10 

Landwirtschaftliche 

in 

1000 

850 

1 255 

2 832 

149 

115 

5,2 

269 

224 

123 

5 822 

999 

6 821 

Betriebe insgesamt .... 
Landwirtschaftliche 


% 

100 

100 

100 

100 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

Betriebe ohne regel- 
mäßig angestellte 

in 

1000 

805 

1 144 

2 774 

135 

112 

4,8 

189 

206 

107 

5 477 

996 

6 473 

fremde Arbeitskräfte . . 

Landwirtschaftliche 


% 

95 

91 

98 

91 

97 

92 

70 

92 

87 

94 

99,7 

95 

Betriebe mit regel- 
mäßig angestellten 

in 

1000 

45 

111 

58 

14 

3 

0,4 

80 

18 

16 

345 

3 

348 

fremden Arbeitskräften 


% 

5 

9 

2 

9 

3 

8 

30 

8 

13 

6 

0,3 

5 


B. Mithelfende Familienangehörige und regelmäßige fremde Arbeitskräfte a ) 



D 

F 

I 

NL 

B 

LUX 

VK 

IRL 

DK 

EUR 9 

GR 

EUR 10 

Landwirtschaftliche 

in 1000 

1 983 

2 659 

5 301 

302 

186 

12,2 

723 

469 

234 

11 869 



Arbeitskräfte insgesamt 

% 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 



Mithelfende Familien- 

in 1 000 

1882 

2 447 

5 177 

267 

178 

12,0 

468 

442 

208 

11 081 

1 881 

12 962 

angehÖrige insgesamt . 
(Regelmäßig angestellte) 

% 

95 

92 

98 

88 

96 

98 

65 

94 

89 

93 



familienfremde Arbeits- 

in 1 000 

101 

212 

124 

35 

8 

0,2 

255 

27 

26 

788 



kräfte insgesamt 

% 

5 

8 

2 

12 

4 

2 

35 

6 

11 

7 




a ) Haupterwerbstätigkeit in der Landwirtschaft und andere Quelle: EUROSTAT 
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Tabelle 5 


Die „landwirtschaftliche Bevölkerung“: 

Ausgewählte Merkmale der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte (a) 

1979/80 



D 

F 

I 

NL 

BL 

LUX 

VK 

IRL 

DK 

EUR 9 

GR 

EUR 10 

Landwirtschaftliche 
Arbeitskräfte insge- 
samt (in 1 000 ) l ) 

1983 

2 659 

5 301 

302 

186 

12 

723 

469 

234 

11869 



davon: 

in benachteiligten 
Gebieten 

533 

884 

2 373 


24 

12 

145 

273 


4 244 



in anderen 
Gebieten 

1451 

1775 

2 928 

302 

162 



579 

195 

234 

7 626 



Mithelfende Famili- 
enangehörige insge- 
samt (in 1 000) 

1882 

2 447 

5 177 

267 

178 

12 

468 

442 

208 

11081 

1881 

12 962 

davon: 

in benachteiligten 
Gebieten 

521 

849 

2 334 


23 

12 

114 

265 


4 120 

864 

4 984 

in anderen 
Gebieten 

1360 

1 599 

2 843 

267 

156 



354 

176 

208 

6 961 

1017 

7 978 

Arbeitskräfte insge- 
samt (in 1 000 JAE) . 

1 051 

1847 

2 158 

242 

124 

9 

583 

310 

172 

6 496 



davon: 

in benachteiligten 
Gebieten 

259 

584 

906 


15 

9 

111 

171 


2 055 



in anderen 
Gebieten 

792 

1264 

1 252 

242 

109 



472 

139 

172 

4 442 



Mithelfende Famili- 
enangehörige insge- 
samt (in 1 000 JAE) . 

952 

1 586 

1 795 

204 

117 

9 

332 

275 

145 

5 415 



davon: 

in benachteiligten 
Gebieten 

249 

538 

777 


15 

9 

81 

159 


1828 



in anderen 
Gebieten 

702 

1 049 

1 018 

204 

103 

— 

250 

116 

145 

3 587 


: 


x ) Familienfremde nichtregelmäßige Arbeitskräfte ausgeschlossen 

a) Haupterwerbstätigkeit in der Landwirtschaft und andere Quelle: EUROSTAT 
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Tabelle 6 


Erwerbstätige a) nach Erwerbssektor und Geschlecht 1983 



D 

F 

I 

NL 

BL 

LUX 

VK 

IRL 

DK 

GR 

EUR 10 

Landwirtschaft . . 

insgesamt 

1 490 

1 790 

2 466 

273 

115 

7 

587 

196 

177 

1 051 

8 152 


männlich 

746 

1 142 

1 591 

220 

81 

5 

467 

169 

134 

595 

5 150 


weiblich 

744 

649 

875 

54 

33 

2 

120 

26 

42 

456 

3 002 

Industrie 

insgesamt 

10 685 

7 089 

7 412 

1 423 

1 144 

46 

8 299 

342 

664 

951 

38 054 


männlich 

8 168 

5 351 

5 674 

1223 

930 

41 

6 439 

278 

499 

754 

29 356 


weiblich 

2 518 

1 738 

1 738 

199 

214 

5 

1860 

64 

165 

197 

8 698 

Dienstleistungen 

insgesamt 

13 772 

12 415 

10 705 

3 219 

2 158 

90 

14 228 

580 

1 547 

1 506 

60 219 


männlich 

7 013 

6 129 

6 735 

1 845 

1233 

50 

6 753 

328 

679 

1 013 

31779 


weiblich 

6 758 

6 286 

3 970 

1373 

924 

40 

7 475 

252 

868 

493 

28 440 


a) Haupterwerbstätige im Sektor 


Quelle: Labour Force Sample Survey 1983, EUROSTAT 
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Tabelle 7 


Veränderungen in der Erwerbstätigkeit a) 1973 bis 1983 und 1960 bis 1983 



D 


F 

I 

NL 

Landwirtschaft 






1973 bis 1983 (in 1 000) 

- 553 

- 

609 

- 946 

- 27 

(in %) 

- 29 

- 

26 

- 27 

- 10 

I960 bis 1983 (in 1 000) 

-2210 

- 

2 497 

-4 068 

-216 

(in %) 

- 62 

- 

60 

- 62 

- 46 

Erwerbstätigkeit insgesamt 






1973 bis 1983 (in 1 000) 

-1 735 

+ 

88 

+ 1 501 

4-306 

(in %) 

6 

+ 

0,4 

4- 8 

4- 6 

I960 bis 1983 (in 1 000) 

-1 059 

+ 1 889 

+ 301 

+ 910 

(in %) 

4 

-1- 

10 

+ 1 

4- 23 


a) Haupterwerbstätige im Sektor 

1 ) EUR 9 

2 ) 1974—1983 

3 ) Zivile Erwerbstätigkeit 
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Schaubild 2 


Landwirtschaftliche Erwerbsbevölkerung *) 

1983 vorläufige Angaben 


Erwerbstätige insgesamt 
(8,144 Mio.) 


Alter 


Landwirtschaftliche Betriebsleiter 
(4,009 Mio.) 

Alter 



•♦70 

YSSSj, 1 


«55-69 

1 






200 400 600 800 tXO 12CO UCÜ 



ICD 200 300 &00 500 600 700 


*) Haupterwerbstätigkeit in der Landwirtschaft 
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Tabelle 8 


Landwirtschaftliche Betriebsleiter nach normaler Arbeitszeit im Betrieb 

(mit und ohne außerbetriebliche Erwerbstätigkeit) 

1979/80 



Gesamtzahl der 
Betriebsleiter 

Anteil der normalen Arbeitszeit im Betrieb 

0 bis 50 % 

50 % bis 100 % 

100 % 

A 

B 

A 

B 

A 

B 


1000 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

D 

828 

100 

36,2 

12,1 

4,8 

2,9 

2,1 

41,9 

F 

1210 

100 

26,7 

3,1 

8,9 

6,3 

1,9 

53,2 

I 

2 760 

100 

27,1 

45,3 

2,0 

13,9 

0,2 

11,4 

NL 

145 

100 

7,8 

6,7 

8,2 

6,1 

5,0 

69,0 

B 

114 

100 

25,5 

3,2 

3,7 

4,3 

3,4 

60,0 

LUX 

5 

100 

10,7 

6,7 

6,0 

4,4 

4,7 

67,4 

VK 

237 

100 

12,4 

11,2 

5,8 

7,3 

3,0 

60,4 

IRL 

214 

100 

16,7 

8,6 

6,7 

17,1 

3,0 

48,0 

DK 

120 

100 

12,1 

12,0 

4,6 

8,8 

3,0 

59,6 

EUR-9 

5 635 

100 

26,5 

25,8 

4,5 

10,0 

1,3 

31,9 

GR 









EUR- 10 .... 










A = mit Erwerbstätigkeit außerhalb der Landwirtschaft 
B = ohne Erwerbstätigkeit außerhalb der Landwirtschaft 
Quelle: EUROSTAT 
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Tabelle 9 


Durchschnittlicher Realanstieg der gemeinsamen Preise in Landeswährung 



1973/74 

1974/75 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1978/79 

1979/80 

Bundesrepublik 
Deutschland 

- 0,8 

+ 6,8 

+ 1,3 

+ 1,4 

- 1,6 

- 2,3 

- 3,8 

Frankreich 

- 2,4 

+ 2,3 

- 1,9 

+ 0,6 

- 1,3 

+ 2,5 

- 1,0 

Italien 

+ 7,7 

+ 12,1 

- 2,3 

+ 8,9 

- 7,5 

- 0,8 

+ 0,7 

Niederlande 

- 6,7 

+ 3,9 

- 1,5 

- 1,7 

- 2,6 

- 3,1 

- 3,5 

Belgien 

- 1,2 

+ 1,1 

- 2,8 

- 0,3 

- 3,2 

- 2,1 

- 3,7 

Luxemburg 

- 3,5 

- 2,7 

+ 10,2 

- 5,1 

+ 2,0 

- 2,9 

- 5,1 

Vereinigtes 

Königreich 1 ) 

+ 9,7 

+ 16,8 

+ 4,4 

- 0,3 

+ 7,2 

+ 1,4 

- 1,0 

Irland 1 ) 

- 2,4 

+ 23,5 

+ 3,8 

+ 17,5 

- 5,8 

+ 0,7 

- 9,8 

Dänemark 1 ) 

- 2,7 

+ 0,7 

- 2,7 

+ 6,9 

+ 1,0 

- 6,6 

+ 2,5 

Griechenland 1 ) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Durchschnitt ( A ) 

+ 0,5 

+ 7,5 

- 0,4 

+ 2,8 

- 1,7 

- 0,4 

- 1,7 


Erläuterung 
Durchschnittlicher Anstieg 

Gemeinsamer Preis 

Gemeinsame Preise in Landeswährung 


Inflationsrate 

Realanstieg 


Durchschnittlicher Anstieg der nach Wert der jeweiligen landwirtschaftli- 
chen Enderzeugung gewichteten Preise. 

Richtpreis oder entsprechender Preis. 

Preise in ECU, zu denen am Ende eines jeden Wirtschaftsjahres geltenden 
grünen Wechselkursen in Landeswährung umgerechnet (außer für 1985/ 
86: grüne Wechselkurse auf der Grundlage der Preisbeschlüsse). 
BIP-Preisdeflator für das Kalenderjahr (z. B. für das Wirtschaftsjahr 1973/ 
74, Inflationsrate für das Jahr 1973 usw.). 

Inflationsbereinigter Nominalanstieg. 
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Tabelle 9 










Anstieg insgesamt 

1980/81 

1981/82 

1982/83 

1983/84 

1984/85 2 ) 

1 985/86 3 ) 

1977/78 

1972/73 

1980/81 

1977/78 

1983/84 
1980/81 5 ) 

1985/86 

1983/84 

1985/86 

1972/73 

- 0,8 

+ 1,5 

+ 

1,9 


0,2 

- 2,5 

- 1,9 

+ 7,1 

- 6,8 

+ 3,2 


4,4 

- 1.4 

- 6,4 

+ 3,1 

+ 

0,3 

- 

1,5 

- 2,1 

- 4,1 

- 2,7 

- 5,5 

+ 1,9 

- 

6,1 

-11,7 

-12,8 

+ 2,9 

- 

6,6 

- 

5,2 

- 3,9 

- 5,1 

+ 18,8 

-12,9 

- 8,9 

- 

8,8 

-14,0 

- 1,2 

+ 4,5 

+ 

1,6 

+ 

1,0 

- 3,8 

- 1,0 

- 8,6 

- 7,5 

+ 7,2 

— 

4,8 

-13,7 

+ 5,8 

+ 10,4 

+ 

6,0 

+ 

0,4 

- 1.4 

- 4,8 

- 6,3 

- 0,3 

+ 17,5 

— 

6,1 

+ 3,1 

- 3,4 

+ 7,6 

+ 

4,5 

- 

2,2 

- 1,8 

- 3,6 

+ 0,2 

-11,0 

+ 10,0 

- 

5,3 

- 7,2 

-12,5 

- 2,2 

+ 

2,4 

— 

0,5 

- 4,6 

- 4,9 

+ 43,0 

-12,2 

- 0,4 

_ 

9,3 

+ 13,5 

- 8,6 

- 3,0 

- 

4,1 

- 

0,3 

- 2,2 

- 4,9 

+ 38,5 

- 8,0 

- 7,3 

— 

7,0 

- 0,9 

- 3,0 

+ 5,4 

- 

0,6 

— 

3,2 

- 4,1 

- 3,7 

+ 2,9 

- 7,1 

+ 1,4 

— 

7,6 

-10,4 

— 

— 

- 

2,8 

- 

4,3 

- 1.9 

- 3,3 

— 

— 

- 7,0 

- 

5,1 

— 

- 6,2 

+ 2,4 

- 

0,4 

- 

1,7 

- 3,0 

- 3,7 

+ 8,7 

- 8,2 

+ 0,3 

- 

6,6 

- 6,5 


*) Einschließlich Preisauswirkungen im Anschluß an den Beitritt zur Gemeinschaft 

2 ) Ohne Berücksichtigung des Abbaus der positiven Währungsausgleichsbeträge am 1. Januar 1985 für die Bundesrepu- 
blik Deutschland und die Niederlande (Bundesrepublik Deutschland: —5,2 % für Getreide und Milch, —5,1 % für die 
anderen Erzeugnisse; für die Niederlande: — 0,7 % für Getreide, — 0,6 % für Milch, — 0,8 % für die anderen Erzeug- 
nisse). Der sich daraus ergebende Einkommensverlust ist durch nationale Maßnahmen mit finanzieller Beteiligung 
der Gemeinschaft aufgefangen worden. 

3 ) Unter Berücksichtigung eines Preisrückgangs bei Getreide um 1,8 %. 

4 ) Durchschnitt nach Gewichtung der nationalen Durchschnitte mit Anteil der einzelnen Mitgliedstaaten am Wert der 
landwirtschaftlichen Enderzeugung, für die gemeinsame Preise gelten. 
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Tabelle 10 


Einkommensindikatoren für die Landwirtschaft und die Wirtschaft insgesamt 

Durchschnitt (1980 bis 1983) 



D 

F 

I 

NL 

B 

LUX 

VK 

IRL 

DK 

GR 

EUR 10 

Landwirtschaft 

— Bruttowertschöpfung 
je Betrieb 

14,0 

15,6 

7,2 

36,4 

18,3 

19,1 

32,4 

7,1 

20,7 

5,3 

11,3 

— Bruttowertschöpfung 

8,2 

10,5 

7,8 

19,5 

18,6 

11,6 

13,9 

5,9 

13,9 

5,4 

9,2 

je Erwerbstätigen 

— Bruttowertschöpfung 
je Jahresarbeits- 
einheit 

11,2 

10,5 

9,1 

22,0 

16,8 

10,6 

14,8 

(8,9) 

5,5 

14,1 

6,1 

10,4 

Gesamtwirtschaft 
— BIP je Erwerbstätigen 

22,6 

21,6 

14,9 

26,2 

21,5 

19,2 

16,3 

13,3 

19,3 

9,4 1 

19,0 


BIP = Bruttoinlandsprodukt 


Tabelle 11 


Bruttowertschöpfung *) je Jahresarbeitseinheit in der Landwirtschaft auf ECU- 
und Kaufkraftparitätenbasis: Durchschnitt 1980 bis 1983 


Bruttowertschöpfung je JAE 

D 

F 

I 

NL 

B 

LUX 

VK 

IRL 

DK 

GR 

EUR 10 

auf ECU- Basis 

— 1 000 ECU 

— Index EUR 10 = 100 . 

11,2 

108 

10,5 

102 

9,1 

88 

22,0 

212 

16,8 

162 

10,8 

102 

14,8 

143 

5,5 

53 

14,1 

136 

6,1 

59 

10,4 

100 

auf Kaufkraftparitäten- 
basis 

— 1 000 Kaufkraftparität 

— Index EUR 10 = 100 . 

11,1 

93 

11,0 

92 

12,4 

104 

22,3 

187 

18,9 

158 

12,0 

101 

15,9 

133 

6,8 

57 

13,7 

114 

8,8 

73 

12,0 

100 


x ) Zu Faktor kosten Quelle: EUKOST AT 
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Schaubild 3 


Entwicklung der realen Einkommen in der Gesamtwirtschaft 
und in der Landwirtschaft 

(Durchschnitt 1979-80-81 = 100) 
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Schaubild 4 


Verteilung der landwirtschaftlichen Einkommen 1 ) in den „Haupterwerbsbetrieben“ 

Prozentualer Anteil an der Gesamtzahl der Arbeitseinheiten in jeder Einkommensklasse 






*) Einkommen je Jahresarbeitseinheit in 1 000 ECU 
*) Nettowertschöpfung des Betriebs je Jahresarbeitseinheit 

Quelle: INLB-Buchführungsergebnisse 1982/83, gewichtet anhand der Strukturerhebung 1975 
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Tabelle 12 


Regionen der Gemeinschaft: Basisindikatoren für die Landwirtschaft (1983) (I) 



Gesamt- 
bevölke- 
rung in 

1 000 

BIP zu Markt- 
preisen in der 
Gesamtwirt- 
schaft 

BWS* zu 
Marktpreisen 
in der Land- 
wirtschaft 


Arbeitskräfte 


Region 

Mrd. 

ECU 

1 000 
ECU/ 
Ein- 
woh- 
ner 

Mrd. 

ECU 

% BIP 

insge- 

samt 

in der 

Landwirtschaft 

ohne 

Beschäftigung 






1 000 

1000 

% 

1 000 

% 

Bundesrepublik 
Deutschland 

61 426 

734,4 

12,0 

11,78 

1,6 

27 736 

1444 

5,2 

1 884 

6,8 

Schleswig-Holstein . . 

2 611 

27,1 

10,4 

1,01 

3,7 

1 207 

70 

5,8 

89 

7,3 

Hamburg — Bremen 
— Berlin 

4 184 

69,6 

16,6 

0,15 

0,2 

1 902 

16 

0,8 

163 

8,6 

Niedersachsen 

7 238 

74,6 

10,3 

2,44 

3,3 

3 209 

220 

6,8 

260 

8,1 

Nordrhein-Westfalen . 

16 949 

199,7 

11,8 

1,97 

1,0 

7 149 

196 

2,7 

591 

8,3 

Hessen 

5 587 

72,9 

13,0 

0,65 

0,9 

2 553 

97 

3,8 

145 

5,7 

Rheinland-Pfalz 

3 627 

38,9 

10,7 

0,81 

2,1 

1 615 

90 

5,6 

105 

6,5 

Baden-Württemberg . 

9 249 

115,2 

12,5 

1,66 

1,4 

4 398 

235 

5,3 

196 

4,4 

Bayern 

10 925 

124,7 

11,4 

3,04 

2,4 

5 282 

514 

9,7 

297 

5,6 

Saarland 

1 057 

11,7 

n,i 

0,06 

0,5 

420 

6 

1,4 

40 

9,5 

Frankreich 

54 441 

584,4 

10,7 

20,75 

3,6 

23 198 

1705 

7,3 

1 730 

7,5 

Ile de France 

10 096 

153,4 

15,2 

0,65 

0,4 

5 035 

25 

0,5 

284 

5,6 

Champagne- Ardenne 

1 349 

14,4 

10,7 

1,51 

10,5 

555 

36 

6,5 

44 

7,8 

Picardie 

1 746 

17,2 

9,9 

1,09 

6,3 

709 

58 

8,2 

60 

8,5 

Haute-Normandie 

1 665 

19,6 

11,7 

0,54 

2,8 

677 

28 

4,1 

65 

9,6 

Centre 

2 272 

22,9 

10,1 

1,49 

6,5 

972 

80 

8,2 

62 

6,4 

Basse-Normandie 

1355 

12,3 

9,1 

0,82 

6,7 

618 

112 

18,1 

49 

7,9 

Bourgogne 

1 597 

15,2 

9,5 

0,93 

6,1 

623 

71 

11,4 

48 

7,7 

Nord-Pas-de-Calais . . . 

3 931 

37,2 

9,5 

0,80 

2,1 

1 548 

71 

4,7 

143 

9,3 

Lorraine 

2 342 

23,3 

9,9 

0,43 

1,9 

895 

38 

4,2 

71 

7,9 

Alsace 

1559 

18,0 

11,6 

0,43 

2,4 

709 

22 

3,1 

40 

5,6 

Franche-Comte 

1 082 

11,2 

10,4 

0,28 

2,5 

464 

46 

9,9 

31 

6,7 

Pays de la Loire 

2 947 

27,7 

9,4 

1,80 

6,5 

1251 

154 

12,3 

102 

8,2 

Bretagne 

2 712 

23,7 

8,7 

1,60 

6,8 

1 148 

198 

17,2 

88 

7,7 

Poitou-Charentes 

1 572 

13,3 

8,5 

1,09 

8,2 

591 

74 

12,5 

55 

9,3 

Aquitaine 

2 664 

25,5 

9,6 

1,33 

5,2 

1 064 

153 

14,4 

92 

8,6 

Midi-Pyrenees 

2 316 

19,9 

8,6 

1,33 

6,7 

934 

154 

16,5 

71 

7,6 

Limousin 

739 

6,3 

8,5 

0,36 

5,8 

266 

41 

15,4 

17 

6,4 

Rhone — Alpes 

5 038 

53,4 

10,6 

1,22 

2,3 

2 232 

120 

5,4 

134 

6,0 

Auvergne 

1333 

11,9 

8,9 

0,56 

4,7 

578 

96 

16,6 

41 

7,1 

Languedoc-Roussillon 

1 935 

15,9 

8,2 

1,30 

8,2 

751 

75 

10,0 

74 

9,8 

Provence — Alpes — 
Cöte d’Azur — Corse . 

4 191 

42,1 

10,0 

1,18 

2,8 

1 578 

54 

3,4 

159 

10,0 


# ) BWS = Bruttowert Schöpfung 
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noch Tabelle 12 


Region 

Gesamt- 
bevölke- 
rung in 
1000 

BIP zu Markt- 
preisen in der 
Gesamtwirt- 
schaft 

BWS* zu 
Marktpreisen 
in der Land- 
wirtschaft 

Arbeitskräfte 

Mrd. 

ECU 

1 000 
ECU/ 
Ein- 
wohner 

Mrd. 

ECU 

% 

BIP 

insge- 

samt 

1 000 

in der 

Landwirtschaft 

ohne 

Beschäftigung 

1 000 

% 

1000 

% 

Italien 

56 836 

397,0 

7,0 

22,15 

5,6 

22 540 

2 466 

10,9 

1930 

8,6 

Piemonte 

4 479 

38,3 

8,6 

1,46 

3,8 

1 975 

172 

8,7 

144 

7,3 

Valle d’Aosta 

113 

1,1 

10,0 

0,03 

2,5 

49 

4 

9,1 

2 

3,6 

Liguria 

1807 

15,7 

8,7 

0,46 

2,9 

596 

50 

8,4 

35 

5,9 

Lombardia 

8 922 

81,4 

9,1 

1,93 

2,4 

3 793 

131 

3,4 

220 

5,8 

Trentino-Alto Adige . . 

877 

6,7 

7,7 

0,41 

6,1 

366 

44 

11,9 

17 

4,7 

Veneto 

4 364 

31,7 

7,3 

1,87 

5,9 

1 819 

180 

9,9 

134 

7,4 

Friuli-Venezia Giulia . 

1236 

9,8 

7,9 

0,32 

3,3 

489 

34 

7,0 

38 

7,7 

Emilia-Romagna 

3 970 

34,8 

8,8 

2,96 

8,5 

1752 

208 

11,9 

118 

6,7 

Toscana 

3 592 

27,9 

7,8 

1,05 

3,8 

1 476 

95 

6,4 

124 

8,4 

Umbria 

812 

5,6 

6,9 

0,35 

6,3 

326 

30 

9,3 

27 

8,4 

Marche 

1420 

10,0 

7,1 

0,63 

6,3 

629 

89 

14,1 

37 

6,0 

Lazio 

5 030 

36,0 

7,2 

1,33 

3,1 

1,989 

103 

5,2 

155 

7,8 

Campania 

5 508 

26,3 

4,8 

1,97 

15 

2 043 

328 

16,1 

266 

13,0 

Abruzzi 

1226 

7,0 

5,7 

0,57 

8,2 

499 

90 

18,0 

38 

7,7 

Molise 

330 

1,7 

5,0 

0,15 

9,0 

120 

34 

28,1 

12 

10,0 

Puglia 

3 904 

19,1 

4,9 

2,24 

11,7 

1 428 

312 

21,8 

152 

10,6 

Basilicata 

613 

3,0 

4,9 

0,27 

8,9 

231 

60 

26,1 

27 

11,8 

Calabria 

2 078 

8,9 

4,3 

1,05 

11,7 

720 

138 

19,1 

95 

13,3 

Sicilia 

4 950 

23,9 

4,8 

2,51 

10,5 

1 677 

297 

17,7 

198 

11,8 

Sardegna 

1606 

8,0 

5,0 

0,60 

7,5 

564 

68 

12,0 

90 

16,0 

Niederlande 

14 365 

148,5 

10,3 

6,20 

4,2 

5 618 

265 

4,7 

657 

11,7 

Belgien 

9 856 

90,1 

9,1 

2,00 

2,2 

3 867 

112 

2,9 

456 

11,8 

Luxemburg 

366 

3,6 

9,8 

0,09 

2,5 

150 

7 

4,6 

5 

3,3 

Vereinigtes 











Königreich 

56 377 

511,4 

9,1 

8,38 

1,6 

26 293 

548 

2,1 

2 861 

10,9 

North 

3 110 

25,8 

8,3 

0,40 

Iß 

1 403 

17 

1,2 

206 

14,7 

Yorkshire 











and Humberside 

4 914 

38,6 

7,9 

0,79 

2,1 

2 275 

46 

2,0 

267 

11,7 

East Midlands 

3 855 

31,2 

8,1 

0,74 

2,4 

1 828 

48 

2,6 

175 

9,6 

East Anglia 

1913 

15,2 

7,9 

0,81 

5,3 

915 

46 

5,0 

74 

8,1 

South East 

17 018 

169,3 

9,9 

1,29 

0,8 

8 265 

94 

1,1 

661 

8,0 

South West 

4 401 

35,5 

8,1 

1,07 

3,0 

2 016 

87 

4,3 

177 

8,8 

West Midlands 

5 184 

39,1 

7,5 

0,65 

hl 

2 423 

40 

1,7 

329 

13,6 

North West 

6 436 

53,5 

8,3 

0,39 

0,7 

2 956 

35 

1,2 

400 

13,5 

Wales 

2 809 

22,4 

8,0 

0,62 

2,8 

1 182 

43 

3,6 

158 

13,4 

Scotland 

5 170 

44,6 

8,6 

1,20 

2,7 

2 385 

57 

2,4 

310 

13,0 

Northern Ireland 

1569 

10,5 

6,7 

0,41 

3,9 

646 

36 

5,6 

106 

16,3 

Irland 

3 508 

20,2 

5,8 

1,79 

8,9 

1312 

189(280) 

14,4(21,0) 

194 

14,8 

Dänemark 

5 114 

63,4 

12,4 

2,55 

4,0 

2 664 

158 

5,9 

260 

9,7 

Griechenland 

9 850 

38,9 

4,0 

5,42 

13,9 

3 807 

1 024 

26,9 

332 

8,7 

North Greece 

3 198 

11,4 

3,6 

2,44 

21,4 

2 965 

440 

14,8 



South Greece 

5 800 

24,9 

4,3 

2,43 

9,8 

565 

461 

81,6 



Crete + Islands 

852 

2,7 

3,2 

0,56 

20,8 

278 

122 

43,9 




*) BWS = Bruttowertschöpfung 
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Tabelle 13 


Regionen der Gemeinschaft: Basisindikatoren für die Landwirtschaft (1983) (II) 


Region 

Brutto- 
wert- 
schöp- 
fung der 
Land- 
wirt- 
schaft zu 
Faktor- 
kosten 

Jahres- 

arbeits- 

einheit 

Zahl der 
Betriebe 

Land- 
wirt- 
schaft- 
liche 
Nutzflä- 
che (LN) 

Brutto- 
wert- 
schöp- 
fung je 
Jahres- 
arbeits- 
einheit 

Brutto- 
wer t- 
schöp- 
fung je 
Betrieb 

Brutto- 
wert- 
schöp- 
fung je 
ha (LN) 

Jahres- 
arbeits- 
einheit 
je Be- 
trieb 

LN je 
Betrieb 

LN je 
Jahres- 
arbeits- 
einheit 
ha 


Mrd. 

ECU 

1000 

1000 

1000 ha 

1000 

ECU 

1000 

ECU 

ECU 

Einheit 

ha 

ha 

Bundesrepublik 
Deutschland 

9,862 

1 051,0 

849,9 

12 212 

9,4 

11,6 

810 

1,2 

14 

12 

Schleswig-Holstein 

0,896 

52,8 

35,5 

1 101 

17,0 

25,2 

810 

1,5 

31 

21 

Hamburg/Bremen/Berlin 

0,143 

6,6 

3,2 

29 

21,7 

44,7 

4 930 

2,1 

9 

4 

Niedersachsen 

2,000 

171,3 

129,9 

2 750 

11,7 

15,4 

730 

1,3 

21 

16 

Nordrhein-Westfalen 

1,660 

131,7 

107,3 

1 671 

12,6 

15,5 

990 

1,2 

16 

13 

Hessen 

0,600 

73,7 

66,9 

797 

8,1 

9,0 

750 

1,1 

12 

11 

Rheinland-Pfalz 

0,600 

88,9 

74,7 

760 

6,7 

8,0 

790 

1,2 

10 

9 

Baden- Württemberg 

1,336 

168,4 

152,3 

1 532 

7,9 

8,8 

870 

1,1 

10 

9 

Bayern 

2,573 

352,1 

274,3 

3 496 

7,3 

9,4 

740 

1,3 

13 

10 

Saarland 

0,055 

5,4 

5,7 

76 

10,2 

9,6 

720 

1,0 

13 

14 

Frankreich 

16,600 

1 847,5 

1 255,3 

19 278 

9,0 

13,2 

570 

1,5 

23 

16 

Ile de France 

0,559 

27,8 

11,2 

601 

20,1 

49,9 

930 

2,5 

54 

22 

Champagne-Ardenne 

1,259 

57,0 

36,9 

1 562 

22,1 

34,1 

810 

1,5 

42 

27 

Picardie 

0,888 

55,3 

27,8 

1361 

16,1 

31,9 

650 

2,0 

49 

25 

Haute-Normandie 

0,425 

39,0 

28,1 

824 

10,1 

15,1 

520 

1,4 

29 

21 

Centre 

1,263 

96,7 

65,9 

2 516 

13,1 

19,2 

500 

1,5 

38 

26 

Basse-Normandie 

0,695 

93,6 

64,6 

1 376 

7,4 

10,8 

510 

1,5 

21 

15 

Bourgogne 

0,852 

73,7 

46,5 

1799 

11,6 

18,3 

470 

1,6 

39 

24 

Nord-Pas-de-Calais 

0,623 

62,6 

38,3 

896 

10,0 

16,3 

700 

1,6 

23 

14 

Lorraine 

0,443 

46,1 

33,7 

1 125 

9,6 

13,1 

390 

1,4 

33 

24 

Alsace 

0,363 

35,6 

27,5 

337 

10,2 

13,2 

1 080 

1,3 

12 

9 

Franche-Comte 

0,260 

36,0 

24,5 

691 

7,2 

10,6 

380 

1,5 

28 

19 

Pays de la Loire 

1,433 

166,5 

110,3 

2 419 

8,6 

13,0 

590 

1,5 

22 

15 

Bretagne 

1,235 

171,7 

118,2 

1 861 

7,2 

10,4 

660 

1,5 

16 

11 

Poitou-Charentes 

0,681 

103,1 

69,6 

1 829 

6,6 

9,8 

370 

1,5 

26 

18 

Aquitaine 

0,881 

157,5 

97,9 

1 579 

5,6 

9,0 

560 

1,6 

16 

10 

Midi-Pyrenees 

0,913 

154,2 

104,0 

2 471 

5,9 

8,8 

370 

1,5 

24 

16 

Limousin 

0,283 

53,0 

36,5 

920 

5,3 

7,7 

310 

1,5 

25 

17 

Rhone-Alpes 

1,033 

140,5 

110,1 

1715 

7,4 

9,4 

600 

1,3 

16 

12 

Auvergne 

0,489 

79,2 

56,6 

1 597 

6,2 

8,6 

310 

1,4 

28 

20 

Languedoc-Roussillon . . . 

1,091 

104,8 

83,5 

1 056 

10,4 

13,1 

1 030 

1,3 

13 

10 

Provence- Alpes- 

Cote d’Azur 

0,865 

84,1 

56,4 

623 

10,3 

15,3 

1 390 

1,5 

11 

7 

Corse 

0,065 

9,2 

7,0 

123 

7,1 

9,3 

530 

1,3 

18 

13 

Italien 

18,297 

2 157,6 

2 832,4 

15 858 

8,5 

6,5 

1 150 

0,8 

6 

7 

Piemonte 

1,120 

180,1 

193,2 

1 224 

6,2 

5,6 

920 

0,9 

6 

7 

Valle dAosta 

0,019 

6,2 

8,8 

93 

3,1 

2,2 

200 

0,7 

11 

15 

Liguria 

0,332 

43,0 

50,2 

114 

7,7 

6,6 

2 910 

0,9 

2 

3 

Lombardia 

1,624 

142,0 

142,3 

1 151 

11,4 

11,4 

1410 

1,0 

8 

8 
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noch Tabelle 13 


Region 

Brutto- 
wert- 
schöp- 
fung der 
Land- 
wirt- 
schaft zu 
Faktor- 
kosten 

Jahres- 

arbeits- 

einheit 

Zahl der 
Betriebe 

Land- 
wirt- 
schaft- 
liche 
Nutzflä- 
che (LN) 

Brutto- 
wert- 
schöp- 
fung je 
Jahres- 
arbeits- 
einheit 

Brutto- 
wert- 
schöp- 
fung je 
Betrieb 

Brutto- 
wert- 
schöp- 
fung je 
ha (LN) 

Jahres- 
arbeits- 
einheit 
je Be- 
trieb 

LN je 
Betrieb 

LN je 
Jahres- 
arbeits- 
einheit 
ha 


Mrd. 

ECU 

1000 

1000 

1000 ha 

1000 

ECU 

1000 

ECU 

ECU 

Einheit 

ha 

ha 

Trentino-Alto Adige 

0,348 

52,7 

50,0 

407 

6,6 

7,0 

860 

1,1 

8 

8 

Veneto 

1,625 

186,7 

217,8 

906 

8,7 

7,5 

1790 

0,9 

4 

5 

Friuli-Venezia Giulia 

0,266 

43,7 

58,0 

268 

6,1 

4,6 

990 

0,8 

5 

6 

Emilia-Romagna 

2,411 

194,5 

165,3 

1 272 

12,4 

14,6 

1900 

1,2 

8 

7 

Toscana 

0,832 

129,7 

129,6 

1 008 

6,4 

6,4 

830 

1,0 

8 

8 

Umbria 

0,290 

42,2 

54,2 

424 

6,9 

5,3 

680 

0,8 

8 

10 

Marche 

0,498 

78,8 

80,9 

563 

6,3 

6,2 

880 

1,0 

7 

7 

Lazio 

1,054 

131,8 

197,1 

845 

8,0 

5,3 

1 250 

0,7 

4 

6 

Campania 

1,588 

211,6 

257,4 

729 

7,5 

6,2 

2 180 

0,8 

3 

3 

Abruzzi 

0,516 

80,6 

105,1 

526 

6,4 

4,9 

980 

0,8 

5 

7 

Molise 

0,123 

26,4 

42,0 

263 

4,7 

2,9 

470 

0,6 

6 

10 

Puglia 

2,096 

190,5 

329,0 

1496 

11,0 

6,4 

1400 

0,6 

5 

8 

Basilicata 

0,312 

44,5 

75,7 

639 

7,0 

4,1 

490 

0,6 

8 

14 

Calabria 

0,789 

95,6 

180,8 

753 

8,2 

4,4 

1 050 

0,5 

4 

8 

Sicilia 

1,984 

204,6 

386,8 

1 722 

9,7 

5,1 

1 150 

0,5 

4 

8 

Sardegna 

0,470 

72,3 

108,3 

1453 

6,5 

4,3 

320 

0,7 

13 

20 

Niederlande 

4,000 

242,1 

148,7 

2 037 

16,5 

26,9 

1960 

1,6 

14 

8 

Belgien 

1,811 

123,9 

115,1 

1 421 

14,6 

15,7 

1270 

1,1 

12 

11 

Luxemburg 

0,076 

9,0 

5,2 

130 

8,4 

14,6 

580 

1,7 

25 

14 

Vereinigtes Königreich . . 

6,907 

582,8 

268,6 

17 098 

11,8 

25,7 

400 

2,2 

64 

29 

North 

0,318 

28,3 

12,5 

1 037 

11,2 

25,4 

310 

2,3 

83 

37 

Yorkshire 

and Humberside 

0,613 

42,7 

18,2 

1 087 

14,4 

33,7 

560 

2,4 

60 

25 

East Midlands 

0,664 

45,4 

19,1 

1 224 

14,6 

34,8 

540 

2,4 

64 

27 

East Anglia 

0,708 

48,7 

14,7 

979 

14,5 

48,2 

720 

3,3 

67 

20 

South East 

1,150 

79,8 

27,9 

1 644 

14,4 

41,2 

700 

2,9 

59 

21 

South West 

0,895 

84,8 

38,8 

1 796 

10,6 

23,1 

500 

2,2 

46 

21 

West Midlands 

0,540 

45,7 

21,1 

959 

11,8 

25,6 

560 

2,2 

45 

21 

North West 

0,301 

28,4 

13,8 

450 

10,6 

21,8 

670 

2,1 

33 

16 

Wales 

0,485 

54,2 

31,5 

1456 

8,9 

15,4 

330 

1,7 

46 

27 

Scotland 

0,922 

72,7 

31,1 

5 451 

12,7 

29,6 

170 

2,3 

175 

75 

Northern Ireland 

0,311 

52,0 

40,0 

1 015 

6,0 

7,8 

310 

1,3 

25 

20 

Irland 

1,293 

310,3 

223,5 

5 049 

4,2 

5,8 

260 

1,4 

23 

16 

Dänemark 

1,905 

171,6 

122,7 

2 920 

11,1 

15,5 

650 

1,4 

24 

17 

Griechenland 

4,253 

863,3 

958,7 

3 454 

4,9 

4,4 

1 230 

0,9 

4 

4 

North Greece 

2,019 

479,5 

497,0 

1444 

4,2 

4,1 

1400 

1,0 

3 

3 

South Greece 

1,820 

255,8 

265,7 

1 345 

7,1 

6,8 

1 350 

1,0 

5 

5 

Crete -I- Islands 

0,414 

136,0 

190,0 

664 

3,0 

2,2 

620 

0,7 

3 

5 
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Karte 1 


Agrareinkommensgefälle zwischen den Regionen 1 ) 
(Haupterwerbsbetriebe) 



l ) Nettowertschöpfung je Jahresarbeitseinheit. 

Quelle: INLB Ergebnisse 1982/83 gewichtet auf Grundlage der Strukturerhebung 1975 
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Karte 2 


Regionen mit niedrigem BIP pro Kopf und hohen Anteilen der Beschäftigung in der Landwirtschaft 



Quelle: Die Regionen Europas, zweiter periodischer Bericht über die sozioökonomische Lage und Entwicklung der 
Europäischen Gemeinschaft 

*) : Anteile der in der Landwirtschaft Beschäftigten an der reg. Gesamtbeschäftigung 
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Karte3 


Gesamtarbeitslosenquoten, 1983 

EUR 9 = 10,9 % 



Anmerkung: Eurostat-Schätzungen basierend auf den Ergebnissen der Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte 1981 
und registrierte regionale Arbeitslosigkeit, April 1983 
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Karte 4 


Entwicklung der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 1980 bis 1990 

Gesamtveränderung der Bevölkerung im Alter von 15 bis 59 Jahren 
in Prozenten, ohne Wanderungen 

EUR 10 = 3,6 % 



Netherlands Economic Institute (NEI) 


Quelle: Siehe Karte 2 
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